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Eröffnung und Begrüßung
Ing. (grad.) E. Merkelbach

Zu Beginn unserer d iesjährigen Fachtagung darf ich 
unter unseren zahlreichen Gästen als V ertre te r des 
Bundes Herrn M in is te ria lra t Kliesch aus dem Bundes­
arbe itsm in is te rium  begrüßen. Herr Kliesch ist als Ver­
tre te r des Herrn M in is te ria ld irekto rs  Fitting, der we­
gen d ienstlicher Angelegenheiten heute verh indert ist, 
erschienen.
Des weiteren darf ich als V ertre te r des Landes Baden- 
W ürttem berg Herrn M in ister W alter H irrlinger begrü­
ßen. Herr M in is te r H irr linge r ist als A rbe its- und So­
z ia lm in is te r des Landes Baden-W ürttem berg g le ich­
zeitig auch der Sch irm herr unserer heutigen Tagung. 
Als V ertre te r der S tadt S tu ttgart begrüße ich Herrn 
O berbürgerm eister A rnu lf Klett.
All unseren Gästen g ilt unser besonderer Dank und 
der Wunsch, Anregungen fü r die praktische A rbe it m it 
nach Hause zu nehmen. Anregungen, die m ithelfen, 
die S icherheit in a llen Lebensbereichen w eiterh in  zu 
verbessern. Aus den dre i Vereinen, Verein Deutscher 
Gewerbeaufsichtsbeam ten, Verein Deutscher Revi­
sions-Ingenieure und Verein Deutscher S icherheits­
ingenieure, hat sich vo r ca. acht Jahren die Fachver­
e in igung A rbe itss icherhe it zusamm engeschlossen und 
veransta lte t als technischer Verband alle zwei Jahre, 
neben vielen anderen Aufgaben, eine gemeinsame 
Fachtagung. Unser Z iel ist es, besonders zur Verbes­
serung der A rbe itss icherhe it in den Betrieben tätig  zu 
sein.
Zur Zeit s ind in den angeschlossenen Verbänden w eit 
mehr als 2000 M itg lieder erfaßt. Der weitaus größte 
Teil d ieser M itg lieder hat ständig m it Fragen der A r­
beitssicherhe it aus beruflichen Gründen zu tun. Die 
M itg liederzahlen sind in den vergangenen Jahren 
ständig gestiegen und sie zeigen dam it auch den ste i­
genden Trend, der der Bedeutung der A rbe itssicher­
heit zugemessen w ird. Ganz besonders auffä llig  ist 
d ieser ste igende Trend hier in Südwest-Deutschland. 
Der Gewinn lag nicht zu letzt bei der besonderen A kti­
v itä t der Beratungen der Verbände in Fragen der A r­
beitssicherheit. In den letzten Jahren sind in diesem 
Raume viel G roßveranstaltungen abgehalten worden. 
Ich denke dabei an die A ktion gegen den Unfall 1969 
sow ie an die d ies jährige  A rbe itssicherhe itsveransta l­
tung in Ludw igshafen. Dabei möchte ich an die beson­
ders aktiven M itg lieder aus unseren Reihen denken, 
die erst durch ihren persönlichen Einsatz allen diesen

Veranstaltungen Profil gegeben und dam it den Erfolg 
begründet haben.
An d ieser S telle muß ich an die Unterstützung seitens 
der Landesregierung erinnern. Diese hat -  w ie auch 
heute -  durch den persönlichen Einsatz des A rbe its­
m inisters W alter H irrlinger der A rbe itssicherhe it ganz 
besondere Aufm erksam keit gewidmet.
Die heute beginnende Fachtagung soll nun den er­
fo lgreichen Weg der Vergangenheit w e ite r fortsetzen. 
Wie bisher gehören Fachvorträge über s icherheits­
technische Problem e zu unserem Programm. Darüber 
hinaus w ird  eine Podium diskussion über die Zusam­
menarbeit der S icherheitsfachleute und Ingenieure 
geführt werden. W ir hoffen, dam it einem echten Be­
dürfnis der Fachleute entgegen zu kommen. Es soll 
der Versuch gemacht werden, hierbei Wege aufzuzei­
gen, die den Einsatz der S icherheitsfachleute noch 
w irkungsvo lle r als bisher gestalten. Unser Ziel ist es, 
aus humanitären Gründen fü r die gesamte Bevölke­
rung und aus w irtschaftlichen Gründen besonders für 
unsere Betriebe noch größeren Erfolg zu haben. Die­
ser Gesichtspunkt erscheint m ir in der heutigen Zeit 
besonders w ichtig zu sein, da w ir überall m it Personal­
mangel in Verwaltung und Betrieb zu kämpfen haben. 
Erst Nachwuchskräfte fü r die S icherheitsaufgaben her­
anzubilden, kostet Zeit. Wenn es also gelingt, den 
Einsatz der vorhandenen Kräfte durch Verbesserung 
der O rganisation und Verm eidung von Doppelarbeit 
noch effektiver zu gestalten, so können w ir in Deutsch­
land in kurzer Zeit vie l mehr fü r die A rbeitssicherheit 
erreichen, als wenn w ir auf Erfolge warten müssen, die 
erst m it e iner zahlenmäßigen Verstärkung der Inge­
nieure auf dem Gebiet der A rbe itssicherhe it möglich 
werden.
W ir sind vo lle r Hoffnung, daß mit d ieser Fachtagung 
auch entscheidende Impulse in d ieser Richtung gege­
ben werden. Natürlich soll auch -  w ie bei früheren 
Veranstaltungen -  der persönliche Kontakt zwischen 
den Teilnehm ern gefördert werden. Dabei nehmen w ir 
die M öglichkeiten des fre ien und unkonventionellen 
Meinungsaustausches wahr, m it dem Ziel, fü r unsere 
gemeinsame A rbe it in Zukunft noch besser gerüstet 
zu sein.
In diesem Sinne wünsche ich unserer Fachtagung 
einen guten Verlauf und allen Teilnehm ern, insbeson­
dere aber unseren Gästen, ein herzliches Glückauf.
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Oberbürgermeister Dr. Arnulf K le tt

Arbeitssicherhe it ist ein Thema, das uns aufrütte ln 
sollte. Es sollte  uns mehr als nachdenklich stimmen. 
Die meisten von uns haben sich nämlich längst daran 
gewöhnt, nicht nur Verkehrsunfälle, sondern auch A r­
beitsunfä lle  -  solange sie nicht das eigene Ich oder 
etwa die nächsten Angehörigen oder Freunde betre f­
fen -  m it G le ichgültigke it oder sogar Lethargie h inzu­
nehmen. Wer denkt heute schon darüber nach, ob der 
Mensch oder die Technik versagt haben und w ie d ie ­
ses oder jenes Unglück hätte verh indert werden kön­
nen.

Die Auffassung »mir kann nichts passieren, ich passe 
ja im Gegensatz zu meinen Kolleginnen und Kollegen 
auf und bin immun gegen einen Unfall« herrscht v ie l­
fach an den Arbeitsplätzen und auch im Haushalt 
vor.

Welche Hausfrau findet sich schon m it einem w eniger 
gründlichen Hausputz deshalb ab, w eil der Ehemann 
sie beispielsweise vor dem Fensterputzen auf die Un­
fa llge fahr beim Besteigen einer altersschwachen Leiter 
aufmerksam gemacht hat? Dasselbe Problem taucht 
bei derVerw endung eines schadhaften E lektrogerätes 
oder beim Rasenmähen auf. Im Schwabenland g ib t es 
eine Anekdote, die ich Ihnen in diesem Zusam m en­
hang erzählen darf. Es geht um die Konsequenzen 
m angelnder A rbeitssicherheit.

Zwei W aldarbeiter waren draußen, ein Stamm fä llt um, 
der Mann spring t weg und der andere w ird erschla­
gen und ist tot. Einige Zeit nach der Beerdigung tr ifft 
die W itwe mit der Frau desjenigen, der weggesprun­
gen ist, zusammen und frag t: »Wie ist es D ir denn er­
gangen, hast Du eine anständige Entschädigung be­
kommen?« Darauf sagt die andere: »Für den Tod mei­
nes Mannes habe ich 5000.- DM bekommen.« »So, 
so, das ist ja  prima! Und mein A lte r spring t weg!«

Meine Damen und Herren, so wie im Haushalt ist es 
auch auf den Baustellen, in den Fabrikhallen, an den 
Maschinen und W erkbänken und überall dort, wo ge­
arbe ite t w ird. Daß die U nfa llgefahr jeden bedroht, daß 
der ganze Perfektionism us unseres Ze ita lters jeden 
bedroht, m erkt kaum jemand. W ir berücksichtigen viel 
zu wenig, daß bei den meisten Unfällen sowohl bei 
den Arbeitsunfä llen als auch bei Unfällen auf der 
Straße menschliches Versagen die Hauptursache ist. 
Dies kann erst besser werden, wenn sich jedermann

vor Augen hält, daß sein Tun zu einem Unfall führen 
könnte. Dazu sind Bedächtigkeit, Sorgfa lt und Ge­
w issenhaftigke it e rfo rderlich ; a lles Eigenschaften, die 
nicht nur in den Augen unserer jüngeren M itbürger 
viel zu zeitraubend sind, um sie erwerben zu können. 
W ir erleben dies auf unseren Straßen täglich, ja 
stündlich: Schon ein Umweg von etwa 20 m, den die 
Benutzung eines durch Lichtzeichen geregelten Über­
weges erfordert, ist den meisten Fußgängern zu viel, 
zu zeitraubend, zu um ständlich. L ieber nehmen die 
Menschen um eines mehr als fragw ürd igen und nicht 
nennenswerten Zeitgew innes w illen  eine Gefährdung 
ihrer eigenen S icherheit bedenkenlos in Kauf. Gerade 
diese B edenkenlosigke it und S org los igke it ist es, an 
die unsere M itbürger im m er w ieder e rinnert werden 
sollten.

Zum Problem S icherheit am Arbeitsplatz, U nfa llver­
hütung und A rbeitshygiene gehören auch Fragen­
komplexe, die in der betrieblichen S oz ia lpo litik  insge­
samt und spezifisch im Zusam m enhang mit w erkärz t­
licher Prävention und R ehabilita tion gegeben sind. 
Eine sorg fä ltige  E inste llungsuntersuchung, Kenntnis 
der Arbeitsplätze, Überwachungsuntersuchungen, Er­
holungsfürsorge sind Maßnahmen der Prävention, die 
a lle rd ings in großen und m ittleren Betrieben w esent­
lich eher getroffen werden als in kle ineren Betrieben. 
Zur S icherheit am A rbeitsp latz gehört m it anderen 
W orten auch die G ewährleistung der gesetzlichen und 
hygienisch zumutbaren bis e inw andfre ien A rbe itsbe­
dingungen.

Sie sind heute zusamm engekom men, um besondere 
Themen der U nfallverhütung zu behandeln. Ihre Ta­
gung w ird aber -  und davon bin ich überzeugt -  auch 
der Ö ffentlichke it erneut zeigen, daß Unfälle am A r­
beitsplatz keineswegs auf ein unabwendbares Ge­
schick zurückzuführen sind und daß sie bei Beachtung 
der erforderlichen Sorgfa lt durchaus verh indert, m in­
destens aber erheblich reduziert werden können. Da­
zu ist aber außerdem auch -  und das ist der weitere 
Zweck Ihrer Tagung -  die Anpassung der U nfa llver­
hütungsmaßnahmen an die sich stets ändernde mo­
derne Technik erforderlich. Die Technik b le ib t nicht 
stillstehen. Neue Maschinen, neue Arbe itsm ethoden 
werden e ingeführt; auch d ie Menschen werden an­
dere. An vielen Maschinen und an zahllosen A rbe its ­
plätzen finden w ir heute unserer Sprache nicht genü-
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gend mächtige, ih rer Umwelt frem de und aus diesem 
Grunde auch in hohem Maße unfa llgefährdete A rbe i­
ter, die w ir m it den ih rer M entalitä t entgegenkom m en­
den Methoden ansprechen müssen.

Ihre Tagung, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, b ietet Themen von e rstrang iger Bedeutung, w ie 
ich e ingangs gesagt habe. Möge sie einen anregen­
den Gedanken- und Erfahrungsaustausch bringen, 
mögen Sie zum W ohle unserer M itmenschen w ertvolle  
Anregungen m it nach Hause nehmen. Sie werden 
dann dazu beitragen, Leben und G esundheit zah lre i­
cher M itbürger zu erhalten und jahre lang dauerndes 
Unglück verhindern. Es g ib t nicht viel schönere und 
w ichtigere Aufgaben. In diesem Sinne heiße ich Sie 
in S tu ttgart herzlich w illkom m en.

Um eines möchte ich Sie b itten : Nehmen Sie sich auch 
Zeit, genießen Sie auch unsere Stadt und ihre Um­
gebung.
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Ministerialrat G. Kliesch

Der Bundesarbeitsm in ister W alter A rendt hat mich 
gebeten, Ihnen zur Jahrestagung 1970 der »Fachver­
e inigung Arbeitssicherheit« seine Grüße auszurichten. 
Er wäre gern h ierher zu Ihrer Veranstaltung gekom ­
men und hat dies auch beim Besuch des Vorstandes 
des VDSI im Bundesarbeitsm in isterium  zugesagt, denn 
er ist an den Fragen der A rbe itssicherhe it brennend 
interessiert.

Herr Fitting, der Leiter der Abte ilung Arbe itsrecht und 
A rbeitsschutz im Bundesm inisterium  fü r A rbe it und 
Sozialordnung hatte fest vor, h ierher zu kommen. Die 
A rbeiten am Entwurf des Betriebsverfassungsgeset­
zes stehen vor dem Abschluß. Herr Fitting ist dadurch 
le ider verh indert, an dieser Veranstaltung te ilzuneh­
men. Er hat mich gebeten, Ihnen seine besten Grüße 
zu überm itteln.

Die Arbe itssicherhe it ist ein Schwerpunkt der m oder­
nen Sozia lpolitik. »Humanisierung des Arbeitslebens« 
ist d ieser Schwerpunkt in der Regierungserklärung 
vor einem Jahr genannt worden. A ls Herr Bundes­
arbe itsm in ister W alter A rendt zu Beginn seiner Tätig ­
keit auf e iner Veranstaltung im Rahmen der Aktion 
gegen den Unfall 1970 in Dortm und eine A rt Bestands­
aufnahme der Unfallverhütung gemacht hatte, ist das 
von einigen Ihrer Kollegen fälschlich so ausgelegt 
worden, als habe er d ie bisherigen Leistungen der 
Technischen Aufsichtsbeamten und Gewerbeaufsichts­
beamten einfach beiseite geschoben, sie nicht e r­
kannt. Dabei müßte es doch die selbstverständlichste 
Sache sein, immer w ieder zu überprüfen, ob man auf 
dem richtigen Wege ist; dies um so mehr, als die Zah­
len der Unfälle am Arbeitsp latz seit e inigen Jahren 
steigen, im letzten Jahr allein um über 7 %  und in 
einigen Bereichen sogar um 15 bis 1 9% . Diese S te i­
gerungen lagen überproportiona l zu den gestiegenen 
Beschäftigtenziffern. Auch in diesem Jahr nehmen 
die Unfälle w e ite r zu. Im ersten H alb jahr 1970 liegen 
die vorläufigen Zahlen um 1,6 %  höher als in der Vor­
jahreszeit. In diesem Saal w ird  niemand sagen: »nur 
1 ,6% «; denn hier handelt es sich um 30 000 A rbe it­
nehmer mehr, die ihren A rbe itsp latz nicht m ehr heil 
verlassen haben.

Es ist die Frage, ob diese Zahlen allein ein Maßstab 
fü r die Gefährdung des A rbeits lebens sind. B isher ist 
jedoch nur gefragt worden. Hier w ird die Unfallursa­

chenforschung einzusetzen haben, U nfa llursachenfor­
schung, das moderne Schlagwort, dem man überall 
begegnet und unter dem sich jede r v ie lle ich t etwas 
anderes vorste llt. Um deutlicher zu machen, was Un­
fallursachenforschung ist, was sie sein kann, hat Herr 
Bundesarbeitsm in ister W alter A rendt fü r den 30. No­
vem ber und 1. Dezember 1970 nach Dortm und zu 
einem ersten Symposion über U nfa llursachenfor­
schung in der Bundesrepublik Deutschland e ingela­
den. A lle  W issenschaftler, a lle Gruppen und Institute, 
d ie sich mit diesen Fragen befassen, sind eingeladen, 
dam it auch auf diesem Gebiet in e iner A rt Bestands­
aufnahme Leitlin ien fü r d ie zukünftige A rbe it gesetzt 
werden. In diesem Jahr sind zum ersten Mal 600 0 0 0 -  
DM fü r Unfallursachenforschung im Haushalt des Bun­
desinstitu ts in Koblenz enthalten. Nicht fü r E igenfor­
schung ist das Geld bestimm t. Es werden Aufträge an 
W issenschaftler vergeben, und bei der Vergabe w ird  
die Institu ts le itung von e iner Gruppe beraten, in der 
auch Sie von den Berufsgenossenschaften, von der 
G ewerbeaufsicht und aus den Betrieben vertreten 
sind. Die Summe soll im nächsten Jahr erhöht 
werden; denn es liegt ein weites, b isher kaum bear­
beitetes Gebiet vor uns. Die neue Bundesansta lt fü r 
A rbeitsschutz und Unfa llforschung in Dortm und w ird  
hier fü r Sie alle eine H ilfe bringen.

Nun lassen Sie mich noch e in ige W orte zu dem Ge­
setzentwurf fü r betrieb liche S icherheitsorgane sagen. 
Seit Jahren drängt der Deutsche Bundestag die Bun­
desregierung, Gesetzentwürfe fü r S icherheits inge­
nieure und fü r Betriebsärzte vorzulegen. Aussprachen 
mit Fachleuten im letzten Herbst haben den Bundes­
a rbe itsm in is te r überzeugt, daß es sinnvo ll ist, diese 
Materie innerbetrieb licher S icherheitsorgane in einem 
Gesetz zu regeln. Der Plan ist dem B undestagsaus­
schuß fü r A rbeit vorgetragen w orden. Das Bundes­
arbeitsm in isterium  soll einen ausgewogenen Gesetz­
entw urf vorbereiten. Es ist se lbstverständlich, daß die 
Betroffenen -  die m itte lbar und unm itte lba r Betro ffe­
nen -  an der Beratung be te ilig t w erden. M it dem Vor­
stand des VDSI besteht ein gu te r K ontakt; das gleiche 
g ilt fü r den Verband der W erksärzte. Auch die V ertre ­
te r der Berufsgenossenschaften und der G ew erbeauf­
sicht sind an den V orbere itungen bete ilig t. Der Ent­
w urf soll in d ieser Leg is la tu rperiode vorge leg t w er­
den. Im nächsten U nfa llverhütungsbericht, der aus-
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sagekrä ftiger sein w ird  als seine Vorgänger, werden 
Thesen zum Gesetz gebracht und dam it öffentlich zur 
D iskussion geste llt. Sie können überzeugt sein, daß 
in den Fragen der A rbe itss icherhe it in unserem Hause 
nichts am grünen Tisch gemacht w ird ; denn auf Ihre 
Erfahrungen, meine Damen und Herren, können w ir 
nicht verzichten, wenn die U nfallverhütung ausgebaut 
werden soll. Deshalb w ird  der Entwurf e iner neuen 
Unfallanzeige, den ein Gutachter ausgearbeitet hat, 
auch neben G ew erbeaufsicht und Berufsgenossen­
schaften dem Vorstand des VDSI zugeleitet, dam it 
d ie jenigen, die das Form ular später als erste in die 
Hand bekomm en, auch bei der Gestaltung m itw irken 
können.

Meine Damen und Herren, ich wünsche Ihrer Veran­
sta ltung einen vollen Erfolg und einen guten Verlauf!
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Aufgaben auf dem Gebiet 
der Arbeitssicherheit 
und deren Lösungen 
in Baden-Württemberg
Minister W. Hirrlinger

Ich habe mich sehr darüber gefreut, daß die Jahres­
tagung 1970, der vom Verein Deutscher Gewerbeauf­
sichtsbeamten, vom Verein Deutscher Revisionsinge­
nieure und vom Verein Deutscher S icherheitsinge­
nieure getragenen Fachvereinigung Arbe itssicherhe it 
in der Stadt S tuttgart durchgeführt w ird, die als Haupt­
stadt des hochindustria lis ierten Landes Baden-W ürt­
tem berg alle Voraussetzungen fü r die Durchführung 
einer Tagung über A rbe itssicherhe it erfü llt. Dem Wun­
sche, auf Ihrer Fachtagung das W ort zu ergreifen und 
über Aufgaben auf dem Gebiet der A rbe itssicherhe it 
und deren Lösungen in Baden-W ürttem berg zu spre­
chen, bin ich gerne nachgekommen. Sie dürfen ver­
sichert sein, daß ich Ihren gemeinsamen Bemühungen 
um die Erhaltung von Leben und Gesundheit der A r­
beitnehm er größtes Interesse entgegenbringe und als 
A rbe its- und Sozia lm in ister bestrebt bin, das meine 
zu den Aufgaben beizutragen, die uns alle gem ein­
sam geste llt sind.

Die freundlichen Begrüßungsworte darf ich erw idern 
und Ihnen im Auftrag des Herrn M in isterpräsidenten 
herzliche Grußworte der Landesregierung entbieten 
und den Veranstaltern einen guten Verlauf der Jah­
restagung wünschen. Ich bin überzeugt, daß die Te il­
nehmer heute und morgen w ertvo lle  Anregungen für 
ihre berufliche A rbe it auf dem Gebiet der A rbe its­
sicherheit bekommen und S tuttgart als Stätte der Be­
gegnung in guter Erinnerung behalten.

Wenn w ir von Arbe itssicherhe it sprechen, dürfen w ir 
diesen Begriff nicht zu eng auslegen. A rbe itssicher­
heit ist nicht nur Unfallschutz; sie ist w eit mehr und 
umfaßt den Gesamtbereich des Arbeitsschutzes. Der 
betriebliche Gesundheitsschutz einschließlich des 
Strahlenschutzes gehört ebenso h ierher w ie etwa der 
erhöhte Schutz fü r besondere Personengruppen, d. h. 
fü r Frauen, werdende M ütter und Jugendliche.

Ein Tätigwerden auf dem Gebiet der A rbeitssicherheit 
ist letzten Endes produktive Sozia lpo litik , die m it ihrem 
Schwergew icht auf die Vorsorge ausgerichtet ist und 
sich nicht erst m it einem eingetretenen Sozialfa ll be­
schäftigen darf. Eine produktive S ozia lpo litik  muß 
auch darauf ausgerichtet sein, das le ider vielfach noch 
zu wenig entw ickelte S icherheits- und Gesundheits­
bewußtsein der A rbe itnehm er zu wecken und wach­
zuhalten. Nicht erst seit meinem A m tsantritt im Juni

1968 habe ich jede G elegenheit und M öglichke it be­
nutzt, Verständnis und U nterstützung fü r d iese Kon­
zeption einer produktiven S ozia lpo litik  auch auf dem 
uns heute besonders in teressierenden Teilgebiet, 
nämlich dem der A rbe itssicherhe it, zu suchen. A ls A r­
beits- und Sozia lm in ister ist es m ir ein besonderes 
Anliegen, diesen Bereich der S oz ia lpo litik  modern und 
dynamisch zu gestalten.

Es unterlieg t zwar keinem Zweife l, daß die Revisions­
tä tigke it der Gewerbeaufsichtsbeam ten und der Tech­
nischen Aufsichtsbeam ten der Berufsgenossenschaf­
ten w ich tiger als je  ist und auf keinen Fall entbehrt 
w erden kann. Aber a lle in m it konventione llen Metho­
den werden w ir die uns auf dem Gebiet der A rbe its ­
s icherheit erwachsenden Aufgaben schon aus per­
sonellen Gründen nicht bew ältigen können. W ir müs­
sen deshalb insbesondere auf dem G ebiet der Ver­
hütung von A rbe itsunfä llen neue Wege suchen, w ir 
müssen den wachsenden U nfallgefahren m it neuen 
Methoden w irksam  begegnen. W ir müssen Schwer­
punkte b ilden und dabei gew isse Akzente setzen. Daß 
w ir dabei auf aktive M itarbe it der innerbetrieb lichen 
S icherheitsorgane, d. h. insbesondere der S icherheits­
ingenieure und W erksärzte sow ie der S icherheits­
beauftragten angewiesen sind, sei am Rande ver­
merkt. S innvolle Schw erpunktsbildung auf dem Ge­
biet der Unfallverhütung ist aber nur m öglich, wenn 
w ir wissen, in welchen Bereichen dies notw endig ist. 
Die Unfallursachenforschung steckt le ider noch zu 
sehr in den Kinderschuhen, als daß von do rt w irksam e 
Hilfe zuteil werden könnte. W ir haben in Baden-W ürt­
tem berg deshalb versucht, uns zunächst an den uns 
zur Verfügung stehenden Sofortm eldungen über töd ­
liche Unfälle zu orientieren, w eil zu verm uten ist, daß 
dort, wo sich vie le töd liche Unfälle ereignen, die Un­
fa llhäufigke it im gesamten besonders groß ist. Jeder 
töd liche Unfall w ird dem Arbe its- und Sozia lm in is te ­
rium Baden-W ürttem berg seit 18 Jahren von den Ge­
w erbeaufsichtsäm tern fernm ündlich gem eldet. Diese 
sind gehalten, jeden töd lichen Unfall so fo rt nach Be­
kanntwerden zu untersuchen und auch die U nfa ll­
ursachen m it der Meldung durchzugeben. Die tö d ­
lichen Unfälle werden nicht nur zahlenm äßig reg i­
strie rt. Ursache, Hergang und Folge werden vie lm ehr 
bisher stichw ortartig  m it U nterte ilung nach Gegen­
ständen in eine Liste e ingetragen. Die system atische
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Auswertung d ieser Liste ergab eindeutig zwei Unfall­
schwerpunkte, nämlich die Baustelle und das inner­
betrieb liche Transportwesen. Auf diesen beiden Ge­
bieten zeichnen sich außerdem Bereiche ab, wo es 
g ilt, noch besondere Akzente zu setzen.

Man kann m ir entgegenhalten, daß die Auswertung 
der von den Gewerbeaufsichtsäm tern gemeldeten 
töd lichen Unfälle a lle in kein genaues Bild ergeben 
könne. Man w ird m ir aber einräum en müssen, daß 
w ir m it d ieser M ethode gewissermaßen einen M ikro­
zensus erhalten, der uns m indestens so lange ein un­
gefähres Bild verm itte ln  kann, als die U nfa llsta tistik 
in ih rer G esam theit und die Unfallursachenforschung 
uns nicht d ie G rundlagen fü r die B ildung von Schwer­
punkten lie fern können. Nach E inführung der Daten­
verarbe itung im Berichtswesen der Gewerbeaufsicht 
unseres Landes zu Beginn dieses Jahres w ird es uns 
m öglich sein, a lle in Baden-W ürttem berg von der Ge­
w erbeaufsicht untersuchten Unfälle -  also nicht nur 
die töd lichen — fü r die B ildung von Schwerpunkten 
auszuwerten. Es ist zu hoffen, daß nach der beabsich­
tig ten Um wandlung des Bundesinstitu ts fü r A rbe its ­
schutz in eine Bundesansta lt fü r A rbeitsschutz und 
U nfallforschung die U nfa lls ta tis tik  der Berufsgenos­
senschaften, die ihren N iederschlag in dem Unfall­
verhütungsberich t der Bundesregierung finden, so 
gesta lte t w ird, daß auch die Ergebnisse der U nfa ll­
ursachenforschung m it in teg rie rt werden können. Die 
Unfallanzeigen und die Anzeigen fü r Berufskrankhei­
ten müssen der Datenverarbeitung zugeführt werden 
können; ihre bald ige Um gestaltung ist deshalb eine 
zw ingende N otw endigkeit, und w ir sind gerne bereit, 
dabei m itzuw irken und vor allem m it unseren Erfah­
rungen auf dem Gebiet der Datenverarbeitung zu d ie ­
nen. W ir hoffen, auf diesem Wege alsdann auch ein­
deutige W erte fü r Baden-W ürttem berg zu erhalten, 
so daß unser Unfa llbericht, den w ir se it zwei Jahren 
herausgeben, entsprechend gesta lte t werden kann.

Doch nun zurück zu den von m ir genannten Schwer­
punkten. Dem A rbe its- und S ozia lm in isterium  w ur­
den von 1960 bis 1969, also in 10 Jahren, insgesamt 
2219 töd liche A rbe itsunfä lle  gemeldet, wovon sich 
nicht w en iger als 42,5 %  auf Baustellen ereigneten.

A ls besondere Schwerpunkte konnten erm itte lt w er­
den

1. Gerüst-Abstürze 146

2. T ransport auf Baustellen 129
davon a lle in 30 %  durch 
rückw ärtsfahrende Fahrzeuge

3. Stürze durch Luken usw. 109

4. G rabeneinbrüche u. ä. 96

5. e lektrischer Strom 83

Diese a larm ierenden Zahlen haben mich veranlaßt, im 
Jahre 1968 eine A ktion Bauarbeiterschutz durchzu­
führen, deren Ergebnisse die dringende N otw endig­
keit zur Durchführung w e ite rer Sonderaktionen aufge­
zeigt haben. H auptbete ilig te  an d ieser Aktion waren 
neben der staatlichen G ewerbeaufsicht die w ürttem - 
bergische Bau-Berufsgenossenschaft, die südw est­

liche Bauberufsgenossenschaft, die T iefbau-Berufsge­
nossenschaft und die G em eindeunfallversicherungs­
verbände. Außerdem wurde die Aktion B auarbeiter­
schutz von den dem Innen- und dem Finanzm iniste­
rium nachgeordneten Polizei-, Baurechts- und Bau­
verwaltungsbehörden ebenso unterstützt w ie von der 
A rchitektenkam m er und dem Baumeisterbund, den 
kommunalen Spitzenverbänden des Landes, den zu­
ständigen Fachverbänden und berufsständischen Or­
ganisationen, den Arbeitgeberverbänden, der Indu­
striegew erkschaft Bau-Steine-Erden und schließlich 
nicht zuletzt auch von den Arbeitsgem einschaften der 
Industrie- und Handelskamm ern sowie der Hand­
werkskam m ern.

In Presse, Funk und Fernsehen wurde auf diese Ak­
tion während ihrer Laufzeit immer w ieder h ingew ie­
sen und so auch die Ö ffentlichke it angesprochen.

Neben der verstärkten Revisionstätigkeit auf Bau­
stellen haben Gewerbeaufsichtsbeam te und Techni­
sche Aufsichtsbeam te der Berufsgenossenschaften 
während der Aktion in zahlreichen Sonderveransta l­
tungen versucht, das S icherheitsbewußtsein a lle r am 
Bauschaffen Beteiligten, insbesondere dasjenige der 
Bauarbeiter zu wecken und zu stärken. Ob man es 
wahrhaben w ill oder nicht, gar zu häufig sind bei Un­
fällen menschliche Fehlhandlungen oder besser ge­
sagt »S icherheitsw idriges Verhalten« im Spiel. Es be­
darf deshalb einer im m erwährenden Einflußnahme 
auf die Unternehm er und auf die Beschäftigten und 
zwar in allen W irtschaftszweigen. Der aufgrund 
des U nfallversicherungsneuregelungsgesetzes vorge­
schriebenen Schulung der S icherheitsbeauftragten, 
die von den Berufsgenossenschaften unter B ete ili­
gung der Gewerbeaufsicht regelmäßig durchgeführt 
w ird, messe ich aus diesem Grund erhöhte Bedeutung 
zu; denn diese S icherheitsbeauftragten können eben­
so wie die ganz besonders dazu prädestin ierten Si­
cherheitsingenieure unm itte lbaren Einfluß auf die von 
ihnen sicherheitstechnisch betreuten A rbe ite r neh­
men. Meine Gewerbeaufsichtsbeam ten sind angewie­
sen, bei jeder G elegenheit sich des M itte ls der psy­
chologischen Unfallverhütung zu bedienen und die 
Schulungsarbeit der Berufsgenossenschaften ta tk rä f­
tig zu unterstützen. Auf die Bedeutung dieser Zusam­
menarbeit wurde anläßlich des 1000. Lehrgangs am 
berufsgenossenschaftlichen Schulungsheim O ber­
aichen vom A rbeits- und Sozialm inisterium  Baden- 
W ürttem berg besonders hingewiesen.

Zum Umfang der Aktion Bauarbeiterschutz darf ich 
fü r die staatliche Gewerbeaufsicht bemerken, daß auf 
meine Anweisung hin neben den 31 Bausachbearbei­
tern der Gewerbeaufsichtsäm ter nicht w eniger als 33 
w eitere Bedienstete des höheren Dienstes, 43 weitere 
Bedienstete des gehobenen D ienstes und 10 weitere 
Bedienstete des m ittleren Dienstes, insgesamt also 
117 Bedienstete nach einer entsprechenden Einarbei­
tung zusätzlich fü r Kontro llen im Rahmen der Aktion 
Bauarbeiterschutz eingesetzt wurden.

M it diesem verstärkten Einsatz w ar es möglich, in den 
zwei Monaten der Aktion insgesam t 10 174 Baustellen 
zu kontro llie ren und dabei 12 026 Betriebe aus dem 
Baugewerbe des Landes zu erfassen. Dies sind etwa
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91 %  a ller Betriebe m it mehr als 5 Beschäftigten. Das 
Ergebnis d ieser Kontro llen war a llerd ings w eniger e r­
freulich, denn es mußten nicht w eniger als 24 553 Män­
gel festgeste llt werden. In mehr als 150 Fällen waren 
diese so gravierend, daß die betreffenden Baustellen 
sofort ganz oder te ilw e ise stillge leg t werden mußten, 
weil eine unm itte lbare Bedrohung fü r G esundheit und 
Leben der dort Beschäftigten bestand.

Selbstverständlich war es nicht möglich, die Zahl der 
tödlichen und schweren Unfälle auf Baustellen durch 
eine e inm alige Aktion schlagartig zu senken. W ir ha­
ben deshalb zu Beginn dieses Jahres eine erneute, 
a lle rd ings wesentlich kürzere Aktion auf dem Gebiet 
des Bauarbeiterschutzes w iederum  mit ta tkrä ftige r 
Unterstützung der bete ilig ten Unfallversicherungsträ­
ger durchgeführt und dabei ein besonderes Augen­
merk auf die E inhaltung der Bestimmungen der W in­
terbauverordnung gerichtet. Bei den Kontro llen der Ge­
werbeaufsicht ergaben sich dabei nahezu 6000 Bean­
standungen, wovon rund 1600 Zuw iderhandlungen ge­
gen die Verordnung fü r W interbaustellen waren. W ir 
werden die Bauarbeiterschutz-Aktion nach gründlicher 
Vorbereitung w iederholen und dabei die sichere Elek­
triz itä tsanwendung auf Baustellen in den Vordergrund 
stellen. Im H inblick auf diese neue Aktion füh rt die 
Gewerbeaufsicht z. Z. eine großangelegte Schulungs­
aktion in allen staatlichen D ienststellen durch, die die 
Gewerbeaufsicht im Wege der Am tshilfe  beim Bau­
arbeiterschutz unterstützen können. H ierfür kommen 
vor allem die Baubehörden von Land und Kommune, 
die Straßen- und W asserbauämter, die Polize ibehör­
den und Polize id ienstste llen in Frage. Zweck d ieser 
Schulung, die von ausgesuchten und h ierfür beson­
ders geeigneten und ihrerseits vom Arbe its- und So­
zia lm in isterium  geschulten Beamten der Gewerbeauf­
sichtsäm ter durchgeführt w ird, ist es, bei den genann­
ten D ienststellen das Interesse fü r die A rbe itssicher­
heit zu wecken und zu vertiefen und die Beamten d ie ­
ser D ienststellen in die Lage zu versetzen, bei der 
W ahrnehmung ihrer eigenen Aufgaben M ißstände auf 
Baustellen zu erkennen und diese der Gewerbeauf­
sicht oder auch den Berufsgenossenschaften zu mel­
den, sofern sie nicht selbst kraft Gesetzes Unmittel­
bare inschre iten  können.

Auch die zweite vom Arbeits- und Sozialm inisterium  
Baden-W ürttem berg in Zusam m enarbeit m it den Un­
fa llversicherungsträgern und zahlreichen Verbänden 
durchgeführte Schwerpunktsaktion, nämlich die jenige 
auf dem Gebiet des innerbetrieb lichen Transportw e­
sens zeigte, w ie w ichtig derartige Sonderaktionen 
sind.

Ich w ill Sie nicht m it Zahlen langweilen, darf aber doch 
bemerken, daß die Gewerbeaufsicht während d ieser 
Aktion m it 184 Bediensteten rund 18 000 B etriebsrevi­
sionen durchführte und dabei etwa 36 000 Beanstan­
dungen zu verzeichnen hatte. Die Zahl der Vortrags­
veranstaltungen betrug 257. Bei ihren Bemühungen 
um die S icherheit im innerbetrieblichen Transportw e­
sen wurde die Gewerbeaufsicht von allen Berufsge­
nossenschaften, insbesondere aber von der Großhan­
dels- und Lagereiberufsgenossenschaft unterstützt, 
die allein 1673 Speditions-, Lagerei- und Hafenbe­
triebe in Baden-W ürttemberg besichtigt und 27 Fach­

vorträge über S icherheit im Transportwesen im Rah­
men von Betriebsversam m lungen gehalten hat, w ie 
überhaupt die Ö ffen tlichke itsarbe it bei d ieser Aktion 
groß geschrieben war.

Auch die Sektionen bzw. die Bezirksgruppen der 
zur Fachvereinigung A rbe itss icherhe it zusam m enge­
schlossenen Vereine be te ilig ten  sich durch eine groß 
angelegte V ortragsveransta ltung an d ieser Aktion. 
Nahezu 1000 S icherheitsingenieure, Betriebsleiter, 
Meister, Vorarbe ite r und S icherheitsbeauftragte  aus 
den Betrieben sowie Technische Aufsichtsbeam te der 
Berufsgenossenschaften und Gew erbeaufsichtsbe­
amte besuchten diese Veranstaltung.

An zahlreichen Betriebs- und B auste llenbesichtigun­
gen sowie Veranstaltungen anläßlich der erwähnten 
Sonderaktionen habe ich selbst te ilgenom m en, um 
einmal zu dokum entieren, w ie ernst es m ir m it den 
Bemühungen um eine erhöhte A rbe itss icherhe it ist, 
aber auch, um m ir ein persönliches B ild von den ta t­
sächlichen Verhältn issen in den Betrieben und auf 
Baustellen zu verschaffen. Auf ein Problem bin ich 
dabei gestoßen, das m ir Sorge bere ite t und zwar in 
zweifacher Hinsicht. Es handelt sich um die G astarbei­
ter. Sie sind vor allem zu Beginn ih rer Tätigke it aus 
verschiedenen Gründen un fa llan fä lliger als deutsche 
A rbeiter, wobei Sprachschw ierigkeiten eine nicht un­
te rgeordnete Rolle spielen dürften.

Es liegen zwar keine exakten Vergleichszahlen vor; 
aus den Sofortm eldungen der Gew erbeaufsichtsäm ter 
über töd liche A rbe itsunfä lle  ersehe ich aber, daß der 
Prozentsatz der tödlich verunglückten G astarbeiter 
m indestens in gewissen Berufszweigen verhä ltn ism ä­
ßig hoch ist. In einer P ressem itte ilung vom 27. 5. 1969 
habe ich zu diesem Problem Ste llung genomm en.

Die Ergebnisse der U nfalluntersuchung der G ewerbe­
aufsichtsäm ter werden künftig  über die D atenverar­
beitung daraufhin analysiert, in welchem Umfang 
G astarbeiter an den untersuchten Unfällen be te ilig t 
sind.

Ebenso große Sorge bere ite t m ir die U nterbringung 
der Gastarbeiter, die ich nach den Berichten der Ge­
werbeaufsichtsäm ter fü r das erste H a lb jahr 1970 als 
vielfach skandalös bezeichnen muß.

Die Arbe itssicherhe it ist zwar in diesem Fall nicht un­
m itte lbar berührt. Aber zu e iner produktiven Sozia l­
po litik  gehört auch die anständige U nterbringung vor 
allem der Gastarbeiter, d ie uns ihre A rbe itskra ft zur 
Verfügung stellen und es keineswegs verdienen, als 
Menschen d ritte r Klasse behandelt zu werden. Ich 
werde alle m ir zur Verfügung stehenden M itte l anwen­
den, um hier Abhilfe  zu schaffen. Die G ew erbeauf­
sichtsäm ter sind angewiesen, insbesondere den Bau­
arbeiterunterkünften ein noch größeres Augenm erk 
als b isher zu schenken und hier insbesondere die Un­
te rkünfte  der G astarbeiter zu kon tro llie ren  und Miß­
stände abzustellen.

Auf eine w eitere Sonderaktion, die w ir vor Jahresfris t 
durchgeführt haben und d ie sich vorw iegend in einer 
verstärkten A ufklärungsarbe it erschöpfte, möchte ich 
noch hinweisen. Es handelt sich um die Aktion »Si­
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cherer Haushalt«. Der Grund fü r diese Sonderaktion 
w ar die Tatsache, daß in den Haushalten der Bundes­
repub lik  in einem Jahr rund 11 000 Menschen durch 
Unfälle ih r Leben lassen mußten, die sich anteilmäßig 
auf die Länder etwa gleichmäßig verte ilen dürften. W ir 
haben auf diesem Gebiet zwar keine Zuständigke it 
und die Haushalte sind unserer unm itte lbaren Ein­
flußm öglichke it entzogen. W ir füh lten uns aber kraft 
Sachzusammenhangs verpflich te t, h ier etwas zu unter­
nehmen und w enigstens eine A ufklärungsaktion, d ies­
mal in e rster L inie zusammen m it den Gem eindeun­
fa llversicherungsverbänden und den landw irtschaft­
lichen Berufsgenossenschaften, durchzuführen. In 
zahlreichen Veranstaltungen, vorw iegend vor Haus­
frauenverbänden und Berufsschulen, wurde die Not­
w end igke it auf dem Gebiet der S icherheit im Haus­
halt aufgezeigt. Dabei w urde im m er w ieder das Ma­
schinenschutzgesetz in den B lickpunkt des Interesses 
gerückt. Dieses Gesetz, dessen Durchführung der Ge­
w erbeaufsicht obliegt, erfaßt auch zahlreiche in den 
Haushalten verw endete technische A rbe itsm itte l und 
ist deshalb fü r die im Haushalt lebenden Menschen 
von erheb licher Bedeutung. Die Durchführung dieses 
Gesetzes bere ite t b isher wegen des Fehlens der Ver­
w a ltungsvorschrift noch gew isse Schwierigkeiten. 
Nachdem der Bundesrat diese V erw altungsvorschrift 
aber verabschiedet hat, ist m it e iner Klärung man­
cher Fragen zu rechnen. Es w ird nun darauf ankom ­
men, d ie te ilw e ise noch fehlenden S icherheitsnorm en 
fü r technische A rbe itsm itte l baldm öglichst zu schaffen 
und die vorhandenen S icherheitsnorm en und Regeln 
der Technik, sow eit noch notw endig, aufe inander ab­
zustimm en.

Die G ew erbeaufsicht von Baden-W ürttem berg sieht 
in enger Zusam m enarbeit m it den Berufsgenossen­
schaften und den Technischen Überwachungsver­
einen bei der Durchführung des M aschinenschutzge­
setzes ihre vornehm ste Aufgabe darin, die zah lre i­
chen im Lande ansässigen H erste ller technischer A r­
beitsm itte l, sow eit e rforderlich, zu beraten und diese 
zu veranlassen, etwa festgeste llte  Mängel an ihren 
Erzeugnissen zu beseitigen, ohne daß es eines 
Zw angsm itte ls w ie etwa einer Untersagungsverfü­
gung bedürfte. Sonderfragen bei der Durchführung 
des Maschinenschutzgesetzes werden in jedem Ge­
w erbeaufsichtsam t von e iner kleinen besonders ge­
schulten A rbe itsgruppe behandelt.

Neben dem U nfallschutz und dem Maschinenschutz 
w idm et die G ew erbeaufsicht in Baden-W ürttem berg 
der A rbe itshyg iene ihre besondere Aufm erksam keit. 
Was nützt ein un fa lls icherer A rbeitsp latz, wenn die 
räum lichen und arbeitshygienischen Verhältn isse im 
argen liegen. Da die gesetzlichen Vorschriften auf 
dem m it der A rbe itshyg iene in engem Zusam m en­
hang stehenden G ebiet der Gestaltung von A rbe its ­
räumen lückenhaft sind, wurde unter Federführung 
des A rbe its- und Sozia lm in isterium s Baden-W ürt­
tem berg der Entwurf von A rbe itsstä ttenrich tlin ien  aus­
gearbeitet. Der Entw urf w urde den G ewerbeaufsichts­
ämtern zur vorläu figen Anwendung dieser R ichtlinien 
zugete ilt. Er soll, nachdem genügend Erfahrungen 
vorliegen, etwa in Jahresfris t überarbe ite t und die 
R ichtlin ien alsdann fü r verb ind lich erk lä rt werden.

Auf dem Gebiet der Arbeitshygiene ist d ie Tätigke it 
der Gewerbeärzte und des Landesinstitu ts fü r A r­
beitsschutz und Arbeitsm edizin von besonderer Be­
deutung. In verstärktem  Umfang werden in letzter 
Zeit von diesem Institu t Lösem itte lproben analysiert, 
d ie von den G ewerbeaufsichtsäm tern eingesandt w er­
den, Luftproben aus Arbeitsräum en entnom men und 
auf ihren Gehalt an Schadstoffen untersucht, Lärm- 
und Erschütterungsm essungen in den Betrieben 
durchgeführt und Gutachten erstattet. Ich darf mich 
auf diese knappen Andeutungen über die Tätigke it 
unseres Landesinstitu ts auf dem Gebiet der A rbe its ­
hygiene beschränken, aber doch noch ergänzend be­
merken, daß es z. Z. an einem Forschungsvorhaben 
fü r die Festlegung des MAK-W ertes eines in der In­
dustrie  häufig verwendeten Entfettungsm itte ls betei­
lig t ist und zusammen mit den Gewerbeärzten u. a. 
umfangreiche Untersuchungen über Ölnebel durch­
führt.

Es ist beabsichtigt, in nächster Zeit als eine Gemein­
schaftsarbeit des technischen G ewerbeaufsichtsdien­
stes, des gewerbeärztlichen D ienstes und des Lan­
desinstitu ts umfangreiche Untersuchungen über die 
raum klim atischen und arbeitshygienischen Verhält­
nisse in bestimm ten Betriebsarten und der Gesund­
heitszustand der do rt Beschäftigten durchzuführen.

M it zunehm ender R ationalis ierung und Technisierung 
w ird  sich die Belastung der A rbe itnehm er am A rbe its­
platz immer mehr auch vom physischen auf den psy­
chischen Bereich verlagern. Neben dem gew erbeärzt­
lichen Dienst werden w ir daher in verstärktem  Maße 
einen breiten und w irksam en Ausbau w erksärztlicher 
E inrichtungen anstreben müssen. Seine Aufgabe sollte 
dieser allgem eine werksärztliche Dienst vor allem 
in der ständigen ärztlichen Betreuung der A rbe it­
nehmer und in der rechtzeitigen E inleitung von Ge­
sundheitsvorsorgem aßnahm en gegen Berufserkran­
kungen sehen. W ir werden es uns auf die Dauer auch 
aus vo lksw irtschaftlichen Gründen nicht leisten kön­
nen, uns w eiterh in  um den Arbe itnehm er in der Regel 
erst dann zu kümmern, wenn er durch eine akute Er­
krankung arbeitsunfähig oder gar schon zum »Sozial­
fall« geworden ist.

Seit mehr als 7 Jahren liegt nunm ehr die Empfehlung 
der EW G-Kommission vor, in der die M itgliedstaaten 
aufgefordert werden, die Voraussetzungen fü r die a ll­
gemeine E inführung betriebsärztlicher D ienste zu 
schaffen und eine ordnungsgemäße Berufsausfüh­
rung der Betriebsärzte durch geeignete Rechtsvor­
schriften zu sichern. G leichzeitig sieht diese Empfeh­
lung vor, den Hochschulunterricht in der A rbe itsm e­
dizin und die Spezialausbildung von A rbe itsm edizi­
nern und Betriebsärzten zu sichern. Ich meine daher, 
es wäre langsam an der Zeit, daß hier konkrete Vor­
schläge auf den Tisch gelegt werden und habe es 
deshalb sehr begrüßt, daß der Herr Bundesm inister 
fü r A rbe it und Sozialordnung nunm ehr beabsichtigt, 
baldm öglich den Entwurf eines entsprechenden Ge­
setzes vorzulegen. M it Nachdruck werde ich mich 
auch fü r ein S icherheitsingenieurgesetz einsetzen, 
weil w ir an der gesetzlichen Regelung des innerbe­
trieb lichen Sicherheitswesens aus verschiedenen 
Gründen einfach nicht vorbeikom m en und weil es
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auch im Interesse der S icherheitsingenieure liegt, 
wenn ihre Rechte und Pflichten gesetzlich fund iert 
werden.

Ein besonderes Anliegen sind m ir der Jugendarbe its­
schutz und insbesondere die Auswertungen der ärzt­
lichen Untersuchungen nach dem Jugendarbeits­
schutzgesetz. Eine Auswertung der Ergebnisse d ie ­
ser Untersuchungen war ursprünglich im Gesetz nicht 
vorgesehen. Erst eine am 5. Septem ber 1968 erlas­
sene Änderungsverordnung g ib t seit Anfang 1969 die 
M öglichkeit, die Untersuchungsergebnisse statistisch 
zu erfassen und auszuwerten. In Baden-W ürttem berg 
ist bereits vor dem Inkrafttre ten dieser neuen Vor­
schrift auf meine In itia tive eine Vereinbarung zwischen 
dem A rbe its- und Sozia lm in isterium  und der Landes­
ärztekam m er zustande gekomm en, die bereits fü r den 
von der Verordnung nicht erfaßten Zeitraum  zw i­
schen dem 15. Septem ber 1968 und dem 31. Dezem­
ber 1968 vorweg eine Auswertung der bei den Unter­
suchungen angefallenen statistischen Daten erm ög­
lichte. Obwohl durch diese Sonderaktion in der zwei­
ten Hälfte des Jahres 1968 kein vollständiges Jahres­
ergebnis erfaßt wurde, hat Baden-W ürttem berg da­
mit vor den anderen Bundesländern einen Erfah- 
rungsvorsprung von einem Jahr erhalten, denn die 
Ergebnisse d ieser einm aligen Aktion sind mit denen 
der späteren Jahre durchaus vergleichbar.

Die Ergebnisse dieser und der darauffo lgenden Aus­
wertungen geben w ertvo lle  H inweise fü r grundsätz­
liche Entscheidungen etwa über das B eru fse in tritts­
alter, über Schwerpunkte der Gesundheitserziehung 
und über eine vorbeugende G esundheitspflege im 
Jugendalter.

Im einzelnen sind während der Sonderaktion 1968 
17 000 Fälle erfaßt worden, von denen 15 000 ausge­
w erte t werden konnten. Dabei sind bem erkensw erter­
weise bei den Erstuntersuchungen nur 70 %  als gut 
kond ition ie rt beurte ilt worden, während die ein Jahr 
älteren Nachuntersuchten in 80 %  der Fälle über eine 
gute körperliche Verfassung verfügten.

Die Auswertung der Untersuchungsergebnisse des 
Jahres 1969 hat den repräsentativen C harakter der 
Vier-M onate-Erhebung des Jahres 1968 bestätigt. Ob­
wohl dieses Mal 71 404 Fragebogen ausgewertet w er­
den konnten, haben sich gegenüber dem Vorjahres­
ergebnis nur bei e inigen wenigen Positionen w esent­
liche Abweichungen ergeben.

Einzelheiten über die Ergebnisse der ärztlichen Un­
tersuchungen können Sie dem vor kurzem vom A r­
beits- und Sozia lm in isterium  veröffentlichten Sozial­
bericht fü r Baden-W ürttem berg entnehmen.

Erwähnt sei in diesem Zusammenhang auch die in den 
Monaten Juni und Juli von der Staatlichen Gewerbe­
aufsicht m it Unterstützung der Berufsgenossenschaf­
ten und anderen am Jugendarbeitsschutz in teressier­
ten Stellen durchgeführte gezielte »Aktion Jugendar­
beitsschutz«. Neben zahlreichen Aufklärungsaktionen 
durch Plakate, Flugblätter, In form ationsschriften, Ton­
bildschauen und Vorträge sow ie Veröffentlichungen

in Verbands- und Fachzeitschriften sind vor allem 
strenge und gezielte K ontro llen so lcher B etriebsgat­
tungen durch die staatliche G ew erbeaufsicht vorge­
nommen worden, in denen schon b isher bei Revisio­
nen in besonderem Maße Verstöße gegen das Ju­
gendarbeitsschutzgesetz festgeste llt wurden.

Die Aktion wurde von m ir e ingele ite t, w eil nach m ei­
ner Überzeugung eine Gesellschaft, deren E inzelper­
sönlichkeiten sich als Bürger eines fre ihe itlichen, de­
m okratischen Rechtsstaates verstehen, nicht g le ich­
gültig  bleiben darf, wenn namhafte Sozio logen zu der 
Erkenntn is kommen, daß die Lehre bei uns in vielen 
Betrieben noch immer als »Werkzeug der Erziehung 
zum Untertanen« und als »Waffe des unlauteren W ett­
bewerbs« mißverstanden w ird.

Um noch besseren Aufschluß darüber zu bekomm en, 
in welchem Umfang das Jugendarbeitsschutzgesetz 
mißachtet w ird , w ird m it U nterstützung des Kultus­
m inisterium s eine Befragung von Lehrlingen durch­
geführt, deren Ergebnis ebenfa lls über die Datenver­
arbeitung ausgewertet w ird.

Die verm ehrten Aufgaben, die in den beiden letzten 
Jahrzehnten auf dem G ebiet der A rbe itss icherhe it auf 
die Gewerbeaufsicht zugekom m en sind, zwangen da­
zu, immer w ieder die P ersonalsituation d ieser Auf­
sichtsbehörde zu überdenken. A lle in die Bekämpfung 
der Unfälle machte eine erhebliche Verstärkung des 
allgem einen technischen R evisionsdienstes notw en­
dig.

A lle rd ings ist nur ein Teil der Personalverbesserungen 
im Revisionsprozeß der notw endigen Verstärkung 
der U nfa llverhütungsarbeit zugute gekom m en, denn 
gle ichzeitig  wurden der G ewerbeaufsicht m it Im m is­
sionsschutz, dem S trahlenschutz und der R eaktor­
sicherheit zusätzlich neue Aufgaben zugewiesen. 
Außerdem hat infolge der günstigen w irtschaftlichen 
Entw icklung sowohl die Zahl der zu überwachenden 
Betriebe als auch die Zahl der darin Beschäftigten be­
trächtlich zugenommen.

W ir haben die Gewerbeaufsicht in Baden-W ürttem berg 
aber nicht nur zahlenmäßig verstärkt, sondern mit 
Rücksicht auf die veränderten Verhältn isse in der Auf­
gabensetzung auch um organisiert. Außer den schon 
vorhandenen Sonderdiensten -  ä rztlicher Dienst, 
Strahlenschutz, Frauen- und M utterschutz, E ntge lt­
schutz, Bauarbeiterschutz -  haben w ir den a llgem ei­
nen technischen R evisionsdienst in fast allen Äm tern 
nach bestimm ten zusam m engehörigen Industrie- und 
Gewerbezweigen aufgeg liedert und einschließlich des 
Bauarbeiterschutzes fünf Abte ilungen oder Fachgrup­
pen gebildet. D ieser fachlichen G liederung sind a lle r­
dings wegen der geringeren Personalstärke in den 
kleinen Äm tern gewisse Grenzen gesetzt. W ir hoffen 
aber, die Bereiche der Gew erbeaufsichtsäm ter anläß­
lich der in Baden-W ürttem berg beabsichtigten mit e i­
ner Gebietsreform  verbundenen allgem einen Verw al­
tungsreform  so abstecken zu können, daß eine e in ­
heitliche Aufg liederung des a llgem einen technischen 
Revisionsdienstes in allen Gewerbeaufsichtsäm tern 
möglich ist.
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Zum Schluß noch ein W ort zur E inführung eines Lehr- 
und Prüfungsfaches »Arbeitssicherheit« an den Tech­
nischen Universitäten und Ingenieurschulen. Obwohl 
sich d ie A rbe its- und Sozia lm in ister bzw. die Senato­
ren fü r A rbe it der Länder seit langem um diese Ange­
legenheit bemühen, waren die K u ltusm in ister bisher 
nicht dazu zu bewegen, diesem Anliegen Rechnung zu 
tragen. Diese vertreten -  w ie auch die meisten Rekto­
ren der A usbildungsstä tten fü r Ingenieure -  tro tz  des 
von der Deutschen Gesellschaft fü r A rbe itssicherhe it 
im Jahr 1969 herausgegebenen Mem orandum s »Si­
cherheitstechnik als Lehrfach« und tro tz  der von den 
Leitenden Gewerbeaufsichtsbeam ten der Länder im 
Auftrag der A rbe itsm in is te r und Senatoren fü r A rbeit 
der Länder erarbe iteten Denkschrift über dieses The­
ma die Auffassung, daß es besser sei, Te ilgeb ie te  der 
A rbe itss icherhe it im Rahmen der h ierfür in Frage kom ­
menden allgem einen Vorlesungen in den einzelnen 
Fachbereichen zu behandeln. Es ist uns zwar ge lun­
gen, w enigstens an e inigen Ingenieurschulen unseres 
Landes Fuß zu fassen, aber im gesamten gesehen ist 
d ie S ituation unbefried igend und w ir dürfen hier in 
unseren gem einsam en Bemühungen nicht nachlassen. 
Das angestrebte  Z iel »Einführung besonderer Vorle­
sungen über S icherheitstechnik« bleibt.

Meine Damen und Herren, ich habe versucht, Ihnen 
aus dem umfangreichen G ebiet der A rbe itssicherhe it 
e in ige Schwerpunktsaufgaben und deren Lösungen 
in Baden-W ürttem berg aufzuzeigen und hoffe, daß ich 
Ihnen e in ige Anregungen fü r Ihre berufliche Tätigke it 
geben konnte.

Ihrer Fachtagung wünsche ich einen guten Verlauf.
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Schutz vor Gefahren bei 
brennenden Kunststoffen
Dr. C. Kangro

Sie alle werden schon einmal die S ituation draußen 
im Betrieb oder auch zu Hause erleb t haben, daß es 
mal brennt. Neben Rauch und Qualm entw ickeln sich 
dabei o ft g iftige  Verbrennungsgase, w ie z. B. Kohlen­
oxid oder ätzende Gase. Qualm und A rt der Gase 
hängen vom brennenden Material ab. Das ist auch 
beim Brennen von Kunststoffen der Fall, w orüber hier 
berichtet werden soll.

Meistens ergeben brennende Kunststoffe keine an­
deren Gefahren, als sie aus Bränden von z. B. Holz, 
Pappe usw. bekannt sind. Sie können sogar w eniger 
kritisch sein. Leider aber verg le icht man oft Kunst­
stoffe nicht m it Holz und Pappe, sondern nach ihrem 
Aussehen und ihrer Festigkeit m it unbrennbaren Ma­
teria lien, w ie Keramik, Porzellan und Glas. Deswegen 
muß hier das Brandverhalten von Kunststoffen be­
sprochen werden, und zwar isoliert, wobei zu beach­
ten ist, daß bei z. B. Großbränden nicht nur eventuell 
Kunststoffe, sondern meist auch vieles andere m itver­
brennt. V erbrennungsprodukte von Kunststoffen kön­
nen gelegentlich zusätzliche Gefahren und Risiken 
hervorrufen.

Bei der Betrachtung der B rennbarkeit muß man sich 
darüber im klaren sein, daß alle Kunststoffe Kohlen­
stoffverb indungen sind, bei denen ein Kohlenstoff­
gerüst bestim m te funktione lle  Gruppen trägt. Die Art 
d ieser Gruppen bestim m t die Brennbarkeit. G rund­
sätzlich brennen alle solche Kohlenstoffgerüste.

Der Begriff »brennbar« ist zu allgem ein. Zunächst in­
teressiert der Beginn des Brennens, das Entzünden. 
Diese Entflam m barkeit von Kunststoffen liegt je  nach 
A rt des Ausgangsproduktes im Bereich von leicht bis 
schwer entflam m bar. So läßt sich z. B. durch E infüh­
rung von Halogen-Atom en, also C hlor und Fluor, in 
die Kette des R iesenm oleküls entscheidende Ände­
rung der Entflam m barkeit erzielen. Auch Zusatzstoffe, 
w ie Phosphat-W eichmacher und anorganische Füll­
m ittel, w ie A ntim ontriox id , Glas- oder Asbestfasern, 
bew irken eine Herabsetzung der Brennbarkeit. Als 
Beispiel sei h ier das PVC erwähnt. B rennt PVC, so 
w ird HCI-Gas abgespalten, welches die Zonen erhöh­
te r Tem peraturen um hüllt und so als nicht brennba­
res Gas die Vereinigung von Sauerstoff und Kohlen­
stoff als Verbrennungsprodukt verh indert, also den 
Brand erstickt.

Sehr hohe Erwärmungen bei Kunststoffen, z. B. durch 
Strahlung, führen neben dem vorherigen Schmelzen 
und evtl. Zersetzen zur Entzündung. Man s te llt fest, 
daß diese Entzündungstem peraturen in der Regel bei 
Kunststoffen höher liegen als bei Holz und Geweben.

Beispiele von Entzündungstem peraturen:

Polyäthylen
PVC
Fichtenholzspäne
Zeitungspapier
Baum wollgewebe

340 bis 350 0 C 
390 bis 455 ° C 
260 ° C 
230 °C  
255 °C

Hier zeigen sich deutlich Vorte ile  fü r die Kunststoffe.

Zum eben beschriebenen Selbstlöscheffekt ist eine 
gewisse Einschränkung zu machen. Wenn beim Bren­
nen von PVC alles C hlor als Salzsäuregas abgedam pft 
ist, verbrennt schließlich das K ohlensto ffgerüst w ie 
Papier zu Kohlenoxid und Kohlendioxid.

Mit »schwer entflam mbar« meint man, daß es eine 
W eile dauert, bis d ieser Kunststoff bei Berührung mit 
e iner Flamme brennt. Polyesterharz ist ein solcher 
Kunststoff, der auch als flug feuerbeständig  bezeichnet 
und deswegen als Dacheindeckungen verw endet w ird. 
B rennt er einmal, so erlischt er nicht von selbst beim 
W egnehmen der Flamme, man s te llt v ie lm ehr eine 
stark steigende Ausbre itungstendenz des Brandes 
fest. Das haben schon vie le Dachbrände von Polye­
sterharz gezeigt.

Zur Zeit w ird gerade neu ein Polyam id-Kunststo ff an- 
geboten, der wie PVC selbstverlöschend sein soll im 
Brandfalle. Man führt h ier als Kennzeichnung fü r die 
F lam m enbeständigkeit den »Sauerstoffgrenzindex« 
ein, der den Prozentsatz von Sauerstoff angibt, dem 
S tickstoff beigem ischt werden muß, um eine A tm o­
sphäre zu erhalten, in der der Kunststoff unter Stan­
dardprüfbedingungen brennt.

Die entsprechenden Indexzahlen sind fü r

Polyolefine (Polyäthylen) 17 
6 -Polyam ide 23
Poyamid »Zytel« 34

Luft hat bekanntlich etwa 21 %  Sauerstoff.
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Den K unststo ffherste lle r in teressiert ganz besonders 
die Entflam m barke it bzw. Entzündlichkeit der von ihm 
hergeste llten Produkte. In seine Überlegungen muß 
er aber auch das Verhalten seiner Kunststoffe im un­
fertigen Zustand und der verwendeten Zusatzpro­
dukte einbeziehen, also zunächst die monom eren Aus­
gangsprodukte, dann die verwendeten Zusatzstoffe, 
W eichmacher, B inde- und Reaktionsm itte l. Und da 
taucht beim Produktionsprozeß eine andere Gefahr 
auf, die Selbstentzündung, z. B. beim Schäumen von 
Kunststoffen, hervorgerufen durch örtliche  Ü berh it­
zung in fo lge fa lscher chemischer Reaktion.

Natürlich hängt die Entflam m barkeit, das Brennen von 
Kunststoffen, in s ta rker Weise auch von nicht sto ffge­
bundenen Zuständen ab, also von der Oberflächen­
form , manchmal vom Feuchtigkeitsgehalt, von der A rt 
der Zündung (flam m enlose W ärm equelle, Zündflam ­
me, P rim ärbrand, e lektrostatische Entladungen und 
dynamische Funken).

Wie schon erwähnt, muß man beim Schäumen von 
Kunststoffen auf Selbstentzündungen achten. Poly­
esterschaum z. B. w ird  aus Polyester (Desmophen) 
und D iisocyanaten (Desm odur »T«) hergestellt, in dem 
man zu d ieser M ischung noch W asser und einen A k­
tiva to r zug ib t und die durch die Umsetzung fre iw e r­
dende Kohlensäure, ähnlich w ie beim Backen, zum 
Aufblähen des Schaumstoffes benutzt.

Bei einem H erste lle r führte  ein Versagen in der An­
lage zu einem Ausfall der Desm ophenzufuhr, wodurch 
eine Fehlschäumung verursacht wurde. Das feh le r­
hafte Stück w urde herausgeschnitten und neben der 
Maschine abgelegt, w orauf nach dre i Stunden eine 
Rauchentw icklung festgeste llt wurde. Beim Aufheben 
und bei ausreichender Luftzufuhr schlugen aus die­
sem Stück dann auch Flammen heraus. In der gleichen 
B etriebsabte ilung entstand e in ige Zeit später w ie ­
derum ein Brand, als es w ieder zu e iner Fehlschäu­
mung, diesm al m it Polyätherschaum, kam, wobei eine 
etwa 12 m lange Bahn betroffen war. Aus betriebsbe­
dingten Gründen blieb d ieser m ißratene Schaumstoff 
auf dem Transportband liegen. Kurze Zeit darauf 
wurde die Schichtarbeit e ingeste llt und die Halle ver­
schlossen. Zwei Stunden später bem erkte ein Nachbar 
einen Feuerschein in der Halle und a larm ierte  die 
W erksfeuerwehr. Der Brand verursachte erheblichen 
Sachschaden, und es konnte festgeste llt werden, daß 
der B randherd an der Maschine lag und zwar genau 
dort, wo das m ißratene Schaumstück begann. Andere 
Kunstschaum herste ller meldeten ebenfa lls gefährliche 
Erhitzungen und K le inbrände bei Fehlschäumungen. 
Die Gefahr e iner Selbstentzündung entsteht immer 
dann, wenn eine bestim m te Ü berdosierung an Des­
m odur »T«, also an Isocyanaten, vorliegt.

Zu den B randeigenschaften von Natur- und Kunststof­
fen gehört auch die Entw icklung von g iftigen und ag­
gressiven Gasen. W ie erw ähnt haben Kunststoffe, w ie 
auch Holz, ein Kohlenstoffgerüst. A lso b ildet sich bei 
unvo lls tänd iger Verbrennung von Kunststoffen in er­
ster Lin ie Kohlenoxid. Wie von Oettel nachgewiesen 
wurde, ist die entstehende Menge Kohlenoxid bei den 
Kunststoffen Polyäthylen, Polypropylen, Polystyrol, 
Polystyrolschaum und Polyvinylch lorid  k le iner als bei

unvo llständiger Verbrennung (Verschwelung) g leicher 
Mengen von Leder, Filz, Holz und Schafswolle. Bei 
Kunststoffen können zum Teil noch andere g iftige 
Gase hinzukom men, die hier in einer kurzen Zusam­
menstellung erw ähnt werden sollen.

Polyäthylen, als Verpackungsm ateria l, Folie und in 
Formteilen vielfach bekannt, b ildet keine zusätzlichen 
Giftgase.

Polystyrol, als z. B. Spielzeug bekannt, setzt beim 
Brand geringe Mengen M onostyrol m it e igenartigem  
Geruch frei.

Polyvinylchlorid (PVC), viel verw endet in Fußböden, 
Folien, fü r Vorhänge und Kabelisolationen, g ib t seinen 
C hlorgehalt als Salzsäuredam pf frei, wenn es ver­
schwelt.

Polym etacrylsäureester (z. B. P lexiglas®) zersetzt sich 
beim Brand in ihre Monomeren. Die B ildung von Spu­
ren von C hlor und Phosgen w ird erwähnt. Für den Si­
cherheitsfachmann ist der typische Geruch verbren­
nenden Kunstglases ein Hinweis.

P olyacryln itril b ildet im Brandfa lle  etwas Blausäure, 
Am m oniak und nitrose Gase. Da der Kunststoff jedoch 
nur fü r synthetische Fasern (D ralon®), also fü r Tex­
tilien  verw endet w ird, ist er a llenfalls in Form von g ro ­
ßen Vorhängen gefährlich.

Phenolharz zersetzt sich in Formaldehyd und Phenol 
m it typischem Geruch. Verwendet wurde es z. B. früher 
als Druckgußmaterial fü r Steckdosen usw.

N itrozellu lose entw ickelt nitrose Gase beim Brennen. 
Dazu gehört Cellu lo id, d. h. m it Kampfer weichge­
machte N itrozellu lose. Beide bergen durch ihre Ver­
brennungsgase nach Oettel höhere Gesundheitsge­
fahren in sich.

Ungesättigte Polyesterharze (Dachabdeckungen, 
Lichtplatten usw.), die m it Selbstlöschzusätzen verse­
hen sind, bilden beim Verschwelen schädigende Reiz­
gase.

Polyurethan, hauptsächlich als Schaumstoff bekannt, 
setzen je nach Verschwelungstem peratur und Sauer­
stoffgehalt mehr oder w eniger B lausäure frei. Bei w ei­
te rer Verbrennung treten Am m oniak und andere S tick­
stoffverb indungen in den Brandgasen auf.

W eniger gefährlich im Brandfa lle  sind Polyamide. 
Erst bei höheren Tem peraturen werden etwas Blau­
säure, Am m oniak und Am inverbindungen frei.

Polytetrafluoräthylen, ein unbrennbarer Kunststoff, als 
Teflon®  bekannt, spaltet bei Tem peraturen über 
4 5 0 ’ C g iftige  Zersetzungsprodukte ab, die als Schweb­
stoffe aus Fluorolefinen u. a. erkannt worden sind.

Viele Kunststoffe wurden hier noch nicht aufgeführt, 
z. B. Polycarbonate. Über die Natur solcher Brandgase 
fehlen ausreichende Untersuchungsergebnisse. Es 
w ird oft betont, daß auch viele andere Gase bei Zer­
setzung von Kunststoffen im Feuer entstehen können. 
Dabei liegt von allen entstehenden Giftgasen das 
Kohlenoxid weitaus an erster Stelle, eine Gefahr also,
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Bild 1
Stirnfläche einer durch Salzsäure­
gase korrodierten Bimetallfeder

die sich nicht wesentlich von dem Risiko eines norm a­
len Brandes unterscheidet. Es b le ib t jedoch eine Tat­
sache, daß alle anderen Zersetzungsgase absolut 
mehr oder w eniger starke A tem gifte darste llen und 
sich auf den ungeschützten menschlichen Körper 
schädigend ausw irken können. Besonders zu beach­
ten ist, daß viele der Brandgase Reizgase sind oder

Bild 2 Durch Kurzschluß und Salzsäuregase zerstörte 
Elektronikanlage eines E-Werkes

sogar ätzend auf die ungeschützte Haut w irken kön­
nen, w ie z. B. Salzsäuredäm pfe und Am m oniak. Auch 
dringen e in ige Schwelgase te ilw e ise  durch die Poren 
der Haut in den Körper ein und w irken dort als G ift 
(Benzol, Blausäure, A cry ln itril).

Die Beurte ilung der G iftigke it der Verbrennungspro­
dukte ist schw ierig, weil es m eist ein Sam m elsurium  
von Gasen und Schwebstoffen ist, aus dem e in ige her­
vortreten. Bei solchen Gasen könnte man die MAK- 
Werte v ie lle icht als R ichtwerte benutzen. Die Messung 
dafür ist kom pliziert, weil zunächst die Schwebstoffe 
(der Qualm) herausgefilte rt werden müssen. Man 
sollte  daher die Beurte ilung der Toxiz itä t den Toxi­
kologen überlassen (vergleiche z. B. Veröffentlichung 
von Oettel).

Brennende Kunststoffe qualmen m eist außerordent­
lich stark. Der Qualm gehört bei solchen Bränden zu 
den H aupthindernissen bei der B randbekäm pfung. 
Die starke Qualm bildung hat darin ihre Ursache, daß 
es sich bei den Kunststoffen te ils  um polym ere R ing­
verb indungen oder stabile  C-C-Bindungen in Ketten­
form  handelt, die sich nicht so rasch oxid ieren lassen, 
w ie z. B. Holz und Kohle oder brennbare Gase. Es 
tr it t besonders bei geringeren S auersto ffkonzentra tio ­
nen eine unvollkom m ene Verbrennung des vorhande­
nen Kohlenstoffes ein und som it auch eine starke 
Rußbildung.

Ein w eiteres Kennzeichen oder Merkmal brennender 
Kunststoffe ist die B ildung brennender Tropfen. W ollte  
man hierfür einen Maßstab anlegen, so erh ie lte  Poly­
äthylen den höchsten Tropfgefährlichke itsgrad und 
Polytetrafluoräthylen (PTFE) den niedrigsten. Gerade 
das Polyäthylen ist ein M usterbeispie l fü r die Gefahr 
brennenden Abtropfens im Brandfalle. H ier verbergen 
sich Gefahren bei der B randbekäm pfung. Geschm ol­
zenes Polyäthylen verursacht schlecht heilende Wun­
den auf der Haut. Keinesfalls darf es als M ateria l fü r 
Schutzkleidung verw endet werden.
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Bild 3
Schnitt durch einen Bewehrungs­
stahl, dessen Außenrand korrodiert 
ist und der sich vom Beton abgelöst 
hat (schwarze Stellen)

Ein besonderes Kapite l ist die PVC-Brandgefahr. Poly­
v iny lch lo rid  en thä lt m ehr als 5 0 %  seines Gewichtes 
an Chlor, wodurch viele günstige Eigenschaften dieses 
Kunststoffes erhalten wurden, und weshalb er auch zu 
den am meisten verbre ite ten Kunststoffen gehört. 
PVC ist aus unserem Leben nicht m ehr wegzudenken.

Polyvinylchlorid erw eicht bei ca. 80 °C  und beginnt 
sich bei ca. 180 °C  zu zersetzen, wobei es bei 210°C  
schm ilzt und allm ählich verkohlt. Bei 300°C  w ird  a ll­
mählich alles C hlor als Salzsäure frei, das sind zuletzt 
280 L ite r Salzsäuregas pro K ilogram m  PVC.

Es w ürde zu w e it führen, von allen Großbränden von 
PVC oder unter M itw irkung dieses Kunststoffes zu be­
richten. Die »Nachfolgeschäden« gingen in die M il­
lionen, d ie Versicherungsgesellschaften waren a lar­
miert. Die dem PVC-Material zugeschriebenen Schä­
den wurden übertrieben. H erste ller und Versicherer 
setzten sich zusammen und erarbe iteten Maßnahmen 
zur Beherrschung des Schadenrisikos.

Wie kam es aber gerade bei diesem idealen Kunststoff 
zu solchen Brandschäden? Die sich abspaltenden 
Salzsäuredäm pfe gre ifen Eisen und N ichteisenm etalle 
an. W ohin solche Dampfschwaden gelangen, ko rro ­
dieren d ie Metalle. Die Korrosionsschicht w andert 
dabei m it der Ze it im m er tie fe r (B ild 1 und 2).

Aber auch Baustoffe können unter der Beaufschla­
gung m it PVC-Brandgasen leiden. K a lkhaltiger Putz 
b indet zwar Salzsäuredäm pfe zu C alcium chlorid, 
b röcke lt jedoch dann ab. Ähnlich reagieren die Ze­
m entbestandte ile  im Beton. Befindet sich in der Nähe 
der Betonoberfläche darunter Bewehrungsstahl, so 
kann d ieser durch das e indringende C hlorid  ko rrod ie ­
ren. Das w iederum  kann zum Absetzen der Beweh­
rung von Beton führen und dam it die Festigkeit des 
Gebäudes beeinflussen. W esentlich ist h ierbei immer 
die Menge Salzsäuredam pf, welche sich auf den Bau­
stoffen niedergeschlagen hat (B ild 3).

Locher und Sprung haben das E indringen von PVC- 
Brandgasen in Beton genauer untersucht. Danach 
spielen vor allem Feuchtigkeit und Zem entgehalt h ier­
bei eine große Rolle. W ill man also salzsaure N ieder­
schläge auf z. B. Beton beseitigen, so ist ein Abwa­
schen mit z. B. alkalischen, wäßrigen Lösungen falsch. 
Man wäscht besser, bei starker Verrußung, die O ber­
fläche der Gebäudeteile m it organischen Lösem itteln 
ab. Anschließend w ird eine Behandlung mit B le ifluor­
silica tlösung vorgeschlagen, wobei eine Verkieselung 
der Wände oder sonstiger Bauteile eintreten soll, was 
nicht nachteilig ist. B le ifluors ilica tlösung kann a lle r­
dings nur do rt w irksam  werden, wo sich im Beton noch 
größere Mengen von fre ien C hlorid ionen befinden.

Bei der Untersuchung des C hloridschadens sollte  man 
versuchen, die Menge des bei dem Brand beteiligten 
PVC zu erm itte ln, um daraus ungefähre Werte von 
fre igew ordenem  Chlorw asserstoffgas zu erhalten. Als 
schwache Beaufschlagung w ird  ein C hloridgehalt bis 
5 Gamma pro Quadratzentim eter Oberfläche betrach­
tet, bis etwa 25 Gamma spricht man von erheblicher 
Begasung, jedoch erst darüber muß mit Totalschaden 
am Gebäude gerechnet und daher so fort m it Sanie­
rungsmaßnahmen begonnen werden. Es g ib t dafür 
Firmen, die sich auf diesem Gebiet auskennen.

Von Seiten des Betriebes sollte  dafür gesorgt werden, 
daß brandgeschädigte Räume durch Aufstellen von 
Heizlüftern oder Bautrocknern, die m it C alcium chlo­
rid beschickt sind, ausgetrocknet werden. Je geringer 
der Feuchtigkeitsgehalt im Raum ist, desto geringer 
ist die Gefahr des tieferen E indringens von C h lo rid ­
beaufschlagungen in das M auerwerk oder in den Ver­
putz. In allen Fällen muß aber fü r m öglichst schnelle 
Entfernung des Löschwassers Sorge getragen w er­
den.

Ein w ichtiges Moment ist das Aufbringen von einem 
oder mehreren Kalkanstrichen an Decken und Wän­
den, weil bei e iner Salzsäurevergasung die C hloride
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Zweites

MERKBLATT
für die Lagerung von PVC (Polyvinylchlorid) 

Rohstoffe, Halbzeug, Fertigwaren
Ausgabe November 1968

aufgestellt vom Verband der Sachversicherer e. V. gemeinsam mit dem 
Bundesverband der Deutschen Industrie

Dieses Merkblatt basiert auf dem heutigen Stand der Erkenntnisse. Falls sich insoweit wesentliche 
Änderungen ergeben, wird das M erkblatt in gegenseitigem Einvernehmen der zuständigen Gremien 
neu gefaßt. Seine Empfehlungen sind anhand der örtlichen Verhältnisse zu überprüfen und ihnen

anzupassen.

PVC wird seit Jahrzehnten in steigendem Maße verwendet und ist heute einer der am weitesten 
verbreiteten Kunststoffe. Sein Gehalt an Chlor verle ih t ihm die vielfach genutzte Eigenschaft der

Schwerentflammbarkeit.

Dennoch kann der Kunststoff PVC im Brandfalle 
Ihrem Betrieb gefährlich werden!

? PVC spaltet bei Brandeinw irkung Chlorwasserstoff ab.
Dieser verbindet sich mit dem Wasserdampf der Luft oder 
dem Löschwasser zu

korrodierenden Salzsäuredämpfen

? 1. Maschinen
2. Metallteile
3. Gebäude

Blanke Metallteile 
Elektronische Anlagen
Kontakte elektrischer Schalt- und Meßgeräte

Vor PVC-Brandfolgeschäden können Sie sich weitgehend schützen! Lagern Sie PVC richtig!

PVC, ob Rohstoff, Halb- oder Fertigfabrikat, ist so zu lagern, daß es bei einem Brand anderer Stoffe 
weder durch Flammen, noch durch heiße Brandgase oder W ärmestrahlung zersetzt werden kann.

Vorderseite Form 142 (Verband) 7. 70 Bild 4 Merkblatt für die Lagerung von PVC-Material
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Was ist bei der Lagerung von PVC im einzelnen zu beachten?

A. Lagerung in PVC herstellenden oder verarbeitenden Betrieben

Großlager 
für Rohstoffe

Unverpacktes PVC-Pulver oder -Granulat
ist in Behältern (Silos) aus nicht brennbaren Baustoffen außer­
halb der Betriebsgebäude zu lagern. Ist dies nicht möglich, so 
sind die Behälter gesondert von anderen brennbaren Stoffen zu
halten.

Verpacktes PVC-Pulver oder -Granulat
ist in Räumen zu lagern, die von anderen Räumen feuerbeständig 
abgetrennt sind. Nicht mehr benötigtes Verpackungsmaterial ist 
aus den Lagerräumen zu entfernen.

Gemeinsame Lagerung mit anderem brennbaren Gut ist unbe­
dingt zu vermeiden.
Es ist sicherzustellen, daß Löschmaßnahmen durchgeführt wer­
den können, ohne daß die Brandgase in benachbarte Räume ein- 
dringen.

Zwischenlager in 
Fabrikationsräumen

Zwischenlager von direkt zur Verarbeitung bestimmten Rohstof­
fen und Halbzeug sind so klein wie möglich zu halten. Sie sind 
gesondert von anderen brennbaren Stoffen anzulegen.

Anhäufungen von Halbzeug und Fertigwaren sind zu vermeiden.

Halbzeuglager
Fertigwarenlager

Halbzeug und Fertigfabrikate aus PVC sind getrennt von anderen 
Erzeugnissen und in feuerbeständig abgetrennten Räumen zu 
lagern.

B. Lagerung in Betrieben, die kein PVC verarbeiten, jedoch fertig bezogene 
PVC-Erzeugnisse lagern oder bei ihrer Eigenfertigung mitverwenden

Zwischenlager in 
Fabrikationsräumen

Zwischenlager sind so klein wie möglich zu halten und gesondert 
von Lagern für andere brennbare Stoffe anzulegen.

Fertigwarenlager Größere Mengen von PVC-Erzeugnissen sind möglichst in feuer­
beständig abgetrennten Räumen und getrennt von anderen Er­
zeugnissen zu lagern. In Lägern mit wertvollem, korrosionsem p­
findlichem Inhalt ist die Einlagerung von PVC-Erzeugnissen zu 
unterlassen; denn auch kleine Mengen von PVC können im 
Brandfall zu erheblichen Folgeschäden führen!

Rückseite
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Bild 5 Durch solche undichten Deckenöffnungen tropften 
brennende Kunststoffe

Bild 6 Abdichtungen für Kabelschächte nach dem 
Baukastensystem der Firma Nils Brendel

gebunden werden. Außerdem kann in derartigen Fäl­
len der Kalkanstrich durch Abbürsten oder Abstoßen 
leicht entfernt werden und som it auch naturgemäß das 
in diesem Anstrich nunmehr befindliche C alcium ­
chlorid.

Leider aber lehnen die meisten Anstre icherfirm en ei­
nen Kalkanstrich ab, w ie er früher üblich war, und ver­
wenden moderne Anstrichm itte l, w ie z. B. D ispersions­
farben. Es erscheint wesentlich, daß seitens der Sach­
verständigen hierauf besonders hingewiesen w ird.

Bauelemente, w ie T -Träger und S tah lprofile , sind nach 
PVC-Bränden gründlich m it lösungsm itte lha ltigen 
Stoffen abzuwaschen, um den häufig »fettigen« Ruß­
belag zu entfernen. Anschließend so llte  eine Behand­
lung der rostigen Stellen mit geeigneten Phosphatie­
rungsm itte ln erfolgen, und hierauf ist m öglichst bald 
der erste Anstrich auf diese Bauelem ente zu bringen.

Vorsorge zur Verhütung von Kunststoffbränden

Aus den geschilderten Tatsachen kann man Folgerun­
gen zurV orsorge  zur Schadensverhütung durch Kunst­
stoffbrände ziehen. Zu d ieser Vorsorge gehört das 
Studium eines Merkblattes, welches als Ergebnis der 
oben erwähnten gemeinsamen A rbe it von Kunststoff- 
herste llem  und Sachversicherern vorlieg t. Es be trifft 
d ie Lagerung von PVC (B ild 4, M erkblatt).

Außerdem werden noch fo lgende Maßnahmen em p­
fohlen:

1. Unverm eidliche Durchbrüche sichern,
Schottungen auch während der Montage von Innen­
e inrichtungen herstellen,
Anordnung von Sperrstrecken z. B. in Kabelkanälen, 
d. h.

a) in waagerechten Kabelkanälen:

Zwischenschottungen (Sperrstrecken) herste llen und 
mit Kalksanden bzw. gebrochenen Kalksteinen füllen.

b) bei senkrechten Kabelkanälen:

Deckenaussparungen m it M inera lw olle  auf Asbestge­
webe und e iner Deckschicht aus Leichtbeton schlie­
ßen, Ausbildung von Sockeln rings um die Decken­
durchbrüche (ca. 10 cm über Estrich-N iveau) dam it 
Löschwasser nicht in da runter liegende Geschosse ge­
langen kann (Bild 5 und 6 ).

2. Zuluft- und Abluftöffnungen der Lüftungs- und K li­
ma-Anlagen m öglichst w eit auseinanderlegen.

3. lon is ierungsm elder so schalten, daß sie beim An­
sprechen Lüftungs- und K lim a-Anlagen ausschalten, 
zum indest die Um luftanlage abschalten.

4. Schnell w irkende Rauchabzugs-Öffnungen z. B. in 
Treppenhäusern vorsehen.

5. Sonderventila toren m it e igener Fortlu ftführung als 
Entqualm ungslüfter einbauen.

6 . Erstellung getrennter K lim aanlagen fü r Räume mit 
Sondereinrichtungen, z. B. Rechenzentren.

7. In elektronischen Räumen (Rechen- und S teuerzen­
tra len) PVC-Material fü r d ie Ausstattung (Fußboden­
beläge, Wand- und D eckenverkleidungen etc.) ver­
meiden.

8 . Sprinkleranlagen mit neutra lis ierendem  W asser e in ­
bauen, besonders bei Lagerräum en w ichtig (B ild 7).
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Betriebsorganisatorische Maßnahmen

Saubere Betriebsführung, Überwachung der Schweiß­
arbeiten, regelm äßige betrieb liche Brandschau.

Rauchverbot in den Räumen, die je  nach Gegebenhei­
ten der Anlagen durch Rauchmelder überwacht w er­
den. E inrichten von Raucherräumen, nur der Tagesbe­
darf brennbarer Lagervorräte am Arbeitsplatz. Redu­
zierung der Zündquellen. Beseitigung brennbarer 
Verpackungen. K ontro lle  der Arbe itsp lätze nach Be­
endigung der A rbeit.

Bild 8 Preßluftatmer BRK 1600 der Firma Bartels & Rieger, 
Köln, mit Zweitanschluß zur Rettung von Menschen aus gif­
tiger Rauchatmosphäre

Brandschutz -  Vorsorge:

Die Angriffswege sind zu sichern. Abgetrennte Lager­
haltung. Schaffung von Brandabschnitten. Verwen­
dung feuerw iderstandsfäh iger Konstruktionen.

Schulung des Personals: Ausbildung von S elbsth ilfe ­
kräften, Aufklärung der M itarbe iter über die speziellen 
im Betrieb befindlichen und verarbeiteten Kunststoffe, 
auch über das Brandverhalten dieser Kunststoffe! 
H ilfskräfte müssen unter schwerem Atemschutz arbe i­
ten können und den Betrieb genau kennen. Schwerer 
Atemschutz sind z. B. Preßluftatmer, die es heute so­
gar schon m it Zweitanschluß gibt, w om it man also 
einen in Rauchgasen zurückgebliebenen Menschen 
retten kann (Bild 8 ). Erarbeitung brauchbarer B rand­
schutzpläne, vorsorg liche Bereitste llung von Lösch­
m itteln und Löschgeräten sowie genügend Preßluft­
atmer. Einbau se lbsttä tiger Lösch- und Meldeanlagen. 
Dachentlüfter sollten nicht vergessen werden.

Es soll h ier noch etwas über die Brandursachen, eine 
Zusammenstellung aus der Praxis, gesagt werden.

Am häufigsten entstanden Brände aus folgenden 
Gründen:

1. Unvorsichtige Schweißarbeiten in der Nähe von g rö ­
ßeren Mengen Kunststoffen. Die Schweißer waren 
nicht unterrichtet.

2. Rauchen in der Nähe gelagerter Mengen von Kunst­
stoffen.

3. Entzündung von Niederschlägen feinsten Kunst­
stoffstaubes, besonders durch elektrostatische Auf­
ladungen, aber auch durch Funkenbildung beim Han­
tieren mit M etallwerkzeugen.

4. Entzündung von Kabelisolationen durch Kurzschluß.

5. Bei der Kunststoffherste llung

a) Entzündung brennbarer Ausgangsstoffe (Flüssig­
keiten und Gase) beim Transport, bei der Handha­
bung und bei der Lagerung. Die Gefahrenquellen sind 
auch beim Umpumpen, Mischen, Umgang mit Fässern,

27



an Tankwagen, bei der Lagerung in Ganz- und Zw i­
schenbehältern von allen diesen brennbaren Flüssig­
keiten.

b) Gefahren bei entzündlichen Chem ikalien während 
der Kunststoffherste llungsprozesse durch überhöhte 
Tem peraturen und Drücke, z. B. bei der D estillation 
und Polym erisation, oder auch in Autoklaven (Chemie­
faserwerke).

6 . Ungenügende und ungeeignete B randschutzeinrich­
tungen, Fehlen von ausgebildeten Brandschutzkräften 
und feuerschutztechnische Mängel in der Planung 
eines Betriebes.

7. Bedienungsfehler durch ungenügend ausgebildetes 
Personal oder Mangel an Verständnis der möglichen 
Gefahren, die durch das verwendete Material entste­
hen können.

Diese Aufzählung ist keineswegs vollständig. Brand­
ursachen können auch überall zufä llig  auftreten, z. B. 
im Haus und Familie.

B randbekämpfungsmaßnahmen:

Um die Probleme der modernen Brandbekäm pfung zu 
lösen, müssen fo lgende Forderungen technisch und 
personell e rfü llt werden:

1. Rasches Entdecken jedes Entstehungsbrandes.

2. Sofortiges Löschen.

3. Unschädlichmachen der aggressiven Gase.

4. Verhinderung von Korrosion.

Brandm eldeanlagen, die einen Entstehungsbrand 
rasch entdecken und die Feuerwehr herbeirufen, e r­
höhen die Sicherheit, insbesondere in den Fällen, in 
denen mit e iner nicht zu raschen Brandausbreitung 
gerechnet werden kann.

Im folgenden soll noch auf e in ige besondere B rand­
gefahren und deren Verhütung eingegangen werden.

B rennbarer Staub kann bei der Verarbeitung sowohl 
von Duroplasten als auch Therm oplasten oder durch 
deren V orprodukte bzw. Zusatzstoffe, die Netz- und 
Schm ierm ittel sowie Füllstoffe entstehen. Die Gefahr 
einer Explosion beruht auf der Entstehung eines 
S taub/Luft-G em isches, wobei die untere Grenze der 
gefährlichen Konzentration bei kleinen Staubteilchen 
schneller erre icht ist als bei größeren. Die zerstörende 
W irkung hängt von den baulichen Gegebenheiten am 
Explosionsort (leichte oder schwere Seitenwände und 
D achkonstruktionen, offene oder geschlossene Fen­
ster) von mehreren Faktoren ab, nämlich der relativen 
B rennbarkeit des Kunststoffm ateria ls, der S taubkon­
zentration in der Luft und der durchschnittlichen T e il­
chengröße.

Als Faustregel fü r die Praxis gilt, daß jede sichtbare 
Staubwolke aus brennbarem  Material eine Feuer- und 
Explosionsgefahr bedeutet. A ls Abhilfe  müssen gute 
Exhaustoren und Abzüge e ingebaut sein, die den 
Staub m öglichst nahe am Entstehungsort absaugen,

denn kleine Explosionen verursachen sekundäre, g rö ­
ßere Detonationen. Daß sich selbst brennbarer Staub 
auf M otoren und Lagern als W ärm equellen entzünden 
kann, ist verständlich.

In der Kunststoffindustrie  g ib t es v ie le  Arbeitsgänge, 
die Anlaß zu elektrostatischen Aufladungen sein kön­
nen: Das Fließen einer nicht le itenden F lüssigkeit, das 
Mischen von Festkörpern oder F lüssigkeiten, Förder­
maschinen usw. Besondere Gefahren tre ten an fo l­
genden Stellen auf:

a) Folien, die von Walzen oder Kalandern abgew ickelt 
werden,

b) T ransportbänder, wenn sie sich von der R iemen­
scheibe lösen,

c) beim Zerstäuben von F lüssigkeiten in T ropfen durch 
Rühren,

d) beim Gießen von Lösem itte ln aus Kunststo ffbehäl­
tern oder

e) beim Entleeren e iner solchen Leitung,

f) bei Staub, Pulver, Körnern, die auf Bändern ge fö r­
dert oder aus Leitungen, Rohren, Laderutschen ent­
laden werden.

A llen diesen Gefahrenquellen liegt der physikalische 
Vorgang der Ladungstrennung zugrunde. D ieser A rt 
B randgefahr beugt man durch fo lgende Maßnahmen 
vor:

Es ist stets darauf zu achten, daß die e lektrostatischen 
Ladungen durch Erdung abgele ite t werden.

Man sollte  an solchen G efahrenquellen fü r eine hohe 
relative Luftfeuchtigkeit sorgen, weil sie auf a llen Ge­
genständen eine dünne le itfäh ige Schicht bildet.

Zu em pfehlen ist der Einbau von Luft-Ion isationsgerä- 
ten, die radioaktive S trah ler enthalten.

Spezielle Brandverhütungsm aßnahm en sind auch in 
der Schaum stoffindustrie  nötig.

Eine G efahrenquelle beim S trangpressen von Schaum­
fo lien aus Polystyrol sind die Austrittsö ffnungen und 
die Aufw ickelvorrichtungen, wo das B lähm itte l m it der 
Luft eine explosive M ischung b ilden kann. Beim gan­
zen Strangpressen muß die Entlüftung besonders 
sorgfä ltig  geplant sein und e inw andfre i arbeiten.

Geschäumte Folien und Platten neigen sehr leicht zu 
e lektrosta tischer Aufladung. Die Geräte zur A b fa llze r­
k le inerung müssen daher geerdet und Dämpfe und 
Staub durch Exhaustoren abgesaugt werden. Die e lek­
trische Ausrüstung ist exp los ionss icherzu  insta llieren. 
Die Abfä lle  dürfen nur in gut gelüfteten Behältern vo r­
zugsweise aus Maschendraht aufbew ahrt werden, die 
Transportfahrzeuge sollen offen sein.

Bei der Lagerung sind entsprechende Maßnahmen 
zu treffen. Es em pfiehlt sich, die dre i Bereiche Roh­
stofflagerung, Verarbeitung, Lagerung der Endpro­
dukte durch Brandwände zu trennen, denn einmal en t­
zündet, pflanzt sich das Feuer in Polystyrolschaum 
sehr schnell fort.
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Bei der Schäumung von Polyurethanen (M oltopren 
usw.) werden keine brennbaren T re ibm itte l (CO2 und 
Frigen) verwendet. Es tre ten Isocyanate (Atem gift!) 
m it m ehrwertigen A lkoholen zusammen (Desmophe- 
ne, ebenfa lls A tem gift).

Polyurethanschaum  w ird  als schwer brennbar angege­
ben, kann aber die sehr g iftigen B lausäuredäm pfe da­
bei abgeben. Die e igentlichen Brandgefahren bei d ie ­
sem Schaum liegen bei der Herstellung. Beim Schaum­
vorgang entsteht Wärme, die im Innern des Schaum­
blocks etwa 150-170° C beträgt, aber zu örtlichen 
Ü berhitzungen und Selbstentzündung führen kann. 
Dadurch ist es in m ehreren Fällen -  w ie bere its be­
richtet -  zu Bränden gekomm en, wenn Fehldosierun­
gen Vorlagen. Polyätherschaum erg ib t beim Brand 
sehr hohe W ärmemengen, wodurch sich Brände mit 
großer G eschw indigke it fortp flanzen können.

Bei den bere its erwähnten Vorbeugungsmaßnahmen 
soll die Anbringung von selbsttä tigen Kohlensäure­
löschanlagen besonders hervorgehoben werden, die 
sich bei Bränden von Schaumstoffen gut bewährt ha­
ben.

Mein Beitrag so llte  die Gefahren aufzeigen, um sie zu 
m eistern, dam it w ir m it den Kunststoffen und ihren 
vielen Vorte ilen leben können.

Literatur:

H. Oettel: Gesundheitsgefahren durch Verschwelungspro­
dukte von organischem Material unter besonderer Berück­
sichtigung der Kunststoffe. VFDB-Zeitschrift 3/68, Seite 79

F. W. Locher und S. Sprung: Einwirkung von salzsäurehalti­
gen PVC-Brandgasen auf Beton. Zeitschrift beton 20/1970, 
Heft 2 und 3
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Sicherheitstechnische 
Probleme beim elektro­
statischen Beschichten 
mit Kunststoffpulvern
Dipl.-Ing. D. Korsten

1. Einleitung

Die Beschichtung von Gegenständen mit pulverförm i­
gen Kunststoffen ist seit etwa 15 Jahren bekannt. Sie 
kam dem Wunsch der Lackverbraucher entgegen, auf 
Lösungsm ittel m it ihren Brand- und Explosionsgefah­
ren ganz zu verzichten und einfacher und schneller 
zu beschichten. Anstelle eines zwei- oder dreifachen 
Lackauftrages konnte nun in einem Arbeitsgang eine 
Schichtdicke bis zu 100 um erzie lt werden. A ls Auf­
tragsverfahren w ar zuerst nur das sogenannte W ir­
belsintern bekannt. Dabei mußten die zu beschichten­
den W erkstücke w eit über 100 ' C erh itzt werden, be­
vor sie in ein Pulverbecken eingetaucht wurden, des­
sen Inhalt an Kunststoffpulver durch eingeblasene Luft 
fließfähig gemacht worden war. Die Tem peraturen an 
den W erkstückoberflächen und auch die Tauchzeit 
bestimm ten die Schichtdicke des angeschmolzenen 
Kunststoffpulvers, die bei unterschiedlicher Form und 
W andstärke eines Gegenstandes meist zu groß und 
daher unw irtschaftlich war. Über das elektrostatische 
Beschichten in einem W irbelsinterbad, in dessen ion i­
siertem Pulvernebel das eingetauchte O bjekt einen 
N iederschlag erh ie lt, kam man in den letzten Jahren 
zum elektrostatischen Beschichten mit e iner Sprüh­
pistole.

Ähnlich dem e lektrostatischen Auftrag von Naßlack 
w ird hier das K unststoffpulver m it Förderlu ft e iner 
Sprühpisto le zugeführt und dort e lektrosta tisch auf­
geladen. Bedingt durch das e lektrische Feld zwischen 
Pistole und geerdetem Gegenstand fo lgen d ie T e il­
chen der ausgestoßenen Pulverwolke dem Weg der 
Feldlin ien und schlagen sich gleichmäßig auf d ie W erk­
stückoberfläche nieder. Entlang den Feld lin ien ge lan­
gen die Pulverteilchen auch auf die W erkstückrück­
seite, d ie ebenfalls m itbeschichtet w ird. Es ist daher 
verständlich, daß sich z. B. beim Beschichten von 
S tah lrohrte ilen oder Drahtgeflechten besondere Vor­
te ile  ergeben. Zum elektrostatischen Beschichten e ig ­
nen sich nur Kunststoffe m it hohem spezifischem W i­
derstand (1 0 12 bis 1 018 Q cm ); sie geben ihre e lektrische 
Ladung nur te ilw eise ab und haften deshalb gut auf 
dem Untergrund. Die bei e iner Schichtdicke von 80 bis 
100 jim  -  je  nach Pulverart verschieden -  e intre tende 
Isolation verh indert ein w eiteres Anhaften von Pulver, 
da dieses bereits abgestoßen w ird. So s te llt sich bei 
genügendem Pulverauftrag von selbst eine g le ichm ä­
ßige Schichtdecke ein.

Prospekte und technische Inform ationen von Pulver- 
und Anlagenherste lle rn  ste llen in den Vorte ilen häufig 
den Verzicht auf brennbare Lösungsm itte l und ge-

Bild 1
Beschichtung von Drahtkörben, 
Förderrichtung von rechts hinten 
nach vorn links
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Bild 2
Zündung von Epoxidpulver durch 
Glühdraht im Laborversuch

Bild 3
Zurückschlagen der Flammen von 
brennender Pulverwolke gegen die 
Pistolenmündung im Laborversuch

sundheitsschädliche Komponenten heraus. Damit w ird 
der Anschein erweckt, daß durch K unststoffpulver und 
d ie e lektrosta tische Beschichtungsm ethode keinerle i 
U nfall- oder Gesundheitsgefahren zu erwarten seien. 
Zweck dieses Referates ist es daher, die vom Material 
und Verarbeitungsprozeß ausgehenden G efahrenm ög­
lichkeiten aufzuzeigen und bisher bekannte S icher­
he itsvorkehrungen zu besprechen. Erst in den letzten
3 Jahren hat das e lektrosta tische Beschichten als 
neue Form der Oberflächenbehandlung in der Indu­
s trie  Eingang gefunden. Es w ar daher notwendig, 
sicherheitstechnische Erkenntnisse auf diesem Gebiet 
-  zunächst als M erkb la tt -  den Anwendern zur Ver­
fügung zu stellen. In bg ’lichen Kreisen ist man sich 
aber darüber einig, daß erst durch K lärung mancher 
D etailfragen, d ie an W issenschaft und Forschung ge­
richtet sind, ein lückenloser »Sicherheitskatalog« in 
Form einer R ichtlin ie oder UVV geschaffen werden 
kann. Meine Darlegungen sind auch nicht als K ritik

an dem erarbeiteten Merkblatt, sondern als ein durch 
eigene Beobachtungen ergänzter Kom m entar aufzu­
fassen. Wenn er heute nicht auf alle Fragen eine voll 
befried igende A ntw ort erte ilt, so möchte ich es mit 
dem bekannten Spruch: »Wer schnell gibt, g ib t dop­
pelt!« entschuldigen.

2. Kunststoffpulver und ihre Eigenschaften

Die zur elektrostatischen Beschichtung verwendeten 
Kunststoffpulver kann man in zwei Hauptgruppen auf­
te ilen:

a) Therm oplastische Pulver
mit der Kunststoff-Basis von z. B. Polyamid, PVC und 
Polyester

b) Therm ohärtbare Pulver (auch Duroplaste genannt) 
m it der Rohstoffbasis von z. B. Epoxid, Acryl oder 
härtbarem Polyester.
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Zum Einsatz gelangen heute überw iegend Duroplaste, 
unter denen das Epoxidpulver eine beherrschende 
S tellung einnimm t. Die Pulver beider Gruppen sind 
brennbar. Diese Eigenschaft w ird  auch nicht dadurch 
e ingeschränkt, daß zur Beschichtung keine reinen 
Pulver, sondern nur Mischungen mit P igmenten, Fül­
lern und bei Duroplasten mit Härtern verw endet w er­
den. Die hergestellten Mischungen werden vielfach 
eingeschm olzen und w ieder auf kleine Korngrößen bis 
herauf zu etwa 100 ^m verm ahlen. In diesem fe inpu l­
verigen Zustand sind sie als Stäube zu betrachten, 
die hinsichtlich ihres Aggregatzustandes zwar zu den 
Feststoffen zählen, sich aber wegen der großen spe­
zifischen Oberfläche sicherheitstechnisch stark von 
der kompakten Form unterscheiden. Hervorzuheben 
sind die wesentlich größere R eaktionsfreudigke it mit 
dem Luftsauerstoff, die Fähigkeit, sich aufw irbeln zu 
lassen und die geringere W ärm ele itfäh igke it des Stau­
bes gegenüber massiven Kunststoffkörpern.

In Verbindung m it der schon genannten B rennbarkeit 
können w ir daraus drei wesentliche Gefahren ab le i­
ten, deren Abschätzung an sicherheitstechnischen 
Kennzahlen möglich ist:

Erste Gefahr:

Abgelagerte Stäube können in Brand geraten!

Über die G lim m tem peratur nach VDE 0165 kann ganz 
allgem ein die M öglichkeit von G limm- und Schwel­
bränden beurte ilt werden. Bekanntlich ern iedrig t sich 
die G lim m tem peratur bei Staubschichten über 5 mm, 
w ie sie an ungünstigen Stellen einer Beschichtungs­
anlage anzutreffen sind. Bei vielen organischen Stäu­
ben, w ie den Kunststoffen, läßt sich aber keine G lim m ­
tem peratur erm itte ln, weil abgelagertes Kunststoff­
pulver, auch bei Zum ischungen von P igm enten o. ä., 
schon vorher zusammenschmilzt. Die BAM in Berlin 
e rm itte lt daher fü r größere Staubansamm lungen, z. B. 
in Behältern der Rückgewinnungsanlage, die w ichtige 
Selbstentzündungstem peratur. Die S taubprobe w ird 
einer a llse itigen Tem peraturbelastung ausgesetzt, w o­
bei O xydationsvorgänge unterdrückt werden. Um auch 
hier ein vorzeitiges Schmelzen und Zersetzen des Pro­
bem aterials zu verhindern, w ird häufig K ieselgur als 
»Inertstaub« zugemischt. Über die Rolle eines S tabi­
lisators hinaus darf man hier vermuten, daß noch eine 
katalytische W irkung mit im Spiele ist und die so ge­
fundene Selbstentzündungstem peratur n iedriger liegt 
als unter den Bedingungen in der Praxis. Für das Ep­
oxidpulver »Resicoat«, das sehr verbre ite t ist, wurde 
die Selbstentzündungstem peratur m it 220 ÜC erm itte lt.

Zweite Gefahr:

Aufgew irbe lte  Stäube können verpuffen oder exp lo­
d ieren!

Eine S taubexplosion ist ohne Zweifel die gefährlichste 
R eaktionsm öglichkeit eines brennbaren Feststoffes. 
Abweichend von Gasen und Dämpfen lassen sich 
Stäube nur zeitlich und örtlich begrenzt m it Luft durch­
mischen. Eine gleichmäßige Verte ilung einer Staub­
menge in einem größeren Luftvolum en auch nur an­
zunehmen, ist daher ein Trugschluß. Deshalb haben

die »Zündgrenzen« fü r S taub-Luft-Gem ische nicht die 
gleiche Aussagekraft w ie fü r Gas-Luft-Gem ische. So 
kann an bestimm ten Punkten e iner Beschichtungs­
anlage, wenn man von der Ausstoßwolke an der 
Sprühpisto le ganz absieht, bere its eine Verpuffungs­
oder Explosionsm öglichke it vorhanden sein, wenn die 
auf das Gesamtvolumen bezogene Staubm enge noch 
weit unterhalb des Zündbereiches liegt.

Zur Abschätzung der E xplosionsgefahr ist die Aufgabe 
der »unteren Zündgrenze« aber brauchbar.

Für reines Epoxidpulver liegt d iese bei 2 0 g /n m 3. Durch 
Zumischung von Pigmenten, Füllern und Härtern usw. 
kann die untere Zündgrenze auf ca. 50 g /n m 3 anstei- 
gen.

Die Zündtem peratur g ib t uns an, bei w elcher Tem pe­
ratur, z. B. an der Oberfläche e iner Leuchte oder einer 
anderen heißen W andung ein do rt vorbe iström endes 
Staub-Luft-Gemisch zur Explosion gebracht werden 
kann. Bei dem schon genannten Resicoat und ande­
ren Epoxidpulvern liegt die Zündtem peratur bei ca. 
450° C, also erfreulich hoch!

Dritte Gefahr:

Erhitzte Kunststoffpulver können brennbare Schwel­
gase abgeben, die im Gemisch mit Luft exp los ions­
fähig sind!

Wohl a lle zur Beschichtung geeigneten Kunststo ffpu l­
ver entw ickeln bei überm äßiger Erhitzung -  z. B. bei 
Schwelbränden -  brennbare Gase. Durch den Schwei­
punkt ist d ie jen ige Tem peratur festge leg t -  ähnlich 
der Flam m punktbestim m ung bei brennbaren F lüssig­
keiten bei der Schwelgase in solcher Menge ent­
weichen, daß die Schwelgas-Luft-G em ische entzündet 
w erden können. Bei dem schon vorher erwähnten 
»Resicoat« liegt der Schweipunkt bei 240 ° C.

Die drei beschriebenen Gefahren tre ten le ider nicht 
einzeln und unabhängig voneinander auf, sondern 
stehen in enger W echselbeziehung zueinander. S taub­
aufw irbelungen setzen sich nach e in iger Ze it ab und 
b ilden ein Depot, das durch heftige Luftström ungen, 
Druckwellen oder mechanische E inw irkungen erneut 
zu zündfähigen Staub-Luft-Gem ischen aufgew irbe lt 
werden kann. Andererse its vermag ein vorhandener 
G lim m brand die entweichenden Schwelgase exp lo­
sionsartig  zu zünden. Diese örtliche Verpuffung mit 
ih rer D ruckwelle kann w iederum  größere S taubabla­
gerungen aufw irbeln, die ebenfa lls zur Explosion ge­
bracht werden.

S icherheit gegen Brände und Explosionen in einer 
Beschichtungsanlage besteht nur dann, wenn sowohl

a) alle betrieblich verm eidbaren S taubablagerungen 
als auch

b) alle Zündm öglichkeiten in Form von heißen O ber­
flächen, Funken, Flammen oder e lektrostatischen 
Entladungen -  auf d ie später noch e ingegangen w ird  
-v e rm ie d e n  werden.
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Bild 4
Handsprühpistole mit eingebautem 
Schutzwiderstand, deren Funken­
energie bei 1mWs liegt. Der Sprüh­
kopf besteht aus Kunststoff, der mit 
einem elektrischen Halbleiter 
beschichtet ist

Über die Gesundheitsgefahren im Umgang mit Kunst­
sto ffpu lvern liegen bis je tz t keine negativen Erfah­
rungen vor. Neuerdings ist aber festzustellen, daß die 
Farbpigm ente fü r gelb, orange und rot verschiedener 
Pulver aus Preisgründen B leiverb indungen, w ie z. B. 
das B le i-C hrom -M olybdat, enthalten. H ier lassen sich 
bei der Verarbeitung B le ierkrankungen befürchten. 
Den Verarbe itern  w ird  em pfohlen, nur b le ifre ie  Kunst­
s to ffpu lver zu beziehen, zu denen andere P igm entie­
rungen verw endet wurden.

Bild 5 Handsprühpistole von Bild 4 in Aktion

3. Umgang mit e lektrostatischen Sprühpistolen

Bei der Sprüheinrichtung zum elektrostatischen Be­
schichten benötigen w ir -  ähnlich dem e lektrosta ti­
schen Naßlackieren -  eine Hochspannungsanlage, die 
eine G leichspannung von 50 bis 100 KV erzeugt. Zw i­
schen der Sprühpistole, an der das Kunststoffpulver 
meist m it negativer Polaritä t aufgeladen w ird, und 
dem geerdeten W erkstück besteht bei genügender 
Annäherung zueinander die M öglichkeit eines La­
dungsausgleiches in Form eines Funkenüberschla­
ges. Damit scheint es kaum möglich, Zündgefahren 
durch die Sprüheinrichtung zu verm eiden, weil sie so­
zusagen »von der Natur der Sache her« nicht explo­
sionsgeschützt ausgeführt werden kann.

Trotzdem ge ling t es, Zündungen dieser A rt zu unter­
drücken, weil die Pulvereigenschaften uns dabei H ilfe­
stellung leisten, obwohl gerade an der P istolenm ün­
dung stets eine zündfähige Pulver-Luft-Konzentration 
vorhanden ist. Im Gegensatz zu brennbaren Gasen und 
Dämpfen, deren zündw illigste  Gemische m it kleinsten 
Energiemengen, sei es der W ärm ezufuhr oder der 
Funkenenergie w eit unter 1 mWs, noch zur Explosion 
gebracht werden können, benötigen Kunststoffpulver- 
Luftgemische wesentlich größere, durchweg 100x hö­
here Zündenergien.

Für Epoxidpulver w urde die M indestzündm enge mit 
15 mWs erm itte lt. Deshalb kann durch den Einbau von 
Schutzw iderständen dicht bei der Sprühelektrode und 
anderen Kunstgriffen heute bei vielen Sprühpistolen 
die Funkenenergie unter den als zulässig angesehe­
nen Wert von 5 mWs heruntergedrückt werden. Wo 
dies nicht möglich ist, muß, z. B. bei stationären Sprüh- 
anlagen, ein ausreichender Abstand zwischen Pistole 
und W erkstück sichergeste llt werden. Das erfordert 
eine fest m ontierte Sprühpisto le und eine Förderein­
richtung fü r die zu beschichtenden Objekte. Bei pen­
delnden, falsch aufgehängten oder herabfallenden 
Gegenständen ist die Gefahr eines Funkenüberschla­
ges aber w ieder vorhanden. Deshalb kon tro llie rt man 
den Entladestrom der Sprüheinrichtung, der bei Ver­
ringerung des Abstandes stark ansteigt. Über ein Re­
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Bild 6
Mit isolierender Epoxidschicht 
überzogenes Gehänge für Stahlrohr­
teile

lais w ird  dann die Hochspannung so schnell abge­
schaltet und die Anlage geerdet, daß es nicht mehr 
zu einem Überschlag kommen kann.

Zündm öglichkeiten bestehen aber auch, wenn die 
Hochspannung w ieder abgeschaltet ist und das W erk­
stück nicht sorgfä ltig  geerdet war. Abgesehen davon, 
daß bei nicht oder schlecht geerdeten Gegenständen 
Störungen in der Beschichtung auftreten, laden sich

Bild 7 Stark beschichtete Auflagewinkel für Stahlrohre, bei 
denen die Rohre zusätzlich geerdet werden müssen

diese wie auch andere nicht geerdete Teile der Um­
gebung w ie ein Kondensator auf. Bei großen W erk­
stücken m it hoher Kapazität kann die gespeicherte 
Ladung zum nächsten geerdeten Teil, z. B. dem P isto­
lenhandgriff oder -Stativ oder zur Aufhängevorrich­
tung, als Funke überschlagen. Da d ieser aber d ie not­
w endige Zündenergie besitzen kann, muß durch so rg ­
fä ltiges Erden a ller A n lagete ile  und W erkstücke diese 
Zündm öglichke it bese itig t werden.

Für die Praxis heißt das, unbenutzte Gehänge sind 
durch Kappen o. ä. vor e iner iso lierenden Beschich­
tung zu schützen. Auflageste llen müssen öfters gere i­
n igt werden. Man beschäftig t sich bei stationären An­
lagen schon m it e iner se lbsttä tigen K ontro lle in rich- 
tung, m it der vor der Beschichtung eine Messung des 
Erdungszustandes am W erkstück durchgeführt w ird.

Zum Schutz des Bedienungspersonals vor den W ir­
kungen des hochgespannten G leichstrom es werden 
stationäre Sprüheinrichtungen in geschlossenen Ka­
binen aufgestellt, d ie nur bei abgeschalteter Hoch­
spannung betreten werden können. Davon ausgenom ­
men sind d ie jen igen Sprüheinrichtungen, g le ichgültig  
ob stationäre oder Handsprühpisto len, die ohne Bela­
stung keinen höheren Strom als 0,7 mA abgeben kön­
nen. E inzelheiten darüber enthalten die VDE-Bestim - 
mungen 0147 und der Entw urf zu VDE 0745.

An d ieser Stelle sei noch über eine Pulverexplosion 
berichtet, die sich beim Innenbeschichten von verz ink­
ten 2"-Rohren ereignete. H ier tra t beim Durchziehen 
der Sprühpisto le ein Funkenüberschlag, verm utlich zu 
e iner Z inkperle  des feuerverzinkten Rohres auf, der 
die ausgestoßene Pulverwolke vor der P isto lenm ün­
dung in Brand setzte. Diese wurde in die Absauge- 
anlage hineingezogen und gelangte, w e ite r brennend, 
in den Zyklon, dessen Pulver-Luft-Gem isch zur Ex­
plosion gebracht wurde. Der Fangsack fü r das Pulver 
wurde aufgerissen, durch den brennende und flüssige 
Schmelze von Kunststoffpulver auf einen G astarbeiter 
geschleudert wurde, der an Kopf und O berkörper 
schwere Verbrennungen erlitt.
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Bild 8
Zusätzliche Erdung von Stahlrohren 
durch Kupfergeflechtbänder als 
Schleifkontakte

Bild 9
Durch Explosion von Epoxidharz­
pulver zerstörter Staubabscheider 
(Zyklon)

Für diese Explosion w ar die hohe Energie des Fun­
kenüberschlages maßgebend, der durch die Z inkperle 
e rle ich tert wurde. Die Absaugeanlage selbst war hin­
sichtlich ih rer Leistung nicht richtig ausgelegt; sie 
war m it frem den Bauteilen vom Betrieb selbst gesta l­
te t worden. Damit kommen w ir zwangsläufig zu dem 
Problem der

4. Gestaltung von Kabinen und R ückgewinnungsanla­
gen.

Die H erste lle r von Beschichtungsanlagen stellen die 
W irtschaftlichke it der Pulverbeschichtung heraus, weil 
h ier gegenüber dem Naßlackieren die vorbeigehenden 
Mengen fast vo lls tänd ig  w ieder zurückgewonnen w er­
den. Die vo lls tänd ige  Erfassung der vorbeigehenden 
Pulverm engen ist aber schon aus s icherheitstechni­
schen Gründen erforderlich , weil auf dem Boden oder 
sonstigen Flächen kein S taubdepot entstehen soll. Of­

fene Anlagen lassen eine Staubablagerung in weitem 
Umkreis zu, wobei 10 m Radius manchmal nicht aus­
reichen. Deshalb ist geschlossenen Kabinen der Vor­
zug zu geben, weil der Pulveraustrag auf kleinem Raum 
beschränkt b le ib t und nicht durch frem de Luftströ­
mungen gestört w ird. Die Ablagerung von Pulver auf 
den Kabinenboden läßt sich auch hier nicht ganz ver­
meiden. Verzichtet man aber auf den ebenen Boden 
und ersetzt ihn durch schräge Flächen oder Waben, 
so rutscht das Pulver an den schrägen Flächen herun­
te r und kann am tie fsten Punkt durch einen Spalt m it 
hoher Luftgeschw ind igke it m it abgezogen werden.

Rohrleitungen, die von dem abgesaugten Pulver-Luft- 
Gemisch durchström t werden, müssen ebenfa lls sorg­
fä ltig  geerdet und deshalb elektrisch le itfähig sein. 
Verzinkte M etallrohre haben sich gut bewährt. Ge­
wisse Schw ierigkeiten und auch Gefahren e lektrosta­
tischer Aufladung des Pulverstrom es info lge W andrei­
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Bild 10 Bis 15 mm hohe Pulverablagerungen 
auf dem Kabinenboden nach vier Betriebsstunden

bung sind aber bei Kunststoffrohren auch m it D raht­
e inlage eingetreten. Die Pulverteilchen backen hier 
durch Polarisierung zusammen und sind als gesinterte 
Brocken Ursache mancher Störung.

Für den Niederschlag des Pulvers zur Rückgewinnung 
sind nur bestim m te Abscheidesysteme geeignet. A ls 
ungeeignet, vor allem wegen des Abscheidegrades,

Bild 11 Schematischer Aufbau einer Bodenabsaugung für 
Kabinen

Bild 12 Langer Absaugeschlitz im Boden einer schmalen 
Kabine

sind Zyklone, F liehkraftabscheider, E lektro filte r und 
Naßwäscher anzusehen. Gut bewährt haben sich P lat­
ten- und Schlauchfilter m it dem Gebläse auf der Rein­
luftseite. Die zum Pulvertransport benötig te  Luftmenge 
muß aus S icherheitsgründen so bemessen sein, daß 
der halbe W ert der unteren Zündgrenze -  bei reinem 
Epoxidpulver 10 g /n m 3-n ic h t  überschritten w ird. P lat­
ten- und Schlauchfilter setzen sich aber im Gebrauch 
zu, w odurch der Staudruck anste ig t und dam it zwangs­
läufig das notw endige Luftvolum en ve rringert w ird.

Um das zu verhindern, müssen die F ilte r von Zeit zu 
Zeit abgeschaltet und abgerü tte lt werden. Die H erste l­
ler bauen dafür ein Ze itre la is  ein, das aber w illkü rlich  
vers te llt werden kann. W irksam er und e indeutiger 
sind Staudruckm esser m it Schaltkontakten, die den 
Abrütte lvorgang steuern und auch die Zerstörung 
eines Filtertuches durch Absinken des Staudruckes 
unter den normalen W ert so fort anzeigen.

Dicht vor den F ilterflächen und während des A brü t­
te lns im Pulversammelraum befinden sich zündfähige 
Pulver-Luft-Gem ische. Sie dürfen keinesfa lls durch 
e lektrostatische Entladungen gezündet werden kön­
nen. Das ström ende Pulver kann nämlich auf iso lie rt 
angebrachten metallischen Leitern Ladungen, w ie auf 
einen Kondensator, übertragen. So könnte z. B. ein 
auf D ichtungsgum mi liegender P lattenrahm en einer 
F ilterfläche als Kondensator m it e iner Funkenentla­
dung in Erscheinung treten, wenn er nicht geerdet 
wurde.

Rückgewinnungsanlagen sollten m it D ruckentlastungs­
flächen ausgestattet sein, um eine m ögliche Verpuf­
fung im Inneren zerstörungsfre i zu überstehen. Es 
em pfieh lt sich, die Anlage zu Arbeitsp lätzen hin ab­
zuschirmen.

Eine Zellradschleuse schließt den Pulversammelraum 
unter den Filtern gegen die Außenluft ab. Das rück­
gewonnene Pulver muß in einem geschlossenen Kreis-
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Bild 13
Wabenförmig gestalteter Kabinen­
boden mit Absaugequerschnitten

Bild 14
Obere Plattform einer Rück­
gewinnungsanlage mit eingebauten 
Filterkammern und aufgesetztem 
Gebläse

Bild 15
Blick in die geöffnete Rück­
gewinnungsanlage mit den 
Plattenfiltern



Bild 16 Moderne Rückgewinnungsanlage für Kunststoff­
pulver (Doppelanlage)

lauf w ieder dem Pulvervorrat zugeführt werden. Daher 
w ird unm itte lbar unter der Zellradschleuse eine S ieb­
maschine mit Trom m elsieb angebaut, m it dem Korn­
größen über 100 und Frem dkörper abgeschieden 
werden. Offene Schwingsiebe sind wegen ihrer S taub­
entw icklung abzulehnen. Die mechanischen Teile, vor 
allem W ellen und Lager von Zellradschleuse und 
Siebmaschine, sind vor dem Heißlaufen zu bewahren, 
um keinen G lim m brand entstehen zu lassen. Auch 
hier muß über die D ichtungsflächen der Flansche h in­
weg eine sorg fä ltige  Erdung d ieser Bauteile sicherge­
ste llt sein.

W ertvolle H inweise fü r den Bau und Betrieb von 
Rückgewinnungsanlagen g ib t auch die VDI-R ichtlinie 
2263 »Verhütung von Staubbränden und Explosionen«.

5. Anforderungen an Trockner

Der Bau von Trocken- oder besser gesagt von Ein­
brennöfen fü r beschichtete Pulver erscheint auf den 
ersten B lick problem los. Die W erkstücke brauchen ja 
nur noch eine gewisse Zeit (20 bis 30 min) auf Tem­
peraturen zwischen 180 bis 200° C erh itzt zu werden, 
dam it das anhaftende Epoxidpulver klebt, zu einer 
glatten Schicht erschm ilzt und dann aushärtet. Es 
wäre aber le ichtfertig , einen derartigen Ofen aus­
schließlich m it Um luft zu betreiben, w ie es sich aus 
wärmetechnischen Gründen anbieten würde, weil 
zwei Pulvereigenschaften nicht berücksichtigt worden 
sind.

Bild 17 Pulversammelraum mit angebauter Zellradschleuse 
und Siebmaschine

a) Bis zu Ü bertem peraturen von etwa 50 grd kann 
sich e lektrostatisch aufgetragenes Pulver jederze it 
durch Abrieb, B lasluft oder heftigen Stoß w ieder von 
der W erkstückoberfläche lösen und durch den W arm ­
luftstrom  im Ofen m itgerissen werden und an die Heiz­
reg ister gelangen. Bei fa lscher Luftführung an der Be­
schichtungsanlage kann sogar von dort Pulver m it in 
den Ofen angesaugt werden. Wenn im Ausnahm efall 
auch nur etwa Vio der gesamten, in den Ofen einge- 
brachten Pulvermenge w ieder abgelöst und aufgew ir­
belt werden kann, muß diese M öglichke it s icherhe its­
technisch e inka lku lie rt werden.

b) W ährend des Aushärtens der aufgeschm olzenen 
Pulverschicht können bei einzelnen Pulversorten, de­
ren chemische Vernetzung nach dem Kondensations­
prinzip erfo lgt, R eaktionsprodukte w ie W asser oder 
Am m oniak entstehen. Bei Epoxidpulvern, d ie nach 
dem Polyadditionsprinzip  aushärten, entstehen bei 
rich tiger Tem peraturführung keine gas- oder dam pf­
förm igen Bestandteile. W ird die E inbrenntem peratur 
jedoch überschritten, so werden bei Erreichen des 
dicht darüberliegenden Schweipunktes (h ier etwa 
240° C) brennbare Gase fre i. Explosionsgefahren 
durch Schwelgase müssen deshalb durch Verm eiden 
heißer Oberflächen oberhalb der Schweipunktstem pe­
ratur oder durch h inreichende Verdünnung mit Frisch­
luft unterdrückt werden.

Um einen Pulver-E inbrennofen exp losionssicher zu 
gestalten, em pfiehlt es sich, die in der VBG 23 fü r Lack-
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trockenöfen festgelegten Sicherheitsm aßnahm en s inn­
gemäß anzuwenden.

Ein sicherer Weg fü r den Pulver-E inbrennofen ist es, 
die Konzentration des noch aufw irbe lungsfäh igen Pul­
vers an den W erkstücken durch genügenden Luft­
wechsel im Ofen unter der Zündgrenze von be isp ie ls­
weise 50 g /n m 3 zu halten. Damit wären fü r jeden m 2 
Oberfläche mit 100 iim  Schichtdicke etwa 2 m3 Frisch­
lu ft erforderlich. Das entspricht ziem lich genau der 
Luftmenge, die man zum Trocknen einer Lackschicht 
von 50 um benötigt, wenn man einen Lösem itte lante il 
von 50 %  im Lack und einen V ortrocknungsverlust von 
ebenfa lls 50 %  zugrundelegt. Die betriebsm äßig im 
Ofen e ingehaltene Lösem itte ldam pf-Konzentration 
liegt dann bei etwa 0,25 Vol % . Beim Trocknen von 
Naßlack w ird  im m er Lösem itte ldam pf fre igesetzt, wäh­
rend bei Pulver nur im Ausnahm efall eine örtlich be­
grenzte W olke au fgew irbe lt w ird. Deshalb darf hier 
wohl der W ert von 50 g /n m 3 fü r geprüfte Pulver e in ­
gesetzt werden. M it diesem Frischluftdurchsatz hat 
man gle ichze itig  zündfähig Schwelgas-Konzentration 
verm ieden, über deren Gasvolumen, bezogen auf die 
Pulvermenge, noch keine Untersuchungsergebnisse 
vorliegen.

Der andere Weg, d ie Heizflächentem peraturen unter 
den Zündtem peraturen des Pulvers und seiner Schwel­
gase zu halten, ist unw irtschaftlich und schränkt auch 
den Übergang auf andere E inbrenntem peraturen ein.

Eine re lativ hohe Heizflächentem peratur, w ie sie bei 
ö lbeheizten Öfen vorlieg t, erscheint sogar vorte ilhaft, 
weil an die H eizreg ister m itgerissene Pulverteilchen 
zu Asche verbrennen und keine Schichten anwachsen 
lassen. Auf eine gasdichte Trennung zwischen Heiz- 
und E inbrennraum  so llte  nicht verzichtet werden. A lle 
weiteren Forderungen d ieser UVV »Lacktrockenöfen« 
sind auch fü r Pulver-E inbrennöfen sinnvoll und sicher­
heitstechnisch notwendig.

6 . Schluß

Trotz e in iger o ffener Fragen, zu denen die Forschung 
noch A ntw ort geben muß, können die Problem e elek­
trosta tischer Pulverbeschichtung aber im S inne einer 
betriebssicheren Anlage ge löst werden, wenn die In­
genieure verschiedener W issensgebiete, w ie der Che­
mie, der E lektro technik und des Apparatebaues, zum 
W ohle der Beschäftigten eng Zusammenarbeiten.
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Lichttechnik und 
Arbeitssicherheit
Ing. (grad.) C. Loef

1. Die Bedeutung des Lichtes fü r die menschliche Ent­
w icklung

In der biologischen Forschung und den mit ihr kor­
respondierenden W issenschaftsgebieten nimmt man 
heute an, daß die Erdatm osphäre vor der Entstehung 
organischen Lebens aus W asserstoff, Methan, Am ­
m oniak und geringen Mengen W asserdam pf bestand. 
Unter dem Einfluß e lektrischer Entladungen und des 
u ltravio letten Lichtes der Sonne b ildeten sich hieraus
u. a. die Am inosäuren, welche die Bausteine der Ei­
w eißkörper sind

Licht ist demnach als eine Voraussetzung fü r die Ent­
stehung und die W eiterentw icklung organischen Le­
bens aus der Uratm osphäre anzusehen.

Die gle iche Energieform , welche über eine Zeit von 
mehr als 4 Mrd. Jahren immer kom pliz iertere Lebe­
wesen bis zum Menschen hin schaffen half, d ient d ie ­
sen Lebewesen auch als W ahrnehm ungsm edium , in­
dem sich die optischen W ahrnehm ungsorgane -  die 
Augen - ,  ergänzt durch das neuro-physiologisch kom- 
lex arbeitende Sehzentrum in der G roßhirnrinde, ent­
sprechend umfassend und reichhaltig m itentw ickelt 
haben.

Dies g ilt sowohl hinsichtlich v ita le r N otwendigkeiten 
(G efahrenerkennung) als auch ästhetisch (Farben, 
Kunst usw.). Für das Gehör und die übrigen S innes­
em pfindungen können die Ergebnisse der mensch­
lichen Entw icklung als im grundsätzlichen ähnlich -  
wenn auch in der A rt anders -  angesehen werden. 
W ir w ollen uns jedoch bei unseren Betrachtungen auf 
die W irkungen des Lichtes beschränken.

2. E inw irkung des Lichtes auf den Organism us

Neben den Sehzellen in der Netzhaut des Auges exi­
stieren im peripheren W ahrnehm ungsbereich noch 
vegetative Ganglienzellen, welche nicht zum Sehzen­
trum im Großhirn, sondern zum Zwischenhirn und zur 
Hypophyse führen.

Die Hypophyse, eine innersekretorische Drüse, beein­
flußt u. a. über die N ebennierenrinden die Horm on­
ausschüttung, den W asserhaushalt, den Fettstoff­

wechsel, die B ildung kata lysatorischer P roteine (En­
zyme) usw. Es handelt sich hier um Probleme, die in 
das Fachgebiet des Physiologen re ichen2.

Ingenieurm äßige Untersuchungen haben jedoch die 
»äußere W irkung« d ieser »inneren Ursache«, d. h. die 
physio-psychologische Beeinflussung z. B. der A r­
beitsle istung durch Licht b e s tä tig t3' 4.

Bild 1 zeigt den Einfluß der Beleuchtungsstärke auf 
d ie Eosinophilen, e iner bestim m ten A rt w eißer B lu t­
körperchen. Ausgehend vom D unkelw ert bei 30 Lux, 
nim m t ihre Anzahl m it wachsender Beleuchtungs­
stärke immer mehr ab und läßt auch bei 5000 Lux 
noch keine Beendigung dieses Verhaltens erkennen. 
Es leuchtet ein, daß solche Vorgänge Aufm erksam ­
keit, Konzentrations- und Leistungsbereitschaft m it zu 
beeinflussen vermögen.

3. Einfluß des Lichtes auf die prim ären Sehfunktionen

W ährend der vegetative Einfluß des Lichtes auf den 
menschlichen O rganism us bisher w en iger bekannt 
war, liegen über die A bhäng igke it der optischen W ahr­
nehm ungsfunktionen von den Lichtverhältn issen auch 
frühere U ntersuchungsergebnisse vor. Die prim ären 
Sehfunktionen umfassen u. a. d ie Sehschärfe (Kanten,

Bild 1 Relative Eosinophilenzahl in Abhängigkeit von der 
Beleuchtungsstärke
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Bild 2
Zunahme der Sehschäden mit dem 
Lebensalter

A n te ile  der Menschen m it Sehschoden
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W e rte  von K u rve  I nach  Luckiesh
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Spalten, Risse, Punktabstände usw.), die Leuchtdichte- 
U ntersch iedsem pfind lichke it (H elligkeitsunterschiede 
in der Umgebung, z. B. Personen gegen Straße als 
H intergrund usw.), die Tiefenschärfe, die W ahrneh­
m ungsgeschw indigkeit, die Verschm elzungsfrequenz 
und das Farbensehen. Diese Funktionen werden be­
einflußt

a) durch die Q ualitä t der Augen, z. B. die Reinheit der
4 brechenden M edien Hornhaut, Kammerwasser, Lin­
se, G laskörper usw.

b) durch die Beleuchtungsqualitä t und -quantitä t, z. B. 
d ie Leuchtdichte respektive Beleuchtungsstärke

c) durch den Zustand des Sehzentrum s im Großhirn 
(d ieser kann u. a. durch Genuß von A lkohol beein­
träch tig t sein).

Für die hier anstehende Betrachtung sind vor allem 
die Punkte 1 und 2 interessant. In einem Fall ergaben 
Versuche m it m ehreren Hundert A rbe itern , daß bei 
40 bis 50 %  die Sehschärfe k le iner als 1 w ar*.

Ein solches Ergebnis ist nicht erfreulich, da die Erken­
nung fe iner E inzelheiten z. B. von gefährlichen Ris­
sen, S to lperdrähten, Sprossenbrüchen u. ä. sehr er­
schwert w ird. Da d ie Sehschärfe jedoch m it wachsen­
der Beleuchtungsstärke größer w ird  (bis über 10 000 
Lux), lassen sich solche auf A ugenfehlern bzw. Seh­
schäden beruhenden Nachteile in den w eitaus mei­
sten Fällen kom pensieren. Die günstigsten W ahrneh­
m ungsbedingungen werden dabei m it den am Tage 
im Freien herrschenden Beleuchtungsstärken erreicht, 
da sich der G esichtssinn nach den Tagesbedingungen 
entw icke lt hat. Vor allem aus ökonom ischen Gründen 
begnügt man sich jedoch m it geringeren Werten von 
ca. 300 bis 3000 Lux (statt 5000 bis 100 000 Lux).

* Die Sehschärfe 1 entspricht einer getrennten Wahrnehm­
barkeit zweier Punkte bzw. Linien, die eine Bogenmi­
nute =  ca. 1 mm bei 3 m Betrachtungsentfemung aus­
einanderliegen.

In Bild 2 ist die von Luckiesh erm itte lte  Abhängigkeit 
der Sehschäden vom Lebensalter dargeste llt. Die ge­
strichelte Kurve ste llt eine Vereinfachung dar, welche 
es erm öglicht, den ungefähren Prozentsatz der mit 
Sehschäden behafteten Personen einer A ltersgruppe 
durch M ultip lika tion  der Lebensjahre m it dem Faktor 
1,33 zu erm itte ln. Bei den D reiß igjährigen z. B. beträgt 
er 1,33 X  30 =  rd. 40 %.

Dies bedeutet, daß etwas w eniger als die Hälfte a ller 
D reiß igjährigen nach Luckiesh schon irgendwelche 
Sehschäden aufweisen.

Auch d ie a ltersbedingte Verhärtung der Linse er­
schwert die Scharfeinstellung der Augen, insbeson­
dere bei kurzen Betrachtungsabständen. M it Hilfe von 
Brillen kann hier z. T. Abhilfe  geschaffen werden.

Wesentlich ist jedoch die Schaffung höherer Beleuch­
tungsniveaus in b lendungsarm er Ausführung, weil 
sich hierbei alle prim ären Sehfunktionen verbessern.

4. A rbe itssicherhe it als Teil der R ationalisierung

Die Zusam m enwirkung der physiologischen (Seh­
funktionen) und psychologischen (Aktiv ierung) Kom­
ponenten des Lichtes macht seinen Einfluß auf das 
Arbeitsgeschehen aus.

In Bild 3 sind die Ergebnisse e in iger praktischer Un­
tersuchungen dargeste llt und theoretisch ausgedeu­
tet. Danach ist anzunehmen, daß der Einfluß der Be­
leuchtung auf das Unfallgeschehen um so größer ist, 
je  gefährlicher die betrieb liche G rundsituation ist. 
Kurve 1 s te llt im linken Teil das Ergebnis eines Tests 
auf e iner am erikanischen Großstadtstraße dar. Die 
Geschw indigkeit des Autoverkehrs beinhaltet einen 
hohen Gefahrengrad und daher eine große Unfall­
w ahrscheinlichkeit. Die Kurven 2 und 3 resultieren im 
durchgezogenen Teil aus deutschen Untersuchungen. 
Während Schwerindustrie- und G ießereibetriebe zu

48 %

Der m it Sehschäden b e h a fte te  
p ro z e n tu a le  A n te i l  e in e r A lte rsg ru p p e  
e n ts p r ic h t näherungsw eise 

dem W e rt l ,3 3  x Lebensa lte r (K u rve  2)
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Kurve 1 Straßenbeleuchtung M ichigan Avenue

Kurve 2 Maschinenfabrik

Kurve 3 M eta llverarbe itende Betriebe

Kurve 4 Betriebe m it gehobener U nfa lls icherhe it

Bezugsbeleuchtungsstärke = 30 Lux

Bild 3
Zusammenhang zwischen Unfall­
wahrscheinlichkeit und Beleuch­
tungsstärke

20 30 50 100 200 300 1000 2000 10000 Lux

Firma Beleuchtungsstärke Leistungs­
alt neu Zuwachs 
Lux Lux

Ausschuß­
rückgang

Unfall­
rückgang

Mosbach • Gruber +  Co 
Lederstanzerei

350 1000 8 % nicht erfaßt nicht erfaßt

Adox-Werke
Kameramontage

370 1000 7 % nicht erfaßt nicht erfaßt

Frawley Corp. 
(Paper Mate Pens)

500 1500 28% nicht erfaßt nicht erfaßt

Metwood Co 
Maschinenfabrik 
Fertigung mit engen 
Toleranzen

300 2000 16% 29% 52%
(Verlust­
zeiten)

Erickson Tool Co 
schwierige Sehaufgaben

500 16 0 0 -
2500

10% 20% 50%
der Bagatell- 
Unfälle

Douglas Aircraft 500 Allg. 4000 nicht erfaßt 90% nicht erfaßt
(Montage von 
Subminiaturteilen)

1000 PI.

Tabelle 1
Produktivitätssteigerung durch 
Beleuchtungsverbesserung 
(Beispiele aus der Betriebspraxis)

den mehr gefährdeten gehören, ist die betrieb liche 
Grundsituation z. B. in Betrieben mit weichem A rbe its­
gut, breiten Wegen, guten Kennzeichnungen usw. 
günstiger. Bei der Frage nach der Abhäng igke it des 
Unfallgeschehens von der Beleuchtung ist auch die 
W irksam keit des (hoffentlich vorhandenen) Sicher­
heitsfachmannes zu berücksichtigen. Ferner spielen 
Betriebsklim a, akustische Verhältnisse, Sprachschwie- 
rigkeiten bei Ausländern, betrieb liche Umstellungen 
(Gewöhnungsprozesse) usw. eine Rolle.

Auch sollte  die Farbgebung sowohl als W arnm oment 
als auch ästhetisch zur Raumgestaltung nicht vernach­
lässigt werden.

Tabelle 1 zeigt Ergebnisse aus sechs verschiedenen 
Betrieben, in denen der Faktor Beleuchtung als Ra­
tiona lis ierungsm om ent w irksam  wurde. Unter Ratio­

nalis ierung ist dabei h ier die D reiheit S icherheits- +  
Leistungs- +  Fehlerbeeinflussung zu verstehen.

Für den S icherheits ingenieur ist es w ichtig , zu wissen, 
daß die Verbesserung der S icherheit durch Licht 
g le ichzeitig  im a llgem einen eine S teigerung des w ir t­
schaftlichen Nutzens beinhaltet. Er kann dadurch un­
te r Umständen bei se iner G eschäftsle itung le ichter 
Gehör finden, um berechtig te S icherheitsbelange 
durchzusetzen.

Die psychologische Beeinflussung des Arbe itsgesche­
hens durch Licht ist im w esentlichen erst in den letz­
ten beiden Jahrzehnten festgeste llt worden.

Die »relativ späte« Entdeckung des L ichteinflusses 
beruht a) auf der erst durch die heutigen Lichtquellen 
erm öglichten Schaffung genügend hoher Beleuch­
tungsniveaus und b) auf der A llm äh lichke it und schein­
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Bild 4
Abhängigkeit von Leistungszunahme 
und Gewinn bei unterschiedlichen 
Gemeinkosten

G =  Gemeinkosten in % der Lohnkosten

A B  =  Mehrkosten für die Beleuchtungsverbesserung 
in % der Lohnkosten

O =  Erforderliche minimale Leistungszunahme

baren U nm erklichkeit, m it der sich d ie Verbesserung 
der Beleuchtung im Ergebnis bem erkbar macht.

G rundsätzlich müssen auch andere Um welttechniken 
w ie z. B. d ie K lim atis ierung und die Lärm beseitigung 
in d ie R ationalis ierungsüberlegungen einbezogen w er­
den. Der Aufwand h ie rfü r ist jedoch sehr oft höher 
als fü r e ine Beleuchtungsverbesserung. In manchen 
Industriezweigen w ie z. B. der Textilindustrie  lassen 
sich Lärm (W ebstühle, Spinnm aschinen usw.) und 
Klima (Temperatur, Feuchtigkeit) auch produktionsbe­
d ing t nicht optim al fü r den Menschen gestalten.

Bild 4 ist fü r den R ationalis ierungsfachm ann in te r­
essant und e igentlich Bestandte il eines getrennten 
Referates über Fragen der W irtschaftlichkeit. Es er­
scheint m ir jedoch notw endig, dieses Problem w enig­
stens kurz zu streifen.

Bei de r durch Beleuchtungsverbesserungen erzielten 
Leistungszunahm e (Lz) e rg ib t sich ein innerbe trieb ­
licher Jahresgew inn (IG), de r w en iger vom Stückzeit­
lohn und den M ateria lkosten als vor allem von den 
Gem einkosten (G) abhängig ist. Bei 8 %  Leistungszu­
nahme (Tabelle 1, Lederstanzerei) 3 0 0 %  G em einko­
sten und effektiven M ehrkosten fü r die Beleuchtungs­
verbesserung (350 auf 1000 Lux) von A  B =  1 %  der 
Lohnkosten, e rg ib t sich ein innerbe trieb licher Jahres­
gew inn von ca. 4,5 %  der Herste llkosten. Da die Her­
ste llkosten die Summe von Lohn-, M ateria l- und Ge­
m einkosten darste llen, ist d ies ein ganz erheblicher 
Betrag, der z. B. bei 10 Mio. DM Herste llkosten 450000 
DM ausmacht. Die Frage nach der notw endigen M in­
destle istungszunahm e zur Deckung der Beleuchtungs­
m ehrkosten (A B) w ird  auf der Abzisse links im Bild 4 
beantw ortet. Es sind im besprochenen Fall ca. 0,3 %.

Da die Leistungszunanm e jedoch 8 %  beträgt, besteht 
ein Überschuß von ca. s iebeneinhalb Prozent. Hieraus

w ird deutlich, w ie relativ wenig lichttechnische Verbes­
serungen kosten und w ieviel sie nützen können.

5. W eitere Ergebnisse der Unfall-Beeinflussung durch 
Licht.

a) Die Berufsgenossenschaft Druck und Papierver­
arbeitung hat in 445 Betrieben Erhebungen über die 
Unfallzahlen in Abhängigke it von der Jahreszeit 
durchgeführt, wobei das Maximum m it rd. 3350 Un­
fällen im D ezem ber/Januar und das Minimum mit 
rd. 800 Unfällen im Ju n i/Ju li lagen.

T e ichm ü lle r5 fand schon früher ein qua lita tiv  ähnliches 
Ergebnis m it dem Verhältn is etwa 212/150 Unfällen 
bei Untersuchungen in allgem einen Fabrikbetrieben 
mit Dreischichtbetrieb.

Die Zahl der Stunden mit künstlicher Beleuchtung be­
trug im W inter (Jahreswende) ca. 15 je Tag und im 
Sommer (Jahresm itte) etwa 8 V2.

Da die künstlichen Beleuchtungsanlagen durchweg 
unbefriedigend waren, kann hieraus der Schluß gezo­
gen werden, daß die bezüglich der Beleuchtungs­
stärke 3- bis 5mal helleren Sommertage nicht nur we­
gen des veränderten Klimas und der endogenen Jah­
resrhythm ik des Menschen, sondern auch eben infolge 
dieser größeren H e lligke it sich günstig ausgew irkt ha­
ben. Im übrigen verm inderten sich die Unfallzahlen 
nach Verbesserung der künstlichen Beleuchtung.

b) Ob diese Ergebnisse sich w iederholen lassen, 
hängt von w eiteren Experimenten ab. Immerhin hat 
d ieTextil- und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft bei 
der Untersuchung von 3500 Unfallanzeigen erm itte lt, 
daß die Unfallzahlen zwischen 18.00 und 7.00 Uhr 
(nachts) um 58 %  höher lagen als zwischen 7.00 und 
18.00 Uhr, bezogen auf die tatsächlich geleisteten A r­
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beitsstunden. Ermüdung, ungewohnter A rbe itsrhyth­
mus und die gegenüber dem Tage geringere Be­
leuchtungsstärke werden als Ursachen fü r dieses Er­
gebnis ange füh rt6.

c) Bezüglich der W erkstraßenbeleuchtung ist eine 
am erikanische Untersuchung auf dem Gebiet der S tra­
ßenbeleuchtung interessant, die das Verhältn is der 
tödlichen Nacht- zu den Tagunfällen zum Gegenstand 
hatte (Berichter: Jacob 7).

Tabelle 2

Verhältn is der tödlichen 
Nacht- zu den Tagunfällen

Kosten der Straßen­
beleuchtung je E inwohner

138 Prozent 
170 Prozent 
210 Prozent 
240 Prozent

mehr als 1,5 Dollar 
1 bis 1,5 Dollar
0,5 bis 1 Dollar 
bis 0,5 Dollar

1968 geschahen 11300 töd liche H aushaltunfälle. Der 
Anteil der S turzunfä lle  an der G esam tunfallzahl (ein­
schließlich der leichten und m itte lschweren) betrug im 
Haushalt in NRW 1966 79 ,7%  und 1968 83,1 % . Die 
Ursache fü r die prozentuale Zunahme der S turzun­
fä lle  kann verm utlich in zunehm ender Feierabend- 
und H eim w erkerarbeit gesucht werden. Die oftm als 
schlechte Treppenbeleuchtung sp ie lt w ahrscheinlich 
auch eine gew isse Rolle.

Die Anzahl der S traßenverkehrsunfä lle  m it Personen­
schaden betrug 1968 rund 340 000, wobei etwa 470 000 
Personen verle tzt und 16 635 getö te t wurden 10.

Der A D A C " g ib t fü r 1965 fo lgende D urchschnittszah­
len der w irtschaftlichen Schäden an

1 Verkehrsto ter 
1 Schwerverletzter 
1 Leichtverletzter 
1 Sachschaden

119 388 DM 
4 027 DM 

119 DM 
1 516 DM

Wyatt und Lozano9 haben in Chikago eine Abnahme
des Verhältn isses Nacht— /Tagunfa llzah l unter 1 e r­
m ittelt, wenn die horizonta le Straßenbeleuchtungs­
stärke über 10 Lux anstieg. Da tagsüber w eit mehr als
10 Lux vorhanden sind, erscheint die Angabe w ide r­
sprüchlich. Die Werte beziehen sich jedoch auf gefah­
rene Fahrzeugkilom eter, unabhängig von der Fahr­
zeuganzahl. Es ist aber vom Standpunkt der Sicher­
heit ein Unterschied, ob z. B. m it einem Fahrzeug 
100 000 K ilom eter oder m it 1000 Fahrzeugen je 100 
K ilom eter gefahren werden. Im letzten Fall ist die 
Unfa llw ahrschein lichkeit erheblich höher, nämlich e i­
nerseits von der S ta tistik her (»einer unter 1000 ver­
ursacht sicher einen Unfall!«) und andererseits durch 
die erhöhte Kollis ionsgefahr untere inander (Streifen, 
Rammen, Zusammenstößen). Auf diese Weise lassen 
sich die interessanten Ergebnisse erklären.

d) Bei beleuchteten Straßen m indert sich auch die 
Schwere der Unfälle. Zwei am erikanische Autoren ka­
men unabhängig voneinander zu dem Ergebnis, daß 
von 43 000 bis 46 000 Verkehrstoten 8000 bei entspre­
chender Beleuchtung der verkehrsre ichen Straßen ver­
m eidbar se ie n 8.

6. Unfa llstatistiken

Nach Angaben des Bundesinstitu ts fü r A rbeitsschutz 
(1969/70) sind im gesamten industrie llen und gew erb­
lichen Bereich zuletzt ca. 100 000 schwere Unfälle 
jährlich geschehen. Etwa 6000 davon verlie fen tödlich.

Die Kosten fü r alle Unfälle des Jahres 1968 liegen bei 
10 Mrd. Mark, wovon etwa die Hälfte auf die Unfa llge­
meinkosten (Krankenkassen, Berufsgenossenschafts­
beiträge usw.) und die U nfalle inzelkosten (lohnab­
hängige Kosten) entfallen.

Den Berufsgenossenschaften wurden 1960 3 Mio. Un­
fä lle  angezeigt.

1966 wurden den U nfallversicherungsträgern 2,8 Mio. 
Unfälle m it e iner A rbe itsunfäh igke it von mehr als 3 Ta­
gen gemeldet.

7. Anteil der lichtabhängigen Unfälle

Da viele Unfälle m ehrdeutige Ursachen haben, läßt 
sich eine prozentuale Angabe nur schwer machen.

Immerhin haben 1910 200 am erikanische U nfa llin ­
spektoren 91 000 Unfälle untersucht und festgeste llt, 
daß in 13,8 %  a lle r Fälle die Beleuchtung a lle in und bei 
w eiteren 1 0 %  zum indest ante ilig  die Ursache gew e­
sen s e i12.

Ob diese Zahlen auf heutige Verhältn isse übertragbar 
sind, läßt sich zwar schwer festste llen, aber es ist klar, 
daß z. B. ein Riß in e iner Schleifscheibe, der rechtzei­
tig  (m it H ilfe guter Beleuchtung) gesehen w ird, nicht 
zum Unfall führt. Kommt dagegen ein Unfall zustande, 
so w ird praktisch nie die Beleuchtung, sondern aus­
schließlich der Riß se lber als Unfallursache angeführt 
werden.

Unter Berücksichtigung d ieser Gegebenheiten w ird 
man annehmen dürfen, daß w ahrscheinlich 'h  bis 'h  

a lle r Unfälle m it den optischen W ahrnehm ungsbedin­
gungen —  d. h. m it der Beleuchtung —  in irgendeiner 
Form Zusammenhängen. Es wäre unlogisch, den Ein­
fluß der Beleuchtung auf die A rbe itss icherhe it p rinz i­
piell anders sehen zu w ollen als die als gesichert an­
zusehende L ichte inw irkung auf die A rbe its le is tung und 
die Fehlerzahl.

8. Maßnahmen zur Verringerung der U nfa llquote mit 
H ilfe der Beleuchtung *

a) Treppenstufen sollen sowohl auf ihren vertika len 
Flächen als auch auf der Horizonta len gut beleuchtet 
sein. Es gehört je  eine Leuchte ans obere w ie ans un­
tere Treppenende. In B ild 5 ist die obere Stufe gut, 
die untere jedoch schlecht beleuchtet.

* Unfallquote =  Verhältnis der unfallbedingten Ausfalltage 
zu den gesamten Arbeitstagen.
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b) die Q ualitä t e iner Beleuchtung ist nicht a lle in eine 
Frage der Höhe der Beleuchtungsstärke. Auch die sehr 
w ichtige gleichm äßige Verte ilung des Lichtes g ib t nur 
eine Teilaussage hierzu. V ie lm ehr bedeutet auch die 
abgewogene Verte ilung der Leuchtdichten innerhalb 
eines Raumes ein w esentliches Maß fü r die Güte der 
Beleuchtung. Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es 
eines genügenden A nte iles ind irekten Lichtes. Die 
Aufgabe des Ind irektan te iles ist v ie lfä ltig : 1. werden 
die Decken und W ände aufgehellt und der Raum als 
G esam theit dam it ansprechbar; 2. werden die H ellig ­
ke itskontraste  zw ischen Lampen und Decke gem in­
dert und dam it e ine R elativblendung verm ieden; 3. e r­
fahren G lanzreflexe auf M etallte ilen, hervorgerufen 
durch die hellen Lampen, einen erträg lichen Übergang 
zu dunkleren Flächen der Umgebung dadurch, daß 
sich die aufgehellte  Decke m attschim m ernd neben d ie ­
sen G lanzreflexen sp iegelt; 4. werden solche Kontrast­
m inderungen, welche unerwünscht sind (Unsichtbar­
w erden von Schriften auf G lanzpapier bei bestimm ten 
E instrah lungs- und B lickw inkeln) verm ieden; 5. tre ­
ten im Vergleich zu ausschließlicher D irektbeleuch­
tung keine zu tie fen und harten Schatten auf. Man 
so llte  deshalb in norm al hohen Räumen mit hellen 
Decken Leuchten verwenden, welche einen gewissen 
Anteil des Lam penlichtes zur Decke hin strahlen (vor­
w iegend d irek te  bis g le ichförm ige Lichtverteilung). In 
hohen Hallen dagegen sind tie f- bzw. tie fb re its trah ­
lende Leuchten einzusetzen, und es ist, sow eit m ög­
lich, zu em pfehlen, die Hallenwände hell zu streichen, 
dam it w enigstens diese etwas ind irektes Licht be­
w irken.

Der in B ild 6 an der Fräswalze zu sehende, auf die 
Dauer außerordentlich störende und s icherheitsge­
fährdende G lanzstreifen, ist eine Folge fehlenden In­
d irektlich tes. Bei genügend aufgehellter Decke würde 
der unangenehm hohe Kontrast zw ischen dem S tre i­
fen und dem übrigen Teil der Walze erheblich gerin ­
ger sein.

c) An hohen Maschinen sind zusätzliche A rbe itsp la tz­
leuchten anzubringen, um die abschattende W irkung 
großer Maschinenhöhen auszugleichen.

d) Raumecken und Draht- und B lechlager sow ie La­
gerräum e m it gefährlichem  A rbe itsgu t sind ebenfalls 
gut zu beleuchten (nicht nur die Produktionsräum e).

e) In Schweißräumen soll e ine re lativ hohe Beleuch­
tungsstärke gew ählt werden. Bild 7 zeigt eine zusätz­
liche A rbe itsp latzbe leuchtung, die es dem Schweißer 
erlaubt, den Schweißstab m it Augenschutz (Schweiß­
schild) anzusetzen, so daß B indehautentzündungen 
als Folge der U ltrav io le tts trah lung usw. verm ieden 
werden. (Bei der Aufnahm e des B ildes war der 
Schweißtrafo abgeschaltet, weshalb die Versuchsper­
son keine Handschuhe zu tragen brauchte.)

f) Bei um laufenden und sonstigen sichtbar schnell be­
w egten Maschinen em pfieh lt es sich, die Leuchtstoff­
lampen, Q uecksilberdam pflam pen bzw. N atrium dam pf­
lampen gleichmäßig auf die dre i Phasen des Dreh­
strom netzes aufzustellen, um stroboskopbedingte, 
vorgetäuschte M aschinenstillstände zu verm eiden. 
Auch d ie Duoschaltung (hauptsächlich bei Leuchtstoff­
lampen) ist h ier gut geeignet.

Bild 5 Sicherheit durch beleuchtete Stufen

Bild 6 Sicherheitsgefährdender Glanzstreifen auf einer 
Fräswalze

Bild 7 Zusätzliche Arbeitsplatzbeleuchtung
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g) Bei Anlagen mit Quecksilberdam pflam pen sind ei­
nige, wenige Zusatzleuchten mit Leuchtstofflam pen 
oder G lühlampen angebracht, um den möglichen ca. 
3m inütigen Lichtausfall bei Kurzzeitspannungsabsen­
kung zu überbrücken.

h) Verladerampen müssen gut beleuchtet sein.

i) Die Beleuchtungsstärke sollte  bei der W erks-Außen­
beleuchtung m indestens 30 Lux betragen. Die Leuch­
tenanzahl soll reichlich sein, um abschattende Effekte 
(Waggons, Lastwagen usw.) durch gegenseitige Licht- 
fe ldüberdeckung zu vermeiden.

k) Irreführende L ichtle itlin ien sind zu vermeiden, 
ebenso irreführende Lichtfarben (B ahnve rkeh r!. . . )
Die Leuchtenreihen sollen gle ichzeitig  inform ierende 
Leitlin ien sein.

I) Es müssen S icherheitsbeleuchtungen gemäß VDE 
0108 vorgesehen werden. Bild 8 zeigt das Beispiel 
einer (tragbaren) S icherheitsleuchte. Diese hat die Auf­
gabe, bei Netzausfall Licht zu spenden. Es g ib t diese 
Leuchten auch fü r exp losionsgefährdete Räume.

m) Für leicht brennbare Decken sollen Leuchten mit 
F-Zeichen Verwendung finden.

n) An D IN-R ichtlinien und VDE-Vorschriften sind u. a. 
zu beachten
DIN 5035 Innenraum beleuchtung mit künstlichem Licht
DIN 5044 Außenbeleuchtung, Leitsätze
VDE 0100
VDE 0108
VDE 0165
VDE 0710

Bild 8 Tragbare Sicherheitsleuchte

9. Problem e gem einsam er no tw endiger Versuche

Um neue Versuche zur Erm ittlung des E influsses der 
Beleuchtung auf das Unfallgeschehen durchführen zu 
können, bedarf es

a) der Zusam m enarbeit zwischen S icherheitsfachleu­
ten, Lichttechnikern und Psychologen und

b) der G elegenheit zu e iner solchen Versuchsdurch­
führung.

Weil besonders der 2. Punkt o ft schwer zu ve rw irk ­
lichen ist, hat es e igentlich recht lange gedauert, be­
vor e in ige quantita tive Aussagen gemacht werden 
konnten. Die Überprüfung d ieser Ergebnisse, welche 
sich qua lita tiv  gut in die A rbe its le is tungs- und Fehler­
erm ittlungen (in Abhäng igke it von der Beleuchtung) 
einordnen, ist wünschenswert. Ob sich dabei die bei 
einem Unfall integral w irksam en verschiedenen Ein­
flüsse trennen lassen, müßten solche (m ehrere) Un­
tersuchungen zeigen.

Da die Beleuchtung einen w ichtigen Teil der Umwek- 
techniken darste llt, sind diese Experim ente sicher ge­
rechtfertigt.
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Richtlinien für Geräte
und Anlagen
zur Regalbedienung
Dipl.-Ing. F.-R. Licht

Regalbediengeräte haben im vergangenen Jahrzehnt 
einen Umbruch in der Lagertechnik e ingeleitet. Sie 
eröffneten M öglichkeiten, d ie den konventionellen 
Hebezeugen und Förderm itte ln, z. B. dem Brücken­
kran oder G abelstapler verschlossen waren. Ihre w irt­
schaftlichen V orte ile  schufen d ie Voraussetzungen fü r 
eine b isher nicht gekannte Rationalisierung der La­
gertechn ik: Konzentration des Lagergutes auf m in i­
malem Raum, jederze it gute Übersicht über den La­
gerbestand auch bei unterschiedlichstem  Sortim ent, 
kurze Zugriffze iten zu den einzelnen Lagerpositionen 
und in vie len Fällen eine ins Gewicht fa llende Perso­
nalersparnis.

Andere Herste ller haben sich beim Bau von Regalbe­
diengeräten an dem Beispiel der Schienenlaufkatze 
orientiert. Kennzeichen dieser Bauart ist der unter 
der Laufkatze hängende Hubmast, der den Hubwa­
gen mit dem Bedienungsstand und dem Lastaufnah­
memittel trägt. Bei dem Gerät in Bild 3 sind die Schie­
nen des Laufwagens beiderseits auf den Regalen 
verlegt.

Die Entw icklung führte w eiter zu Geräten mit stehen­
dem Hubmast, deren Laufschienen auf dem Boden 
verlegt sind. Oben liegende Führungen haben bei 
diesen Geräten lediglich noch die Aufgabe, den Mast 
seitlich abzustützen. Das Gerät in Bild 4 w ird  mit

1. Gebräuchliche Gerätebauarten

Die Entw icklung der Regalbediengeräte orientierte  
sich zunächst an herköm m lichen Hebezeugen und 
Förderm itte ln. So lassen auch heute noch manche 
Bauarten ihre H erkunft aus dem G abelstaplerbau, 
dem Hebebühnenbau oder dem Kranbau erkennen. 
Bild 1 zeigt ein g le is loses Gerät, welches aus einem 
G abelstapler en tw icke lt wurde. Der Hubschlitten trägt 
außer den Lastgabeln einen Bedienungsstand, von 
dem aus alle Fahr-, Hub- und Senkbewegungen ge­
steuert werden können. Das Gerät d ient in erster Li­
nie zu Kom m ission ie rtä tigke iten  am Regal, d. h. es 
werden Waren aus Regalfächern eingesam m elt und 
auf der Palette zu Kom m issionen zusam m engestellt. 
Die Hubhöhe g le is loser Regalbediengeräte liegt im 
a llgem einen unter 4 m.

In Anlehnung an den Hebebühnenbau wurden Geräte 
geschaffen, die z. B. do rt ihren Platz haben, wo Ta­
feln, Stangen, Rohre oder Güter ähnlicher A rt gela­
gert und kom m ission ie rt werden. In Bild 2 erfo lg t die 
Lagerung der Rohre und Stäbe in Regalfächern, die 
quer zum Regalgang angeordnet sind. Das Regalbe­
d iengerä t läuft in Schienen und kann den Regalgang 
nicht verlassen. Im Gegensatz zu gleislosen Gerä­
ten, die nicht an den Regalgang gebunden sind, w er­
den zum An- und A btransport des Lagergutes zusätz­
liche Fördere inrichtungen notwendig. Im vorliegen­
den Fall ist es ein flu rbed ien te r Brückenkran, der die 
Kom m issionen übernim m t und w e ite rtransportiert. Bild 1 Gleisloses Regalbediengerät
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Hubhöhen bis 7 m, m it Fahrgeschw indigkeiten bis 
100 m /m in  und m it H ubgeschw indigkeiten bis 18 m / 
min gebaut. Feinfahr- und Feinhubgeschw indigkei­
ten erlauben eine fe in füh lige  Position ierung vor den 
Regalfächern.

Eine Variante stellen bodenverfahrbare Geräte mit 
zwei Hubmasten dar, zwischen denen der Hubwagen

Bild 2
Schienengebundenes Regalbedien­
gerät in einem Rohr- und Stablager

mit dem Bedienungsstand und dem Lastaufnahm e­
m itte l auf- und abfährt. Das Gerät in B ild 5 w ird  in 
verschiedenen Ausführungsform en gebaut, wobei Hö­
hen bis 30 m erre icht werden.

Bei großer Um schlagsleistung w ird man in jedem  Re­
galgang ein Gerät oder, was auch vorkom m t, zwei 
Geräte einsetzen. Für Anlagen mit ge ringere r Um-

Bild 3 Regalbediengerät mit hängendem Hubmast und auf 
den Regalen verlegten Laufschienen

Bild 4 Am Boden verfahrbares schienengebundenes Regal­
bediengerät mit stehendem Hubmast
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Bild 5 Der Hubwagen des Regalbediengerätes ist an zwei 
Säulen geführt

schlagsle istung ergab sich der Wunsch, fü r mehrere 
Gänge nur ein Gerät zu haben, welches m it beson­
deren Umsetzern von einem Regalgang zum anderen 
transportie rt w ird. Zwei grundsätzliche Bauarten sind 
zu unterscheiden: Bodenverfahrbare Umsetzwagen 
fü r Geräte m it stehendem  Hubmast und oben lau­
fende Umsetzwagen in der A rt e iner Schienenlauf­
katze fü r Geräte m it hängendem Hubmast (vgl. 
B ild 6). Die Umsetzbewegung w ird  üblicherweise vom 
Bedienungsstand des Regalbediengerätes aus ge­
steuert. Besondere E inrichtungen gew ährle isten eine 
exakte Position ierung des Um setzwagens vor den 
Regalgängen.

Als Umsetzer kann auch eine verfahrbare Brücke in 
der A rt eines Brückenkrans dienen, welche den ge­
samten Regalblock überspannt und an w elcher die 
Laufkatze m it dem Hubmast verfährt. Der Hubmast 
w ird  bei d ieser Bauart in der Regel als Drehsäule 
ausgeführt, was bei bestim m ten Lagergütern Vor­
te ile  bietet. Die obere Grenze de ra rtiger Anlagen 
dürfte zur Zeit bei etwa 7 -8  m Regalhöhe liegen. In 
B ild 7 handelt es sich um eine Regalanlage fü r Bunt­
metallstäbe, d ie in s tirnse itig  offenen Blechwannen 
paralle l zum Regalgang lagern. Die ausgelagerten 
W annen werden vor dem Regalblock um 90 ° gedreht 
und auf R ollenbahnen zum Aussortieren der Kommis­
sionen abgesetzt.

Nach der A rbe itsw eise lassen sich ebenfa lls verschie­
dene Bauarten unterscheiden. Bei den sog. Kom m is­
s ion iergeräten (vgl. B ilde r 1, 2 und 4) werden die Wa-

Bild 6 Ein Regalbediengerät mit oben laufendem Umsetz­
wagen

Bild 7 Die Brücke dient zugleich als Umsetzer für die am 
Laufwagen hängende Hubsäule
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ren von Hand in die Regale e ingelegt und von Hand 
aus diesen w ieder entnommen. Die maschinelle Be­
dienung der Regale kom m t dort in Frage, wo größere 
Ladungseinheiten, z. B. Paletten, ein- und ausgela­
gert werden (vgl. B ilder 5, 6 und 12). Die Bedienungs­
person steuert nur noch die Bewegung des Lastauf­
nahmem ittels, ohne das Gut selbst anfassen zu müs­
sen. Für die E inlagerung von Paletten haben sich Te­
leskopgabeln, Teleskoptische und Schwenkschubga­
beln, die seitlich in die Regale einfahren, bewährt. 
Daneben g ib t es eine Reihe anderer Lastaufnahme­
m ittel, deren Auswahl sich nach der A rt des Lager­
gutes richtet.

Im Zuge der Autom atisation konnte es nicht ausblei- 
ben, daß Regalbediengeräte geschaffen wurden, bei 
denen die m itfahrende Bedienungsperson entfällt. 
Bild 8 zeigt ein R egalbediengerät vor e iner Durch­
laufregalanlage, welches von dem links im Bild be­
findlichen Bedienungsstand aus gesteuert w ird. Die 
Eingabe der Befehle kann bei autom atischen Anlagen 
über eine Tastatur, über Lochkarten oder auch durch 
einen Prozeßrechner erfolgen. An der Spitze der mo­
dernen Entw icklung steht das vollautom atische Hoch­
regallager in Verbindung mit begleitfre iem  An- und 
Abtransport des Lagergutes. Für den begleitfre ien An- 
und Abtransport haben sich S tetig förderer, insbeson­
dere angetriebene Rollenbahnen und Kettenförderer 
bewährt, die in den autom atischen Förderfluß mit e in ­
bezogen sind.

2. W ichtige Sicherheitsmaßnahmen

Der Betrieb der Regalbediengeräte erfo rdert v ie lfä l­
tige  Sicherheitsmaßnahmen, die ihren Niederschlag 
in den berufsgenossenschaftlichen »Richtlinien fü r 
Geräte und Anlagen zur Regalbedienung« gefunden 
haben. Die Zusammenfassung der verschiedenen 
Bauarten in e iner R ichtlin ie e rfo lg te  nicht nur wegen 
des gle ichartigen Verwendungszweckes, sondern

Bild 8
Automatisches Regalbediengerät 
vor einer Durchlaufregalanlage, 
Steuerung von stationärem Bedie­
nungsstand

auch, weil den Geräten gem einsam e fü r d ie Regal­
bedienung typische Gefahren eigen sind. Ein w e ite rer 
Grund ergab sich aus der Tatsache, daß der Über­
gang von e iner Gerätebauart zur anderen fließend 
ist und sich eine klare Trennung der verschiedenen 
Bauarten nicht ziehen läßt. H ierfür dre i Beispiele:

-  G leislose Geräte werden vielfach so e ingerichtet, 
daß sie wahlweise auch in Führungen betrieben 
werden können.

-  V iele Geräte, die fü r die m aschinelle R egalbedie­
nung vorgesehen sind, erlauben bei Bedarf auch 
die Kom m issionierung von Hand.

-  Autom atische Geräte erhalten in der Regel einen 
Bedienungsstand, dam it auch die M öglichke it der 
Handsteuerung besteht, fa lls  z. B. d ie Autom atik 
ausfallen sollte.

Bei auf F lur laufenden Geräten s te llt sich die Frage 
der Standsicherheit, verständlich, wenn man sich die 
schlanke, tu rm artige  Bauweise mancher Geräte und 
die zum Teil beträchtlichen Hubhöhen vor Augen hält. 
Vor allem sind es dynamische Beanspruchungen, die 
bei der Bemessung der S tandsicherhe it in Betracht 
gezogen werden müssen, z. B. beim Anfahren und 
Bremsen, im Falle g le is loser Geräte auch bei Kurven­
fahrt. Die R ichtlin ien fassen das Schutzziel in der 
Forderung zusammen, daß d ie S tandsicherhe it bei 
allen Fahrbewegungen und in allen A rbe itsste llungen 
gew ährle iste t sein muß. Andere Forderungen der 
R ichtlin ien stehen m it der S tandsicherheit in engem 
Zusam m enhang: Bei schienengebundenen Geräten 
muß durch geeignete E inrichtungen ein Entgleisen, 
bzw. ein Hinauslaufen aus den Schienen verh indert 
sein. A ls solche sind insbesondere Endanschläge, 
Fahrbahnendschalter, Schienenräum er und Fangha­
ken anzusehen. Bei Geräten m it Umsetzern sind fe r­
ner zwangsläufig w irkende E inrichtungen erforderlich , 
dam it eine Überfahrt erst möglich w ird, wenn der An­
schluß ordnungsgemäß hergeste llt und gesichert ist.
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Die S icherung der Bedienungsperson gegen Absturz 
vom Bedienungsstand dürfte bei den vorkom m enden 
Hubhöhen eine S e lbstverständlichke it sein. Daneben 
s te llt sich aber das Problem, auch den Bedienungs­
stand selbst gegen Absturz zu sichern. Um dieses Ziel 
zu erreichen, sehen die R ichtlin ien dre i Stufen der 
Sicherung vor:

-  Ausre ichende D im ensionierung des Hubwerkes und 
der Tragm itte l entsprechend den Regeln der Tech­
nik, dam it diese den betriebsm äßigen Beanspru­
chungen standhalten und eine angemessene Le­
bensdauer erw arten lassen.

-  zusätzliche S icherheitse inrichtungen, um einem 
Bruch des Hubwerkes und der Tragm itte l durch 
Überbeanspruchungen entgegenzuw irken. A ls sol­
che kommen bei Seil- oder Kettenaufhängung des 
Bedienungsstandes in Betracht: Endschalter in der 
oberen und unteren Endstellung, ein zw eiter nach­
geschalteter Endschalter in der oberen Endstellung, 
ein Schlaffseilschalter, fe rn e re ine  S icherheitsschal­
tung, die gew ährle istet, daß bei seitlich ins Regal 
ausgefahrenem  Lastaufnahm em itte l nur m it der 
Feinhubgeschw ind igke it gearbe ite t werden kann.

-  Bei Seil- oder Kettenaufhängung des Bedienungs­
standes ist darüber hinaus eine Fangvorrichtung 
vorgesehen, fa lls  tro tz  der genannten Vorkehrun­
gen ein Bruch auftreten sollte. Die Kopplung mit 
einem G eschw indigke itsbegrenzer bew irkt, daß die 
Fangvorrichtung nicht nur bei Bruch des Trag­
m ittels, sondern auch bei Bruch des Hubwerkge­
triebes anspricht.

Die hervorstechendste Gefahr beim Betrieb von Re­
ga lbediengeräten ist d ie Quetschgefahr, w ie bishe­
rige Unfälle gezeigt haben. Sie rührt in erster Linie 
daher, daß zw ischen dem Gerät und den Regalen 
der sonst zur Verm eidung von Körperquetschungen 
in der Unfallverhütung übliche S icherheitsabstand aus 
arbeitstechnischen Gründen in der Regel nicht e inge­
halten werden kann. Das Ausmaß der Quetschgefahr 
w ird  deutlich, wenn man sich vor Augen hält, daß bei 
schienengebundenen Geräten z. B. Fahrgeschw indig­
keiten von 160 m /m in , Hub- und Senkgeschw indig- 
keiten von m ehr als 30 m /m in  Vorkommen können, 
d ie Abstände zw ischen Gerät und Regal o ft nur we­
nige Zentim eter betragen und sich schließlich die 
Q uetschstelle an jeder Regalstütze und an jedem Re­
galfach w iederho lt.

Die Quetschgefahr besteht nicht nur fü r Personen, die 
auf dem Gerät m itfahren, gefährdet sind in gleichem 
Maße Personen, d ie sich im Fahrbereich der Geräte 
aufhalten. Der Grad der Gefährdung w ird durch fo l­
genden Umstand unterstrichen: Die Bedienungsper­
son kann den Raum unterhalb des Hubwagens und 
den Fahrbereich vielfach nicht einsehen, weil die Sicht 
durch K onstruktionste ile  verdeckt ist. A ber selbst 
wenn der Bedienungsperson Sicht auf den Fahrbe­
reich m öglich wäre, ist zu bedenken, daß diese w äh­
rend der Fahr-, Hub- und Senkbewegungen in erster

L inie die Regalfächer zu beobachten und die Aufm erk­
samkeit auf das Fahrziel zu richten hat.

In autom atischen Anlagen m it unbesetzten Regalbe­
diengeräten müssen die Quetschgefahren noch höher 
eingeschätzt werden, da die Geräte ihre Befehle von 
einem außerhalb gelegenen Steuerstand oder von 
einem Prozeßrechner erhalten. Vorrangiges Ziel muß 
daher sein, Personen aus dem Fahrbereich der Ge­
räte fernzuhalten, sofern sich die Quetschgefahren 
nicht auf andere Weise verm eiden lassen, was a lle r­
d ings nur unter besonderen Bedingungen möglich ist.

3. Gestaltung des Bedienungsstandes

Für die S icherheit der Bedienungsperson gegen 
Quetschgefahren ist die Gestaltung des Bedienungs­
standes und der S teuereinrichtungen von entschei­
dender Bedeutung. Wo es sich arbeitstechnisch er­
möglichen läßt, so llte  ein a llse its geschlossener Be­
dienungsstand gewählt werden. Im allgem einen w ird 
der notwendige Schutz jedoch durch eine Kom bina­
tion zwischen der Gestaltung des Bedienungsstandes 
und der A rt und Anordnung der S teuereinrichtungen 
erreicht, da vielfach der Wunsch besteht, den Bedie­
nungsstand wenigstens te ilweise offen zu halten. 
H ierfür kann es mehrere Gründe geben:

-  Beim Ein- und Auslagern von Hand b ietet der te il­
weise offene Bedienungsstand arbeitstechnische 
Vorteile.

-  Der te ilweise offene Bedienungsstand erm öglicht 
eine bessere Sicht auf die anzusteuernden Regal­
fächer.

-  Der te ilw e ise offene Bedienungsstand erm öglicht 
auch eine bessere Sicht auf die Last und das Last­
aufnahm em itte l beim Einfahren in die Regalfächer.

-  Die Bedienungsperson ist in der Lage, notfa lls noch 
Korrekturen an der Last vorzunehmen, fa lls  diese 
nicht sorgfä ltig  gepackt sein oder sich während der 
Fahrt durch Stöße im Gerät verschoben haben 
sollte.

Durch d ie in den R ichtlinien ge forderte  Totm ann­
steuerung soll die Bedienungsperson gezwungen 
werden, sich während der gefährlichen Fahr-, Hub- 
und Senkbewegungen an einem bestimm ten Platz 
aufzuhalten. Sollte  es dann immer noch möglich sein, 
m it Körperte ilen in den Gefahrenbereich zu gelangen, 
kann durch Zweihandsteuerung, welche beide Hände 
während der Fahr-, Hub- und Senkbewegungen bin­
det, der Bedienungsperson eine bestim m te Körper­
haltung aufgezwungen werden. Was dann noch fehlt, 
muß durch entsprechende konstruktive Gestaltung 
des Bedienungsstandes erre icht werden, so daß Füße, 
Knie und E llenbogen innerhalb des Bedienungsstan­
des gehalten werden und ein gefährliches H inausbeu­
gen verh indert w ird. Insbesondere geht es darum, zu 
verhindern, daß die Bedienungsperson durch Fehlein­
schätzungen, Unaufmerksam keit, G edankenlosigkeit 
oder auch als Folge eines Reflexes verle ite t werden
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Bild 9 Steuerung als Totmannsteuerung in Verbindung mit 
Zweihandbedienung

könnte, sich aus dem Bedienungsstand in den Gefah­
renbereich hinauszubeugen.

Bei dem Bedienungsstand in B ild 9 ist d ie Steuerung 
als Totm annsteuerung in Verbindung m it Zweihand­
bedienung ausgeführt. M it den beiden Steuerschal­
tern werden alle Fahr-, Hub- und Senkbewegungen ge­
steuert, wobei Fahr- und Hubbewegungen, bzw. Fahr- 
und Senkbewegungen überlagert werden können. 
Die Lage der S teuerschalter und die N otwendigkeit, 
während der Fahr-, Hub- und Senkbewegungen die 
Regalfächer beobachten zu müssen, zw ingen der Be­
dienungsperson die bestimm ungsgem äß vorgesehene 
Körperhaltung auf (vgl. B ild 10). Von d ieser Körper­
haltung ist bei der weiteren Gestaltung des Bedie­
nungsstandes auszugehen. H ierfür bieten sich drei 
S icherheitsmaßnahmen an:

-  Feste Abschirm ungen

-  Bewegliche Abschirm ungen, die w ie die Schiebe­
tü r an der rechten Seite des Bedienungsstandes 
m it S teuersperre versehen sein müssen, welche 
bew irkt, daß eine Bewegung des Gerätes nur bei 
geschlossener Abschirm ung möglich ist

-  Ausreichender Abstand zur Gefahrenstelle, d. h. 
zur linken Quetschstelle zwischen Gerät und Re­
gal, w ie auf der linken Seite des Bedienungsstandes

Probleme ergeben sich jedoch dann, wenn aus einem 
besonderen Anlaß gelegentlich w eitere Personen mit-

Bild 10 Zwangläufige Körperhaltung durch Lage der Steuer­
schalter und Notwendigkeit, während der Fahr-, Hub- und 
Senkbewegungen die Regalfächer beobachten zu müssen

fahren. Für manchen Betrieb kann es naheliegen, die 
jährliche  Inventur des Lagers von dem Regalbedien­
gerät aus vorzunehmen. Für diesen Zweck sind im 
allgem einen zwei Personen erwünscht, die auf dem 
Hubwagen m itfahren. Bei Geräten, d ie nur fü r eine 
Bedienungsperson vorgesehen sind, bedeutet dies 
eine zusätzliche Person.

Zur Durchführung von W artungs- und R eparaturarbei­
ten an hochgelegenen Stellen des Regalbereiches bie­
te t sich das Regalbediengerät als A rbe itsbühne an. 
Dies g ilt z. B. fü r das Auswechseln von Deckenleuch­
ten in den Regalgängen oder fü r die Überprüfung der 
Feuerlöscheinrichtungen. Aber auch W artungsarbei­
ten an hochgelegenen m aschinellen und e lektrischen 
Teilen des Gerätes selbst kommen in Frage. Bei Ein­
richtungsarbeiten und Funktionsprüfungen am Gerät 
kann fe rner auch ein M itfahren außerhalb des Bedie­
nungsstandes notw endig werden.

Wenn aus derartigen oder auch aus anderen Gründen 
zusätzliche Personen m itfahren müssen, ist es uner­
läßlich, diesen den gleichen Schutz vor Quetschge­
fahren zu geben w ie der regulären Bedienungsper­
son. Die h ierfür notw endigen S icherheitse inrichtun­
gen sollten bereits m it dem Gerät beschafft und, wenn 
sie schon nicht als ständige E inrichtung dauerhaft 
angebracht sind, so llten sie w enigstens vorrä tig  ge­
halten werden, dam it sie im Bedarfsfa lle  zur schnellen 
M ontage zur Verfügung stehen.
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4. Umwehrung des Fahrbereiches

Um andere Personen aus dem Fahrbereich der Re­
ga lbed iengerä te  fernzuhalten, bietet sich die Umweh­
rung des Regalbereiches als nächstliegende Lösung 
an. Zwar sind auch andere Lösungen denkbar, um 
Personen vo r Quetschgefahren zu schützen, z. B. 
Lichtschranken, Schaltle isten oder Schaltmatten, die 
das Gerät beim Berühren oder Betreten zum S till­
stand bringen. Ihre B rauchbarkeit hängt jedoch sehr 
von den G egebenheiten des E inzelfa lles ab, so daß 
sie als a llgem eine Sicherungsm aßnahm e kaum in 
Frage kommen.

Bild 11 zeigt d ie Umwehrung e iner Regalanlage, die 
als optim al gelten dürfte. Dem Betreten des Fahrbe­
reiches w ird  in ausre ichender Weise entgegengew irkt, 
da ein Übersteigen ohne H ilfsm itte l nicht möglich ist. 
Die Umwehrung gesta tte t noch gute Durchsicht, so daß 
von außen festgeste llt werden kann, was sich im Re­
galbereich abspielt. Für außerhalb der Umwehrung 
sich aufhaltende Personen bestehen keine Quetsch­
gefahren, da sowohl ein H inüberbeugen als auch ein 
H indurchgreifen w irksam  verh indert ist. Der sicher­
heitstechnische W ert e iner derartigen Umwehrung 
dürfte  aber noch dadurch erhöht werden, daß sie 
schon a lle in vom optischen E indruck her das Verbot, 
die Anlage zu betreten, deutlich macht.

Die Um wehrung des Fahrbereichs kann natürlich nur 
dann den Anforderungen der Unfallverhütung gerecht 
werden, wenn auch die Zugänge so gesta lte t sind, 
daß sie das Betreten durch Unbefugte verhindern. 
Türen in der Umwehrung so llten daher selbstschlie­
ßend und in geschlossenem Zustand selbsttätig  ver­
riege lt sein, so daß sie sich von außen nur m it einem 
Schlüssel öffnen lassen. Die W irksam keit der Siche­
rung läßt sich durch eine zusätzliche Steuersperre 
noch verbessern, d ie bew irkt, daß eine Inbetriebnah­
me des Gerätes nur bei geschlossener Tür möglich 
ist. Ein Steckenlassen des Schlüssels kann verh indert 
w erden, wenn der Bedienungsperson nur ein Schlüs­
sel ausgehändigt w ird , fe rner zwischen dem Schlüssel 
der Zugangstür und dem Schlüssel des Schaltschlos­
ses am Gerät eine solche A bhäng igke it besteht, daß 
das Schaltschloß nur be tä tig t werden kann, wenn der 
Schlüssel an der Zugangstür zuvor abgezogen w or­
den ist. Auf einfachste Weise läßt sich dies dadurch er­
reichen, daß der Schlüssel de r Zugangstür und der 
Schlüssel des Schaltschlosses durch einen verschweiß­
ten Ring un lösbar m ite inander verbunden werden. 
W eitere Schlüssel müssen auf e ine von der Betriebs­
le itung zu regelnde Weise sicher verwahrt, im Notfall 
aber g re ifba r sein.

Autom atische Anlagen verlangen eine zusätzliche Si­
cherung, so daß ein Betreten der Anlage erst möglich 
w ird, wenn die autom atische Steuerung abgeschaltet 
und gegen W iedereinschalten gesichert ist, solange 
sich Personen im Regalbereich aufhalten.

Die Außenseite der Regale sollte, sow eit es sich ar­
beitstechnisch einrichten läßt, m it in die Umwehrung 
einbezogen werden, insbesondere dann, wenn man 
ohne besondere Schw ierigke iten durch leere Regal­
fächer in den Regalbereich gelangen kann. In vielen

Bild 11 Umwehrung einer Regalanlage

Fällen w ird es a llerd ings ohnehin notwendig sein, die 
Regale an der Außenseite in ganzer Höhe zu verk le i­
den, um zu verhindern, daß e ingelagerte Güter in den 
Verkehrsbereich von Personen fallen. Eine Umwehrung 
stößt jedoch dann auf Schwierigkeiten, wenn an der 
Außenseite des Regales durch Fußgänger kom m is­
sion iert w ird, d. h. Waren von Hand aus den Regal­
fächern entnom men und zu Kommissionen zusam­
m engestellt werden. Aber auch in diesem Falle g ibt 
es Möglichkeiten, einem Durchstieg durch das Regal 
w eitgehend entgegenzuwirken.

Probleme bezüglich der Umwehrung ergeben sich 
auch dort, wo das Lagergut in den Regalbereich ein­
geschleust oder aus diesem ausgeschleust werden 
muß. Dies g ilt nicht nur fü r die Ein- und Ausfahrt g le is­
loser Regalbediengeräte, sondern auch fü r regal- und 
schienengebundene Geräte im Bereich der Übergabe­
zone, d. h. an den Stellen, an denen das Lagergut von 
dem Regalbediengerät an andere Förderzeuge zum 
W eitertransport abgegeben, bzw. von diesen zur Ein­
lagerung übernomm en w ird . Schw ierigkeiten treten 
in der Regel dann auf, wenn die Übergabe des Lager­
gutes in F lurebene erfo lg t, da die Umwehrung zum 
Durchlaß des Lagergutes unterbrochen werden muß. 
Eine Unterbrechung der Umwehrung läßt sich ver­
meiden, wenn die Übergabezone aus der Flurebene 
herausgenommen und in eine höher gelegene Ebene 
verlegt w ird , so daß das Lagergut über die Umweh­
rung hinweggeführt werden kann.
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Bild 12 Hochliegende Übergabeplätze

äußere Fördersystem Hubelem ente e ingebaut werden 
müssen, welche das Lagergut von F lurebene auf die 
Höhe der Übergabeplätze anheben. A ls geeignete Ein­
richtungen kommen je nach der A rt des äußeren För­
dersystems im Takt um laufende Senkrechtförderer, 
stetig um laufende Schrägförderer, aber auch Aufzüge, 
Hebebühnen, G abelstapler und Krane in Frage. Ein­
bau und Einsatz de ra rtiger Hubelem ente sind unter 
Umständen m it höheren finanzie llen Aufwendungen 
verbunden. Sie setzen fe rner voraus, daß die Hub­
elemente bere its vo r der E rrichtung der Anlage in die 
Gesam tplanung mit einbezogen werden, da sich nach­
träg liche Änderungen im Fördersystem oft nur schw ie­
rig durchführen lassen.

Wie sich der Regalbereich beim Einsatz von G abel­
staplern sichern läßt, ze igt B ild 13. Auch dieses T rans­
portsystem erm öglicht es, die Übergabezone in einer 
höher gelegenen Ebene anzuordnen. Eine feste Mauer 
trennt den Regalbereich von der übrigen Lagerhalle. 
Die e inzulagernden Paletten werden von G abelstap­
lern über die Umwehrung gehoben und auf der da­
h interliegenden Rollenbahn abgesetzt, von der sie 
das R egalbediengerät übernim m t.

In Bild 12 handelt es sich um das Reservelager eines 
Betriebes, in dem palettierte Ladungseinheiten ein- 
und ausgelagert werden. Die Rollenbahnen zum An- 
und A btransport der Paletten sind in etwa 2 m Höhe 
über Flur an die Regale herangeführt, so daß die 
Paletten auch in d ieser Höhe vom Regalbediengerät 
übernomm en werden. Derart hochliegende Übergabe­
plätze bedingen unter Umständen aber, daß in das

5. Bauliche Anordnung des Regalbereiches

Bild 14 g ib t den schematischen G rundriß  e iner Regal­
anlage w ieder, die in einem geschlossenen B lock zu­
sammengefaßt und innerhalb der Halle nochmals 
durch Um wehrungen abgetrennt ist. Die Übergabe­
plätze befinden sich innerhalb der Umwehrung und 
sind als Rollenbahn dargeste llt.

Für eine sinnvolle  Anordnung der Regalanlage ge­
nügt es nicht nur, daß Unbefugte durch die Umweh­
rung aus dem Regalbereich ferngehalten werden, der 
Bedienungsperson muß es im N otfä lle  auch möglich 
sein, den Regalbereich schnell und ohne Gefährdung 
zu verlassen. Die M öglichkeit, den Regalbereich nach 
beiden Seiten des Regalganges verlassen zu können, 
muß insbesondere dann gegeben sein, wenn brenn­

Bild 13
Umwehrung im Bereich der 
Übergabezone, An- und Abtransport 
der Paletten durch Gabelstapler
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Bild 14 Schematischer Grundriß einer Regalanlage

bare Güter oder auch n ichtbrennbare G üter in brenn­
barer Verpackung ge lagert werden und der Bedie­
nungsperson bei einem Brand das Verlassen des Re­
galganges in e iner Richtung verw ehrt sein kann. Die­
ser Tatsache wurde in der D arstellung durch folgende 
G egebenheiten Rechnung getragen:

-  An jedem  Ende der Regalgänge sind die Regale 
so w eit zurückgesetzt, daß die Bedienungsperson 
den Bedienungsstand ohne Behinderung verlas­
sen kann. Die Größe des fre izuhaltenden Raumes 
richtet sich nach der Anordnung des Bedienungs­
standes und der Lage des Ausstieges.

-  Die Fahrbahnen der Regalbediengeräte sind an 
den S tirnseiten der Regale durch w irksam e Ab­
schirm ungen voneinander getrennt, so daß die Be­
dienungspersonen nicht in die Fahrbahn anderer 
Geräte gelangen können. Dies setzt voraus, daß 
jede r Regalgang nach beiden Seiten eigene Aus­
gänge besitzt, d ie sich von innen leicht und ohne 
Ze itverlust öffnen lassen.

-  Die Regalanlage ist auch an der hinteren S tirn ­
seite nicht bis an die Hallenwand herangeführt, 
sondern es wurde ein Gang fre igehalten, der das 
Verlassen des Regalbereiches erm öglicht.

Es b le ib t dann noch die Frage, w ie die Bedienungs­
person den Bedienungsstand verlassen kann, fa lls  
d ieser in der Höhe stehen geblieben sein sollte. M ög­
liche Fälle wären z. B. S trom ausfall, Defekt an der

Steuerung, Ansprechen des Schlaffseilschalters, des 
Notendschalters oder der Fangvorrichtung. Bei dem 
Gerät in B ild 15 erfo lg t der Abstieg über eine seitlich 
am Hubmast angebrachte S te ig le iter, die in jeder S tel­
lung durch eine in der Rückseite des Bedienungsstan­
des befindliche Öffnung erre icht werden kann.

6. Schlußbetrachtung

Die aufgezeigten Sicherheitsmaßnahmen können 
selbstverständlich nur den C harakter e iner O rientie­
rungshilfe haben und keinen Anspruch auf Vollstän­
d igke it erheben. Dies w ird  verständlich, wenn man 
sich die V ie lfa lt der technischen Lösungen zur Ge­
staltung der Regalbediengeräte, des Regallagers und 
der angeschlossenen Fördersysteme vor Augen hält. 
Die R ichtlinien tragen der V ie lsch ichtigke it des Pro­
blems und der V ie lgesta ltigke it der Geräte und An­
lagen zur Regalbedienung bereits Rechnung, indem 
für bestimm te Bauarten und Gegebenheiten ab­
weichende Regelungen eingeräum t wurden. Ausrei­
chende F lex ib ilitä t der R ichtlinien w urde fü r e rfo rder­
lich gehalten, da es sich bei Regalbediengeräten um 
eine verhältnism äßig junge Technik handelt, die sich 
noch allzu sehr im Fluß befindet, so daß das Ende 
der Entw icklung noch nicht abzusehen ist. S icher w ird 
es notwendig sein, die R ichtlinien immer w ieder neu 
zu überdenken und dem fortschre itenden Stand der 
Technik auf Grund der gewonnenen Erfahrungen an­
zupassen.

Bild 15 Notabstieg über eine Steigleiter seitlich am Hubmast
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Nill: Meine Damen und Herren, wenn dieses hier eine 
Podium sdiskussion genannt w ird, so meinen w ir auch 
das, was d ieser Name sagt.

W ir glauben, es Ihnen schuldig zu sein, h ier nicht m it 
vorgefertig ten  Zette ln  zu erscheinen oder m it Regie­
absprachen, nach denen jeder längst vorher weiß, was 
und zu welchem Thema er Ihnen vorträgt. M it anderen 
W orten: w ir w ollen hier keine Proklam ation darbieten, 
sondern mit Ihnen frei und offen d iskutieren. Was ich 
nachher in meinem Schlußwort zu sagen haben werde, 
das weiß ich je tz t n icht; das hoffe ich, am Ende der 
D iskussion zu wissen.

W ir haben ledig lich v ie r Unterthem en abgesprochen, 
die ich je tz t gleich zu Ihrer O rientierung bekanntgeben 
werde. W ir haben uns einen Zeitp lan fü r diese Unter­
them en gesetzt, da w ir m it Rücksicht auf Ihre Pläne 
pünktlich fe rtig  werden w ollen und auch nicht die letz­
ten Themen dann in Ze itno t behandeln wollen. Ich 
b itte  daher um Verständnis, wenn ich am Ende der 
jew e iligen D iskussionszeit einen Schnitt mache. Ich 
würge nicht gern eine D iskussion ab, aber im Sinne 
des Ze itp lanes w ird  das nötig sein.

Nach dem zweiten Unterthem a w ollen w ir eine Pause 
von 15 M inuten machen. Ich nehme an, das ist auch 
schon aus arbeitsphysio logischen Gründen gerecht­
fe rtig t.

Ich sage Ihnen je tz t zunächst die Unterthemen an und 
verb inde das m it der B itte, D iskussionsbeiträge je ­
w eils nur zu dem gerade anliegenden Thema hier vor­
zubringen. Die Saalm ikrofone sind eingeschaltet, so 
daß D iskussionssprecher sich ohne lange technische 
W inkelzüge einschalten können.

Im ersten Them enkreis werden w ir uns darüber zu un­
terha lten haben, ob das N ebeneinander von Gewer­
beaufsicht, Technischem Aufsichtsdienst der Berufs­
genossenschaften und den betrieblichen S icherheits­
ingenieuren eine D re ig le is igke it dargeste llt, oder ob es 
nicht eine w irksam e und sinnvolle  Aufgabente ilung 
und Ergänzung ist.

Im zweiten Thema w ollen w ir die S tellung des Sicher­
he its ingenieurs in se iner Position zwischen U nterneh­
m er oder betrieblichen Führungskräften e inerseits und 
den Aufsichtsbeam ten andererse its beleuchten.

Im dritten  Thema w ollen w ir untersuchen, w ie durch 
Zusam m enarbeit im Konkreten zwischen diesen drei 
Kategorien von Ingenieuren fü r A rbe itss icherhe it För­
derungen und Verbesserungen des betrieblichen Si­
cherheitswesens erz ie lt werden können: w ie gesagt, 
im Konkreten.

Im vierten Thema w ollen w ir uns überlegen, ob es 
nicht bessere M öglichkeiten fü r die Zukunft gäbe -  ich 
könnte m ir denken, daß dies den meisten D iskussions­
sto ff g ib t - ,  um alle Quellen auszuschöpfen, da­
m it d ie komm enden Vorschriften, S icherheitsbestim ­
mungen usw. noch praxisnäher werden. Wie das mög­
lich ist, das sei der D iskussion überlassen.

N atürlich e rg ib t sich aus der Them astellung, daß w ir 
hier bezüglich der Zusam m enarbeit nur über d ie Fälle 
sprechen können, wo der Gewerbeaufsichtsbeam te 
und der Technische Aufsichtsbeam te im Betrieb auch

einen S icherheits ingenieur vorfindet -  ob hauptamtlich 
oder nebenberuflich, sei dahingeste llt. W ir müssen 
also je tzt die Fälle ausklammern, obwohl sie sehr 
häufig sind, in denen es gar keine S icherheitsinge­
nieure in den Betrieben gibt. Dies müßte respektiert 
werden, um die Linie unseres Themas zu wahren. Au­
ßerdem müssen w ir uns hier -  w ie das Thema sagt -  
über A rbe itssicherhe it unterhalten, nicht über A rbe its­
schutz. Arbeitsschutz ist der weitere Begriff, der also 
auch Umweltschutz, A rbe itsze itordnung und derg le i­
chen umfaßt. B itte lassen Sie uns hier über A rbe its­
s icherheit reden -  also über das, was konkret zur Ein­
dämmung der Unfallgefahren, zur Verbesserung des 
innerbetrieblichen S icherheitsgrades zu geschehen 
hat.

Damit möchte ich es als Einführung bewenden lassen 
und nunmehr zum ersten Unterthema kommen, das 
also besagt:

Gewerbeaufsicht, Technischer Aufsichtsdienst und S i­
cherheitsingenieur -  dre ig le is ige  Kompetenz oder 
sinnvolle Ergänzung? Ich möchte eine erste Frage an 
unseren S icherheitsbeauftragten, Herrn Ruckser, rich­
ten: Herr Ruckser, Sie haben ja als S icherheitsbeauf­
trag ter sehr engen Kontakt m it e igentlich allen Schich­
ten im Unternehmen, m it den Kollegen am A rbe its­
platz, m it Führungskräften und der W erksleitung. Ha­
ben Sie den Eindruck gewonnen, daß der Unterschied 
zwischen diesen drei Arten von Ingenieuren fü r A r­
beitssicherheit unseren Kollegen im Betrieb immer so 
restlos k la r ist?

Ruckser: Ich bin überzeugt, daß es im großen und 
ganzen nicht k la r ist bei der Masse der Angestellten 
und M itarbeiter, sondern ausschließlich bei den Füh­
rungskräften.

Nill: Ich glaube, das ist auch verständlich. Dies ist selbst 
Leuten, die sehr viel häufiger m it diesen S icherheits­
fachleuten zu tun haben, nicht immer ganz klar. Ich 
möchte einen D efin itionsvorschlag hier zur D iskussion 
stellen, der natürlich stark vereinfacht sein muß, sonst 
könnten w ir a lle in den ganzen Vorm ittag über Aufga­
ben und Kompetenzen reden. Also, w ie gesagt, extrem 
vereinfacht, hat die Gewerbeaufsicht die Zuständigkeit 
fü r alle Betriebe in ihrem Einzugsbereich, u.a. auch die 
Zuständigke it fü r die Arbeitssicherheit, und zwar unter 
dem besonderen Gesichtspunkt der staatlichen Be­
stimmungen, Verordnungen, auch Polize iverordnun­
gen. Die Berufsgenossenschaft ist branchenorientiert, 
setzt sich also stärker m it den spezifischen Sicher­
heitsproblem en eines Gewerbezweiges auseinander, 
und zwar unter dem speziellen Gesichtspunkt -  wenn 
auch nicht ausschließlich -  der Unfallverhütungsvor­
schriften. Der S icherheitsingenieur hat sich auf die 
spezifischen Vor-O rt-Problem e seiner Branche oder 
ganz speziell des Unternehmens zu konzentrieren, und 
zwar ganz besonders in dem Bereich sicherheitstech­
nischer Probleme, der nicht durch Vorschriften ge­
deckt oder durch Vorschriften nicht ausreichend ge­
deckt ist, in dem es also darum geht, auch neue Lö­
sungen, neue Konzeptionen zu entw ickeln.

Nun eine Frage an Herrn Feucht. W ürden Sie unter 
dem Vorbehalt, daß dies eine extrem e Vereinfachung
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ist, fü r den Bereich der Gewerbeaufsicht d ieser Defi­
n ition zustimmen können?

Feucht: Sie hatten vorh in gesagt, daß die Gewerbe­
aufsicht die staatlichen Bestimmungen zu überwachen 
habe. Das G rundgesetz fü r den Arbeitsschutz -  ich 
möchte es mal so bezeichnen -  ist die G ew erbeord­
nung, und der Ihnen allen bekannte § 1 2 0 a  ist eine 
Rahmenbestimmung. Diese Rahmenbestimmung fü llt 
die Gewerbeaufsicht im einzelnen aus. Einmal natür­
lich m it behördlichen Vorschriften, dann aber durch­
aus m it den UVVen, Regeln der Technik, Normen, 
VDE-Bestimmungen usw., so daß man sagen kann, 
daß die Gewerbeaufsicht sich durchaus auch der Un­
fa llverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaf­
ten im einzelnen bedient. Sie haben richtig gesagt, 
die Gewerbeaufsicht hat auf dem Gebiet der A rbe its­
sicherheit einen all umfassenden Bereich, und da w ir 
auch die Unfallverhütungsvorschriften anwenden -  ich 
sage im E inzelfall -  kommen w ir autom atisch zu der 
Zusam m enarbeit m it den Berufsgenossenschaften. W ir 
sind auch bete ilig t, dies möchte ich noch erwähnen, 
bei der Gestaltung der berufsgenossenschaftlichen 
Vorschriften, unsere Leute sind in den Fachausschüs­
sen usw., so daß sich also von d ieser Seite her eine 
enge Zusam m enarbeit ergibt.

Nill: Das, was Sie zuletzt gesagt haben, werden w ir 
im letzten Tagungsordnungspunkt noch mehr zu un­
tersuchen haben.

Herr Weber, sind Sie bezüglich der Berufsgenossen­
schaften m it der von m ir gegebenen Defin ition -  eben­
fa lls unter dem Vorbehalt extrem er Vereinfachungen -  
einverstanden?

Weber: Dem Grundsatz nach bin ich durchaus einver­
standen. H ier w ieder eine kleine Einschränkung oder 
eine Erweiterung. Die Tätigke it der Technischen Auf­
sichtsbeamten bezieht sich nicht nur auf die Überwa­
chung der U nfallverhütungsvorschriften, sondern ganz 
a llgem ein auf die Beratung der Betriebe und die Über­
wachung der gesamten Unfallverhütung. Wenn ich 
noch etwas w eitergehen würde, käme ich im Grund­
satz genau auf das, was Herr Feucht eben sagte.

Nill: Und Sie, Herr A lbert, fü r den Bereich der S icher­
heitsingenieure?

Albert: Ich bin mit Ihrer Konzeption einverstanden und 
betrachte sie nur als etwas theoretisch; sie sieht in der 
Praxis etwas anders aus.

Nill: Nun einverstanden; ich hatte ja  auch stark ver­
einfacht. Meine Damen und Herren, ich gebe je tz t die 
Frage an Sie w eiter: Sehen Sie in dem Nebeneinander 
oder in dem Zusam m enwirken d ieser dre i Funktionen 
eine D re ig le is igke it oder eine sinnvolle  Ergänzung? 
Ich b itte  um W ortm eldungen aus Ihrem Kreise.

Dr.-Ing. Radler: Bei der gestellten Frage beachten Sie 
bitte, daß w ir eine jahrzehnte lange Entw icklung h inter 
uns haben. Ich bejahe die Frage. Es ist eine echte Zu­
sam m enarbeit allm ählich gewachsen, ein Sich-Gegen- 
seitiges-Ergänzen und nicht ein G egeneinanderar­

beiten. Ob sich dann im E inzelfa lle einm al Kollis ionen 
ergeben haben, darüber so llte  man nicht d isku tie ren ; 
Kollis ionen g ib t es überall, so auch auf diesem Ge­
biet.

Nill: Vielen Dank, Herr Dr. Radler. Ich glaube, dem w ird 
niemand w idersprechen w ollen. Diese D re ig le is ig ­
keit, w ie sie manchmal Laien oder Uneingeweihten 
erscheinen mag, w ird w iderleg t durch die A rbe it im 
Praktischen, denn dort gre ifen die Aufgabengebiete, 
die w ir eben einmal ge trennt voneinander betrachtet 
haben, sogar sehr eng verzahnt ineinander. Der Si­
cherheitsingenieur, der versucht, betrieb liche S icher­
heitsproblem e zu lösen, w ird  gut beraten sein, manch­
mal einen Experten eines d ieser beiden A ufs ichtsor­
gane hinzuzuziehen. Ich denke hier beispie lsweise an 
das sehr schw ierige W erk der Verordnung über brenn­
bare F lüssigkeiten, das ein Gew erbeaufsichtsbeam ter 
einmal als die »brennbare Verordnung« bezeichnet hat. 
Wenn man sich als S icherheits ingenieur nur ge legent­
lich m it einem solchen V orschriftenw erk zu befassen 
hat, dann tu t man sicher gut daran, sich nochmal von 
einem jener Gewerbeaufsichtsbeam ten bestätigen zu 
lassen, die v ie lle icht täglich diese vier Bände Lose- 
B latt-Sam m lung zu wälzen haben, was richtig ist. Ä hn­
lich vo llz ieht sich das bei Problemen, bei denen w ir 
uns von der Berufsgenossenschaft w ertvo lle  H ilfe ho­
len können. W ir wollen aber nicht vergessen, daß auch 
im um gekehrten Falle, ich g laube das hier sagen zu 
dürfen, auch wenn ich selbst dem Berufsstand der 
S icherheitsingenieure angehöre, G ewerbeaufsicht und 
Berufsgenossenschaft sicherlich recht brauchbare Im­
pulse aus den Praxiserfahrungen und Fragestellungen 
der S icherheitsingenieure erhalten. V ie lle icht so llte  
man dieses Ineinandergreifen auch in gew issen ö f­
fentlichen Veranstaltungen etwas s tä rker betonen. Ich 
weiß, daß manche S icherheits ingenieure recht be tro f­
fen waren, als auf dem Berufsgenossenschaftstag von 
den Repräsentanten des Hauptverbandes der gew erb­
lichen Berufsgenossenschaften E rfo lgsbilanzen gezo­
gen und Dankworte e rte ilt wurden, daß man die S i­
cherheitsingenieure m it keinem W ort erw ähnt hatte, 
die an der vordersten Front ja  das manchmal Schwer­
ste zu tun haben, gerade deshalb, weil es noch so we­
nige sind. Es sind die S icherheitsingenieure, auf die 
die einzelnen Technischen Aufsichtsdienste der Be­
rufsgenossenschaften gewiß nicht gern verzichten 
würden, sondern m it denen sie zum Teil eine sehr 
enge Zusam m enarbeit haben. V ie lle icht so llte  man 
das auch in den Spitzengrem ien zur Kenntnis nehmen.

Feucht: Ich möchte dazu etwas bemerken. Ich war 
selbst jahre lang Beam ter im G ewerbeaufsichtsam t 
S tu ttgart und bin an der Front gestanden. Zu meinem 
Aufsichtsbezirk gehörten zahlreiche G roßbetriebe mit 
mehreren S icherheitsingenieuren. Diesen Herren bin 
ich heute noch dankbar fü r a lle  Anregungen, d ie sie 
m ir gegeben haben. Sie haben meine A rbe it in einem 
Ausmaß befruchtet, das ich nur w ürd igen kann. Ich 
habe deshalb auch versucht, nachdem ich ins M in iste­
rium versetzt worden war, m it diesen Herren Fühlung 
zu behalten bis zum heutigen Tage. A lso m indestens 
von unserer Seite her ist der Dank den S icherheits­
ingenieuren gewiß.
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Nill: Herr Feucht, w ir hören es gern, und w ir wissen 
aus einer sehr regen Zusam m enarbeit m it der hiesigen 
VDSI-Bezirksgruppe, daß das von Ihnen nicht nur 
W orte sind, sondern daß Sie das auch nach w ie vor 
praktiz ieren.

Bäck: Meine Damen und Herren, ich bin immerhin 36 
Jahre im D ienst als G ewerbeaufsichtsbeam ter und ha­
be etwas Erfahrung auch bezüglich der Zusam m enar­
beit zwischen den S icherheitsingenieuren, Techni­
schen Aufsichtsbeam ten und G ewerbeaufsichtsbeam ­
ten. Es steht ohne Frage, daß an sich die Unfallver­
hütung in den Großbetrieben und M itte lbetrieben mit 
den S icherheits ingenieuren steht und fä llt. Deswegen 
hat man sich auf Bundesebene durchgerungen, je tz t 
endlich mal ein Gesetz über hauptam tliche Sicher­
heits ingenieure zu machen, denn das ist doch klar, 
jeder Technische Aufsichtsbeam te oder jeder Gewer­
beaufsichtsbeam te hat doch zum indest sofort in dem 
S icherheits ingenieur einen Menschen, m it dem er in 
den Betrieben Kontakt bekomm t. U nfallverhütung in 
Großbetrieben ohne S icherheits ingenieur ist fü r mich 
heute überhaupt nicht m ehr denkbar. Es ist auch so, 
wenn man sich als G ew erbeaufsichtsbeam ter im Be­
trieb  anm eldet, bekom m t man m it der D irektion  keines­
fa lls so schnell Kontakt w ie  m it den S icherheits in­
genieuren. Ich habe auch meine große Aufgabe darin 
gesehen, als ich früher noch an der Front tä tig  war, 
das Verhä ltn is zwischen S icherheits ingenieur und der 
Betriebsle itung, was auch nicht im m er das beste ist, 
durch mein E ingreifen zu verbessern. Ich kann immer 
nur sagen, daß gerade der S icherheits ingenieur fü r 
uns der verlängerte  Arm im Betrieb ist. Er ist praktisch 
Technischer Aufsichtsbeam ter oder G ewerbeaufsichts­
beam ter im Betrieb. Ihn zu fö rdern  und zu stützen ist 
eine ganz große Aufgabe. Deswegen w ird  die Bundes­
regierung hoffentlich in den nächsten Jahren dieses 
Gesetz erlassen.

Bezüglich der Zusam m enarbeit zwischen Technischen 
Aufsichtsbeam ten und Gewerbeaufsichtsbeam ten 
möchte ich nur sagen, daß das im Grundsatz eine Per­
sönlichke its frage ist. Ich habe m it e in igen Technischen 
Aufsichtsbeam ten ganz großartig  zusam m engearbei­
tet -  m it anderen nicht. Dies w ird von der anderen 
Seite genauso sein.

Es besteht nun einmal ein Dualismus, der historisch 
bed ing t ist. B ism arck hat e igentlich den Keim fü r diese 
Sache gelegt. Ich bedaure das außerordentlich. Ich 
meine, daß w ir Deutschen nicht so viel Geld haben, 
daß w ir uns zwei D ienste nebeneinander leisten kön­
nen. Man spricht zwar im m er davon, daß man in der 
M edizin den Facharzt hat und den praktischen Arzt. 
Man sagt immer, der Technische Aufsichtsbeam te 
wäre der Facharzt und der Gewerbeaufsichtsbeam te 
wäre der praktische Arzt. Dies mag ja a lles richtig 
sein. Ich glaube, w ir geben eine Menge Geld aus fü r 
diesen Dualismus. Ich hatte m ir im m er mal vorge­
stellt, daß im Rahmen des U nfa llversicherungsneure­
gelungsgesetzes der h istorische M om ent gekommen 
sei, d iese D ienste zu vereinen. Leider w ar das nicht 
der Fall.

Meine Herren, warum 36 Berufsgenossenschaften? 
Das ist doch nicht nötig. Warum g ib t es noch eine

Fleischerei-Berufsgenossenschaft, wenn es eine BG 
fü r Nahrungsm ittel gibt. Das ist doch an sich Unsinn. 
Um es ganz offen zu sagen, ich hatte m ir vorgeste llt, 
daß man eines Tages mal die Technischen Aufsichts­
dienste und die Gewerbeaufsichtsdienste doch ver­
einigt. So groß ist der Unterschied nicht, auch nicht 
in der Besoldung, daß das nicht möglich wäre. Ich 
hatte m ir vorgeste llt, daß man neben dem Bundesar­
beitsm in isterium  eine große Bundesausführungsbe­
hörde fü r Unfallverhütung schafft — oder w ie w ir es 
auch nennen w ollen —, in der eine große Zahl von 
in der Unfallforschung tätigen W issenschaftlern an 
der Erstellung neuer Unfallverhütungsvorschriften ar­
beitet. Experten, die die Fragen der psychologischen 
Unfallverhütung prüfen und die die U nfallverhütungs­
b ilder entw ickeln und dann in den Technischen Dienst 
geben, der selbstverständlich nach dem V orbild  der 
Berufsgenossenschaften fachlich eingerichtet sein 
sollte — nicht so, w ie es je tz t bei der Gewerbeaufsicht 
ist, daß w ir praktisch fü r alles zuständig sind.

Es ist heute unmöglich, daß man im Strahlenschutz, 
in der Papierindustrie  und gle ichzeitig  auch in der 
N ahrungsm itte lindustrie  Experte ist. Deswegen versu­
chen w ir ja  je tz t auch in der Gewerbeaufsicht langsam 
eine gewisse Fachgliederung vorzunehmen, die zwar 
nicht so weitgehend sein soll w ie bei den Berufsge­
nossenschaften, aber immerhin doch in die fachliche 
Richtung zielt. Die fachliche Aufte ilung der Berufsge­
nossenschaften ist etwas Gutes, das muß ich ganz 
offen sagen. Dies m erkt man auch in der Fachaus­
schußarbeit, sie sind Experten. W ir plätschern etwas 
m ehr an der Oberfläche, und sie gehen mehr in die 
Tiefe. Dafür haben w ir se lbstverständlich den weitaus 
größeren Überblick, was natürlich auch ein Vorteil 
ist. Das w ar früher mal ein Vorteil. Jetzt ist nach mei­
ner Ansicht der Spezia list der Mann, der am Platze 
ist. Bei m ir ist immer noch das Ziel, Zusammenlegung 
der Gewerbeaufsicht und der Technischen Dienste der 
Berufsgenossenschaften.

Nill: Ich möchte noch zwei Sätze zu diesem Thema 
sagen. Es w ar ein ganzes Bündel von Gedanken und 
Anregungen, die es sicherlich w ert sind, auch in w ei­
teren Gremien d isku tie rt zu werden. Eine Zwischen­
bemerkung, die m ir etwas Herzensangelegenheit ist: 
Leider sind die Berufsgenossenschaften durch das 
Gesetz auf das W ort Unfallverhütung festgelegt. W ir 
sollten uns aber im alltäglichen Sprachgebrauch vor 
Augen halten, daß Unfallverhütung ein W ort m it zwei 
M inuszeichen ist.

Der Unfall ist vom W ert her ein negatives Ergebnis. 
Verhütung ist ein Begriff m it negativem Vektor. Prä­
sentieren Sie mal Betriebsingenieuren und Meistern, 
die von ihrem ganzen Wesen her auf Fortschritt, auf 
Produktion, auf Schaffen, Schöpfen usw. program m iert 
sind, ein Wort, das m inus mal m inus plus ergeben soll, 
aber m it zwei negativen Vorzeichen gespickt ist. Das 
w ird  nicht akzeptiert. W ir wissen es aus der Praxis, 
und ich würde vorschlagen, w ir sollten immer anstatt 
von Unfallverhütung lieber von Arbe itssicherhe it oder 
S icherheitstechnik sprechen.

Albert: Eigentlich sollte  ich dem Redner aus dem Saal 
böse sein. Er hat m ir die Schau gestohlen. Ich w ollte

59



ähnliches sagen. In einem stimm e ich aber nicht m it 
ihm überein. Es ist nicht immer eine Frage der Per­
sönlichkeit. Die Herren, m it denen ich zusamm enar­
beite -  sowohl m it TABen als auch mit Gewerbeauf­
sichtsbeamten -  haben mich immer, sow eit sie es 
konnten, bestens unterstützt. Sogar bei der Unterbe­
setzung fast a lle r Gewerbeaufsichtsäm ter war es m ög­
lich, auf eine Anfrage hin sofort und erschöpfend be­
d ient zu werden. Es kom m t aber darauf an, welcher 
BG man angehört. Bei meiner Berufsgenossenschaft 
muß ich einen TAB dreim al anfordern, dann w ird der 
Technische Aufsichtsbeam te benachrichtigt und er 
kom m t erst vier Tage nach dem Ereignis. Dann ist es 
längst passe.

Weber: Gewiß, vor vielen Jahren hörte man aus den 
Betrieben die K lagen: »Da war doch gerade ein Ge­
w erbeaufsichtsbeam ter oder da w ar doch gerade ein 
Technischer Aufsichtsbeam ter, muß das sein?« Das 
sind durchaus berechtigte Vorwürfe. Wenn Sie mal die 
Vielzahl der Besichtigungen zusammenzählen und 
stellen fest, wo w irk lich  doppelte A rbe it ge le istet w or­
den ist, dann ist das im Ergebnis sehr wenig. Ich 
glaube, es hat noch keinem Betrieb geschadet, daß, 
wenn gerade ein Gewerbeaufsichtsbeam ter da war, 
dann noch ein Technischer Aufsichtsbeam ter gekom ­
men ist. Ein entscheidender Punkt ist eben von dem 
Kollegen von der Gewerbeaufsicht nicht bedacht w or­
den. Es mag sein, daß man vor 20 Jahren durchaus 
noch die Meinung haben konnte, der Dualismus sei 
überflüssig. Wenn ich an die gestrigen Vorträge den­
ke, alle in was Herr Korsten gestern sagte, dann muß 
ich festste llen, daß die Probleme der Technik so kom­
p liz ie rt und v ie lfä ltig  sind, daß es gar nicht m ehr mög­
lich ist, ohne einen Spezialisten alles zu bewältigen. 
Es ist heute eine zw ingende N otw endigkeit, daß sich 
eine Team arbeit bildet, so w ie es in der Praxis auch 
durchgeführt w ird, und zwar zum Vorte il aller. Ich 
meine, darin liegt doch die Lösung, daß man versu­
chen sollte, w ie es auch eben genannt wurde, in der 
Fachvere in igunganO rtundS te lle  zusamm enzuarbeiten 
und gegenseitig die Erfahrungen auszutauschen. W ir 
werden sonst einfach gar nicht m it den Problemen 
der Technik fertig . Das schließt nicht aus, daß man sich 
die Aufgaben besser aufte ilt, als es b isher der Fall ist. 
Es genügen nicht nur lose Vereinbarungen. Man sollte 
vor allen Dingen zwischen der Gewerbeaufsicht und 
der Berufsgenossenschaft gewisse strengere A ufte i­
lungen erörtern, so wie es in Ausw irkung des Ma­
schinenschutzgesetzes gemacht wurde. Man muß sich 
darüber aussprechen, w er fü r welchen Bereich zu­
ständig ist. Die Aufgaben sind so umfangreich, daß es 
keine Schw ierigkeiten geben sollte, d ies zu tun.

Strack: Nachdem uns Herr Bäck etwas Feuer in die 
D iskussion gebracht hat und einen Gesichtspunkt aus 
der deutschen Sicht dargeste llt hat, möchte ich auf 
eine englische A rbeit hinweisen, die vor kurzem ver­
öffentlich t wurde und die die D inge in England unter­
sucht hat. Im Ergebnis kommen die Engländer zu fo l­
gender Prognose: Sie streben eine Sache an, w ie sie 
in Deutschland oder in Kanada ist, daß nämlich neben 
der Gewerbeaufsicht auch noch ein Versicherungsträ­
ger operiert, der eine d irekte  Verbindung zwischen 
den Kostenzusammenhängen der Unfälle und einer

m itte lbaren Aufsicht und einen m itte lbaren Zwang 
auf die Betriebe hat. A lso insofern so llte  man m it ge­
wissen Schlüssen etwas vorsichtig  sein. W ir sehen 
dies nur aus unserer Zurückhaltung. Die anderen, die 
andere Systeme haben, beobachten das und sagen, 
Deutschland hat gute Verhältn isse.

Noch eine Bemerkung. Herr Bäck meinte, die Kosten 
seien dadurch doppelt. Meine Herren, wenn man e i­
nen e inheitlichen Dienst b ilden würde, wären d ie Ko­
sten keineswegs geringer, denn er verm indert ja  letz­
ten Endes nicht die Personen -  ich glaube, daran hat 
er auch nicht gedacht -  er verlagert ja  nur die Kosten.

Nill: W ir müssen je tz t das Thema abschließen. Ich 
habe die Gesprächsleitung, und ich muß dafür sorgen, 
daß die Regie gew ahrt w ird. Meine Herren, w ir können 
hier nicht zu diesem Thema eine bundesratsre ife  Ge­
setzesvorlage erarbeiten. Ich glaube aber, w ir sollten 
den D iskussionsrednern dankbar sein, daß sie hier 
diese Themen einmal aufgeworfen haben und zum 
Überdenken dieser Prob lem atik angeregt haben, zu 
welchem Ergebnis man auch immer dabei kommen 
darf. Nun, Herr Bäck hatte etwas anderes angeregt: 
Ein S tichwort, das das zw eite Thema zwangsläufig e in ­
leitet. Sie haben gesagt, der S icherheits ingenieur sei 
der verlängerte  Arm der Aufsichtsbehörden. Ich möch­
te dem ganz entschieden w idersprechen. Sie haben 
dies wahrscheinlich auch anders gem eint. W ir a rbe i­
ten als S icherheitsingenieure gern und m öglichst eng 
m it den Aufsichtsbehörden zusammen. W ir sind auch 
deren Verbindungsleute im Betrieb. Es so llte  auch 
durch Vorstands- oder Geschäftsle itungsanordnung 
k la rgeste llt werden, daß jeg licher Kontakt über d ie Si­
cherheitsingenieure m it den Aufsichtsbehörden zu füh­
ren ist. Aber die Frage m it dem »verlängerten Arm« 
würde unsere A rbeitsbasis sehr durchlöchern. Ich 
glaube, Herr A lbert, dazu könnten Sie etwas sagen.

Albert: Ja, ich stimme Ihnen voll zu. Ich möchte aber, 
um die Redner im Saal zu W ort kommen zu lassen, 
mich zunächst etwas zurückhalten.

Nill: Bitte, Herr Bäck, Sie hatten sich dazu gem eldet.

Bäck: Es w ar keine richtige Auffassung von Ihnen, 
daß ich w örtlich  gem eint habe, der S icherheits inge­
nieur sei der verlängerte Arm im Betrieb.

Nill: Sie haben es w örtlich gesagt.

Bäck: Ich w ill mal sagen, in Gänsefüßchen gesetzt. Ich 
habe gem eint, daß der S icherheits ingenieur in seinem 
Betrieb, genauso w ie der Gewerbeaufsichtsbeam te, 
Rufer und Mahner sein soll fü r die U nfallverhütung. 
Er soll praktisch der Kontaktm ann fü r d ie G ewerbe­
aufsicht sein. Ich bin der Auffassung, daß dem S icher­
he its ingenieur keine Verantw ortung bezüglich der Un­
fa llverhütung zukommen soll, sondern daß er -  w ie 
gesagt -  Rufer und M ahner sein soll, genau w ie es 
auch der TAB und der G ewerbeaufsichtsbeam te in der 
Regel ist, bevor er po lize iliche Maßnahmen ergre ifen 
muß, wenn es gar nicht mehr anders geht. Im N or­
malfall ist ja  auch der G ewerbeaufsichtsbeam te ein 
Berater des Unternehm ers und kein Arbe its-Schutz­
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mann, wenn man so sagen darf. Wenn man die preußi­
sche D ienstanweisung liest, so ist do rt ein ganz herr­
licher Satz, daß der Gewerbeaufsichtsbeam te auf­
grund se iner Erfahrungen zunächst einm al versuchen 
sollte, beratend und fö rdernd tä tig  zu sein, und nicht 
gleich m it polize ilichen M itte ln durchgreifen soll. So 
habe ich es gemeint, daß der S icherheits ingenieur ein 
Rufer und M ahner ist, w ie es auch der Technische 
Aufsichtsbeam te ist. Daß natürlich zwischen den bei­
den keine unm itte lbare Verbindung besteht, ist ganz 
klar.

Weber: Ich möchte an das anknüpfen, was gerade 
Herr Bäck sagte. Ich meine, daß der S icherheits inge­
nieur Rufer und Mahner sein sollte, aber meines Er­
achtens so llte  er noch vie lm ehr O rganisator sein. Er 
ist der Mann, der im Betrieb die gesamte S icherheit 
zu steuern hat. Ich sage es aus der Sicht der Bauw irt­
schaft. Ich bedaure es außerordentlich, daß es in der 
Bauw irtschaft noch keine S icherheitsingenieure gibt. 
Dies erschw ert unsere A rbe it außerordentlich und das 
ist der Kernpunkt des letzten öffentlichen Gespräches 
des sozia lpolitischen Bundestagsausschusses kürz­
lich in Duisburg gewesen, in dem ganz massiv ge fo r­
dert wurde, nunm ehr etwas fü r die O rganisation der 
betrieb lichen S icherheit zu tun. Denken Sie doch bitte 
daran, daß nach dem UVNG in der Bundesrepublik in 
w enigen Jahren etwa 100 000 S icherheitsbeauftragte 
beste llt worden sind. Wie ist die S ituation in W irk­
lichkeit? Ich möchte meinen, daß rund 80 Prozent von 
diesen S icherheitsbeauftragten h ilflos im Betrieb sind, 
weil do rt keine Ste lle  ist, w ie beispie lsweise der Si­
cherheitsingenieur, die sie betreut. Das halte ich fü r 
ein außerordentliches Manko. Ich begrüße es sehr, 
daß nunm ehr die Bundesregierung hier Schritte unter­
nimmt.

Nill: Hier eine Frage, die sich aufdrängt, an Herrn 
Ruckser. Sie sind in einem Unternehmen, wo man auch 
S icherheits ingenieure hat; sie werden sicher auch 
noch Kontakt haben zu anderen S icherheitsbeauftrag­
ten, die nicht von einem S icherheits ingenieur betreut 
werden. Wie beurte ilen Sie die S ituation solcher S i­
cherheitsbeauftragten?

Ruckser: Ich glaube, diesen Punkt g ib t es überhaupt 
nicht, zum indest nicht in unserem Betrieb. In unserem 
Betrieb ist jeder S icherheitsbeauftragte in form iert 
durch den zuständigen S icherheitsingenieur. Er w ird 
sich von dort jede Inform ation holen, die er benötigt.

Nill: Gut, in Ihrem Betrieb ja, aber fü r die Betriebe, 
in denen es noch keine S icherheits ingenieure gibt, 
g laube ich, ist Herrn W eber keinesfa lls zu w iderspre­
chen.

Albert: Ich möchte e igentlich die Ausführungen von 
Herrn Bäck noch etwas ergänzen. Herr Bäck sagte, 
der Gewerbeaufsichtsbeam te ist Berater des Unter­
nehmens, er ist aber -  und das gerade in den letzten 
1 bis 2 Jahren -  auch M itberater, jedenfa lls  im Mann­
heim er Raum, des Arbe itnehm ers geworden. Das 
scheint m ir ein w esentlicher Punkt zu sein. Wenn der 
G ew erbeaufsichtsbeam te in den Betrieb kommt, 
spricht er beim B etriebsvertre ter vor und w ird  auf sei­

nem Rundgang auch noch vom S icherheitsbeauftrag­
ten begleitet, nicht nur vom S icherheitsingenieur.

Nill: Dazu erhebt sich offenbar kein W iderspruch. Ich 
habe eine Frage an Herrn Feucht. Herr Feucht, Sie 
sind Leiter der Gewerbeaufsicht eines ganzen und 
nicht gerade industrie ll unbedeutenden Bundeslan­
des. Akzeptieren Sie den Standpunkt des S icherheits­
ingenieurs, der sagt »Ich bin in erster Linie Angeste ll­
te r meines Unternehmens, ich muß auch Vertraulich­
keit meinen betrieblichen Kollegen gegenüber zu­
nächst einmal bewahren, ein kollegia les Verhältn is zu 
den betrieblichen Führungskräften wahren, ich bin a l­
so nicht ein vorgeschobener Beobachter der Ge­
werbeaufsicht?«

Albert: Selbstverständlich. Es ist unerläßlich, daß der 
S icherheitsingenieur ein gutes, ja  ein bestes Verhält­
nis hat zu den Führungskräften des Betriebes und 
auch selbstverständlich zur Betriebsleitung.

Jack: Meine Herren, es ist je tz t ein W ort über Ver­
trau lichke it gefallen, dem ich etwas nachgehen muß. 
Sowohl der Gewerbeaufsichtsbeam te als auch der 
Technische Aufsichtsbeam te stehen unter Eid. Es be­
steht die N otwendigkeit, daß die Unternehmen ge­
wisse Zusammenhänge in ihren Unternehmen diesen 
Herren eröffnen: kein Herr von den genannten Insti­
tutionen würde sich trauen, etwas, was er durch den 
S icherheitsingenieur im Auftrag des Unternehmens 
evtl. erfährt, w e ite r auszutragen. D ieser Gedanke 
sollte  hier bestim m t nicht w eitergespie lt werden. Er 
würde nicht das Zusam m enarbeiten m it den Sicher­
heitsingenieuren fördern, sondern erschweren.

Nill: Ich danke Ihnen. Ich habe a llerd ings etwas an­
deres gemeint. Es ging m ir gar nicht so sehr um Be­
triebsgeheim nisse. Reden w ir doch mal aus der Praxis. 
Es kommt doch manchmal vor, daß ein Betriebsle iter 
m it dem S icherheits ingenieur spricht und sagt: w ir 
wollen dieses Problem erst mal intern zu klären ver­
suchen, bevor w ir darüber m it den Aufsichtsbehörden 
sprechen. Ich persönlich weiß das von vielen anderen 
Kollegen auch. Ich sehe es als meine Pflicht an, bevor 
ich die Aufsichtsbehörde einschalte, m it dem Be­
triebs le ite r zu sprechen.

Ich gehe nicht h inter dem Rücken m einer betrieblichen 
Kollegen zur Aufsichtsbehörde, gerade weil w ir einen 
sehr guten Kontakt zu den Aufsichtsbehörden haben. 
So war das b itte  zu verstehen.

Mages: Ich habe die Erfahrung gemacht, daß es in ver­
schiedenen größeren Fleischwurstfabriken S icherheits­
ingenieure gibt, die von vornherein, wenn sie neue 
Probleme zu lösen haben, an mich herantreten und 
fragen: »Welche Bestimmungen haben w ir zu beach­
ten, wenn w ir das Problem lösen wollen?« Wie es 
dann gelöst w ird, w ird den S icherheitsingenieuren zu­
nächst überlassen. Uns werden also die verschieden­
sten Varianten vorgelegt. Es geht uns ja  nicht darum, 
Vorschriften zu erfü llen; die Vorschriften sind ja nur 
ein Gerüst, auf dem w ir m it unserer Erfahrung auf­
bauen, entgegen der Gewerbeaufsicht — w ie eben ge­
sagt -  die mehr das Gesetz braucht als wir.
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Albert: Ich stimm e dem zu, was Sie sagen. Ich in for­
miere mich auch. Ich benutze aber den Gewerbeauf­
sichtsbeamten oder den Technischen Aufsichtsbeam ­
ten nicht als Druck gegenüber dem Unternehmer, um 
meinen Wunsch zu erfüllen, der manchmal größer ist, 
als die UVV es vorschreibt. Es g ib t aber solche -  und 
ich weiß, daß dann die Zusam m enarbeit auf lange 
Sicht hinaus natürlich nicht mehr möglich ist.

Nill: Bitte, meine Herren von der Gewerbeaufsicht 
und von der Berufsgenossenschaft, sehen Sie das mal 
ohne jede Parte ilichkeit von unserer Seite. Versuchen 
Sie sich bitte mal in die S ituation des Betriebes zu 
versetzen. Die Gewerbeaufsicht ist zwar in erster Li­
nie Berater, w ie das vorhin sehr richtig gesagt wurde, 
sie hat aber gewisse M öglichkeiten der Vollzugsdurch­
setzung. Die Berufsgenossenschaft hat nicht nur M ög­
lichkeiten, sondern le ider -  das werden auch manche 
TABen bestätigen -  Pflichten zur Bestrafung, auch da, 
wo sie v ie lle icht manchmal nach eigenem Ermessen 
es bei e iner Ermahnung bewenden lassen könnte. In­
sofern hat die betrieb liche Führungskraft natürlich ge­
wisse Vorbehalte gegen eine sehr frühze itige Einschal­
tung d ieser Aufsichtsbeam ten in etwas heiklen Fragen, 
und wenn er sich nicht mehr darauf verlassen kann, 
daß er in diesem Stadium unter v ie r Augen und vier 
Ohren d iskutieren kann, dann bekomm t dieser Sicher­
heitsingenieur, um es auf deutsch zu sagen, im Be­
trieb  kein Bein mehr auf die Erde.

Feucht: Im staatlichen Bereich haben w ir noch die 
Freizügigkeit, was Strafen anbelangt. Es g ib t aber 
vie le Leute, die meinen, die Gewerbeaufsicht müsse 
schärfer vorgehen und in viel größerem Umfange Stra­
fen gegen O rdnungsw idrigke iten verhängen. Ich bin 
nach wie vor dagegen und spreche mich absolut ge­
gen das sogenannte Legalitä tsprinzip  bei der Gewer­
beaufsicht aus. Ob sich das auf die Dauer aufrechter­
halten läßt, das weiß ich nicht. Auch das Vertrauens­
verhältn is w ird  bestim m t einmal gestört, wenn ich je ­
mandem eine Strafe aufbrumme. Man so llte  deshalb 
andere Wege einschlagen, um auf gütlichem  Wege die 
D inge im Betrieb ins Reine zubringen.

Selbstverständlich dort, wo S icherheitsingenieure vo r­
handen sind, sollte  man in engster Berührung m it d ie­
sem S icherheitsingenieur die Dinge klären.

Jack: Es ist wohl d ie Frage der Strafe nach dem d rit­
ten Buch der RVO angesprochen worden. Diese Ord­
nungsstrafe hängt nicht vom Technischen Aufsichtsbe­
amten ab, das w ollen w ir in dem Zusammenhang sa­
gen; Herr N ill, wenn ich Sie mißverstanden habe, bitte 
ich ausdrücklich um M itte ilung. Ich habe verstanden, 
daß deshalb gewisse Dinge und Zusammenhänge dem 
TAB nicht gesagt werden, weil dah inter die S tra fdro­
hung steht. Vom TAB hängt das nicht ab. Eine Strafe 
ist erstens einmal in diesem Buch der RVO nur bei 
gewissen Fällen überhaupt möglich. Zweitens w ird  ein 
Strafantrag nicht gleich gestellt, zu dem sich ein TAB 
w ohl als letztes entschließen w ird. Er w ird  bestimm t 
den Weg gehen, den Herr Feucht hier sehr ausführlich 
fü r die Gewerbeaufsicht herausgeste llt hat. Er w ird zu­
erst versuchen, ohne Strafe auszukommen. Die Strafe 
kann nur die ganz Harten treffen, d ie niemals guten

W illens sind. Aber wenn es sow eit ist, so w ird  ein 
Strafantrag, zu dem der Technische Aufsichtsbeam te 
v ie lle icht nur eine Anregung gegeben hat, innerhalb 
der Berufsgenossenschaft genau geprüft, und zwar 
juristisch und verwaltungsm äßig. Man kann nicht sa­
gen, daß die Strafe vom Technischen Aufsichtsbeam ­
ten abhängt.

Nill: Nein, das ist vö llig  richtig. Ich habe ja  auch be­
tont, daß manche TABen es sogar bedauern, daß sie 
durch gew isse Satzungen, Vorschriften oder D ienstan­
weisungen verpflich te t sind, die Meldung zu erstatten, 
die dann auf dem von Ihnen eben skizzierten auto­
matischen Apparat zur Bestrafung führt. Letztlich er­
scheint dann der TAB in den Augen der Betriebsleute 
als derjenige, welcher.

Korsten: Das berufsgenossenschaftliche O rdnungs- 
strafrecht komm t je tzt etwas in den Vordergrund. Herr 
Jack hat dazu schon e in iges gesagt. Ich darf v ie lle icht 
kurz herausstellen, daß d ie O rdnungsstra fe  zuerst e in ­
mal, wenn sie überhaupt ausgesprochen w ird, voraus­
setzt, daß eine grob fahrlässige H andlungsweise Vor­
gelegen hat. Diese M erkm ale sind natürlich erst e in ­
mal stark herauszuschälen. Ich glaube, eine grobe 
Fahrlässigkeit w ird in vie len Fällen e iner Prüfung nicht 
standhalten, wenn Sie in einem Gespräch, das Sie in 
einem Betrieb führen, v ie lle icht nicht g leich zu einem 
befried igenden Ergebnis s icherheitstechnischer Natur 
kommen. Ich w ill dam it sagen, wenn über ein neues 
technologisches Verfahren einm al m it einem Betrieb 
gesprochen w ird , dann ist das Merkmal e iner groben 
Fahrlässigkeit, wenn nicht so fort eine sicherhe itstech­
nische Maßnahme erfo lgt, s icherlich nicht vorhanden. 
Ich glaube ganz im Gegenteil, daß die Betriebe den 
Kontakt m it den Aufsichtsbehörden -  ich denke an 
Gewerbeaufsicht und Berufsgenossenschaft -  gem ein­
sam eigentlich zu ihrem Vorte il haben können, weil 
sich gerade über die bestehenden U nfa llverhütungs­
vorschriften hinweg die Technik ja  so sprunghaft w e i­
te ren tw icke lt hat. W ir können selbst manchmal vo r­
schriftenmäßig gar nicht einen Vorschlag machen, son­
dern müssen über Analogieschlüsse Erfahrungen, die 
hier und dort gesam m elt wurden durch die w eite be­
rufsgenossenschaftliche und gew erbeaufsichtsam tli­
che Vernetzung -  so möchte ich das mal nennen -  Zu­
samm entragen und sie dem Betrieb als Paket von 
M öglichkeiten vorlegen.

Insofern sind w ir v ie lle icht zunächst als Sachverstän­
dige fü r S icherheitsfragen bei dem ersten Gespräch 
anzusehen, und in dem Augenblick w ird  über O rd­
nungsstrafen überhaupt nicht zu reden sein. Ich 
glaube, daß das erst an le tzter S te lle  steht. Selbst 
wenn der Betrieb das Problem »Sicherheit« bei e iner 
neuen Verfahrensfrage ganz auf die Seite schiebt und 
sich d ieser Ratschläge in keinem Falle bedient, w ird  
es auch noch schwer sein, e ine grobe Fahrlässigkeit 
daraus zu krista llis ieren.

Nill: Herr Korsten, einen Einwand möchte ich nur ge­
gen das, w asS ie sagten, machen. Ü berd ie  Frage, daß 
eine grobe Fahrlässigkeit oder gar Vorsätzlichkeit sehr 
schwer zu konstatieren sei, sind die Juristen e in iger 
Berufsgenossenschaften jedenfa lls  ganz anderer An­

62



sicht. Daher meine ich auch keineswegs -  b itte  ver­
stehen Sie das nicht falsch -  eine Aversion der Be­
triebe  gegen die BGen festste llen zu müssen. A ber es 
g ib t Punkte, bei denen der B etriebsle ite r ein berech­
tig tes Interesse hat, zunächst einm al a lle in m it dem 
S icherheits ingenieur zu sprechen und erst wenn die 
Gedanken ausgegoren sind, die Aufsichtsbeam ten zu 
holen. Diese E igenständigke it so llten w ir respektieren. 
Genauso w ie die E igenständigkeiten zwischen Ge­
w erbeaufsicht und Berufsgenossenschaft.

Deuschel: Meine Damen und Herren, ich glaube die 
D iskussion geht je tz t etwas von dem eigentlichen 
Thema ab. W ir sprechen hier über die Zusam m enar­
beit von dre i G ruppen von Ingenieuren, die es für 
überaus w ichtig  halten, bessere Inform ationstechniken 
zu entw ickeln. Auch zwischen den Technischen Auf­
sichtsdiensten, wenn die Neuordnung der Gewerbe­
aufsicht schon in verschiedenen Ländern in A ngriff 
genom m en ist, w ird  es besser möglich sein, daß be­
stim m te Spezia listengruppen von TABen und G ewer­
beaufsicht Zusammenarbeiten. Sie haben vorh in so 
vie l von den Strafen geredet, meine Damen und Her­
ren. Wenn Sie mal nachprüfen, werden nicht die Be­
triebe bestraft, die S icherheits ingenieure haben, son­
dern d ie jen igen, die sie haben sollten.

Weber: Ich kann nur das bestätigen, was Herr Deu­
schel sagt. Ich komm e ja  aus e iner Branche, in der 
es keine S icherheits ingenieure g ibt. W ir müssen le i­
der sagen, w ir kommen, obgleich w ir es sehr be­
dauern, in vie len Fällen einfach ohne Strafe nicht aus. 
W ir können aber festste llen, daß es sich h ierbei um 
Betriebe handelt, die nicht zum ersten, sondern zum 
zweiten, dritten , vierten, fünften und zum sechsten 
Male bestra ft werden, und zwar dann m it ganz e rheb li­
chen S trafbeträgen. Die S ituationen sind in den e in ­
zelnen Gewerbezweigen ganz unterschiedlich.

Gerber: Ich w o llte  e in iges zu den Ausführungen von 
Herrn W eber sagen. Ich glaube, Herr W eber ist selbst 
nicht richtig in form iert. Mag es möglich sein, daß es 
im Bereich der Bau-Berufsgenossenschaft W uppertal 
so ist. G enerell möchte ich sagen, daß es in fast allen 
Baubetrieben größerer oder m ittle re r A rt Maschinen­
ingenieure gibt, die von der fachlichen Ausbildung her 
M aschineningenieure in le itender S te llung sind, und 
die auch nebenam tlich S icherheits ingenieure sind. Ich 
kenne genügend Leute, die fachlich sehr gut sind und 
Verbindungen mit den Technischen Aufsichtsdiensten 
haben. Ich w ar b isher in Hannover und hatte dort e i­
nen sehr guten Kontakt m it der BG und auch einen 
sehr guten Kontakt m it den Gewerbeaufsichtsäm tern. 
Ich glaube, von der Bau-BG W uppertal müßte man die 
D inge anders auffassen und auch dort etwas mehr 
zu den Betrieben gehen, um zu versuchen, neben­
am tliche S icherheits ingenieure anzusprechen, die vor­
handen sind.

Weber: Ich glaube, w ir w idersprechen uns gar nicht. 
Es tr if ft durchaus zu, w ie Sie sagen, daß es schon ver­
e inzelt nebenam tliche S icherheits ingenieure gibt. Bei 
150 000 Betrieben sind v ie lle ich t 10, 20 oder 30 Sicher­
he its ingenieure vorhanden. In der Praxis g ib t es bei 
de r Masse der Betriebe noch keine hauptam tlichen

S icherheitsingenieure. Natürlich kennen w ir auch Be­
triebe, in denen nebenam tliche S icherheitsingenieure 
mit mehr oder w eniger großem Erfolg tätig  sind. Damit 
ist das Problem noch nicht gelöst. Es ist vö llig  klar, 
daß der nebenamtliche S icherheitsingenieur es unge­
mein schwerer hat.

Nill: Es ist richtig, daß der nebenamtliche S icherheits­
ingenieur es ungemein schwerer hat als jemand, der 
sich hauptberuflich -  vie lle icht sogar noch m it einem 
größeren M itarbe iterstab -  diesen Problemen w idmen 
kann. Ich glaube, w ir müssen Respekt haben vor den 
Kollegen, die in dieser schw ierigen S ituation über­
haupt noch einen nennenswerten Prozentsatz ihrer 
A rbe itskra ft und Ze it fü r die Probleme der A rbe its­
sicherheit im Betrieb aufwenden.

W ir haben je tz t über die Zusam m enarbeit zwischen 
den drei Ingenieurgruppen gesprochen, auch über ge­
w isse E igenständigkeiten, über gewisse Abgrenzun­
gen und speziell über die S tellung des S icherheitsin­
genieurs zwischen Betrieb und Aufsichtsbeamten. Da­
zu gehört aber noch ein angrenzendes Gebiet, und 
zwar die Betriebsvertretung -  ich w ill je tz t keine Pa­
ragraphen und Gesetze zitieren -  und die S icherheits­
beauftragten. Herr Ruckser, darf ich mal fragen, ist in 
Ihrem Unternehmen sichergestellt, daß bei jeder Be­
triebsbesichtigung oder einer Unfalluntersuchung 
durch die Technischen Aufsichtsbeam ten oder durch 
die Gewerbeaufsicht jem and vom Betriebsrat und der 
jew eils zuständige S icherheitsbeauftragte zugezogen 
w ird  und auch h interher die Begehungsprotokolle  e r­
hält?

Ruckser: Ja, sow eit ich das überblicken kann, ist das 
in allen Bereichen sichergestellt.

Nill: Das sollte  auch so sein. W ir wissen, w ie w ichtig 
es gerade auf diesem Gebiet ist, auch sozia lpolitische 
Meinungsunterschiede, die v ie lle icht mal bestehen 
mögen, zu überbrücken.

W ir w ollen nicht vergessen, daß Arbeitssicherheit 
eines der Gebiete ist, auf dem sich zum indest in der 
grundsätzlichen Tendenz die Interessen der A rbe it­
geber und der A rbe itnehm er m ite inander decken oder 
zum indest decken sollten. W ir sollten dafür sorgen, 
daß gerade der S icherheits ingenieur im Betrieb der 
ist, der dafür sorgt, daß auch Betriebsvertretung und 
S icherheitsbeauftragte mit hinzugezogen werden, denn 
sonst würde der von Herrn W eber z itie rte  Leerlauf der 
S icherheitsbeauftragten nicht zu verm eiden sein.

Bäck: Es ist ja  seit langem bei allen Ländern so, daß 
die Gewerbeaufsichtsbeamten angewiesen sind, bei 
jeder Unfalluntersuchung, bei jeder Besichtigung die 
Betriebsvertretung hinzuzuziehen. Das ist noch nie 
anders gewesen.

W ir sind aber, zuerst in Hessen, w eitergegangen und 
haben unsere Dienstanweisung entsprechend der 
Verwaltungsvorschrift, die fü r die Berufsgenossen­
schaft besteht, wonach a lle  Revisionsschreiben, die 
an den Betrieb gehen, g le ichzeitig  auch dem Betriebs­
rat zugeste llt werden, dam it er weiß, was der Betrieb 
fü r Auflagen bekommen hat, geändert. Es ist ganz
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klar, daß die Zusam m enarbeit zwischen den Betriebs­
vertretungen und den Aufsichtsbeam ten ganz w ichtig 
ist. Soweit ich unterrichtet bin, haben die anderen 
Länder nachgezogen oder fo lgen noch.

Nill: Herr Feucht, w ollen Sie b itte  dann diesen The­
m enkom plex abschließen.

Feucht: Bei uns besteht schon lange die D ienstanwei­
sung, daß jeder Gewerbeaufsichtsbeam te bei Be­
triebsbegehungen den Betriebsrat oder die Personal­
vertretung hinzuzuziehen hat und daß außerdem vom 
Revisionsschreiben eine Durchschrift an den Betriebs­
rat dem Schreiben an den Unternehm er beigefügt 
w ird. Bis je tz t ist es a lle rd ings -  im Gegensatz zu 
Hessen -  nicht so, daß w ir diese Durchschrift unm it­
te lba r an die Betriebsvertretung schicken; aber dies 
w ird bei uns auch noch geregelt werden.

Nill: Genauso wäre es ratsam und w ird auch zum Teil 
so gehandhabt, daß der Gewerbeaufsichtsbeam te 
oder derTechn ischeA ufs ich tsbeam te.w enner in einen 
Betrieb kommt und weiß, daß ein S icherheitsingenieur 
existiert, darauf besteht, ihn als Gesprächspartner zu 
haben. Es ist schon vorgekom m en -  ich finde das 
durchaus richtig -  wenn man sagte: »dazu brauchen 
w ir den S icherheitsingenieur nicht«, daß der Gewerbe­
aufsichtsbeam te gesagt hat: »dann vereinbaren Sie 
b itte  einen neuen Term in m it mir, bei dem der Sicher­
he its ingenieur zugegen ist, ohne ihn verhandele ich 
hier nicht.« Ich glaube, das w ar sehr hart form uliert. 
Ich kenne aber einen Herrn, ich glaube er ist sogar un­
te r uns, der das bereits einmal getan hat. W ir w ollten 
dieses Thema aber je tz t abschließen. Ich darf zu­
nächst noch einmal zusammenfassen, bevor w ir die 
verd iente Pause ansetzen.

W ir haben gesehen, daß durchaus nicht e iner d ieser 
drei Berufe überflüssig ist. Wie man auch über Ratio- 
nalis ierungs- oder Fusionierungsm öglichkeiten den­
ken mag, überflüssig scheint keine der Fachrichtungen 
zu sein. Ich gre ife  den Vergleich von Herrn Bäck auf 
mit dem praktischen Arzt oder A llgem einm ediziner 
und dem Spezialisten. Ich glaube, dieser Vergleich ist 
recht treffend. Andererse its m it dem V or-O rt-Kontakt- 
m a n n -s o w o lle n w ira ls o  den »verlängertenArm « um­
münzen -  dem Kontakt- und Verbindungsm ann, dem 
S icherheitsingenieur im Betrieb, sollte  die Zusammen­
arbe it oberstes Gebot sein. Ich glaube aber, daß diese 
Zusam m enarbeit begünstigt und v ie lle icht überhaupt 
erst erm öglicht w ird , wenn man gewisse E igenständig­
keiten, Spezialrichtungen und ihre Notwendigkeiten 
dabei respektiert.

Nili: W ir haben in den ersten beiden Them enkom ­
plexen eine B ilanz der grundsätzlichen Gem einsam­
keiten, der Verzahnungen und auch der Grenzlin ien 
gezogen, die zu respektieren sind. W ir kommen je tzt 
zu dem dritten Them enkom plex, der sich mit der Zu­
sam m enarbeit der drei Gruppen von Ingenieuren für 
A rbeitssicherheit, wenn Sie m ir diesen Sam m elbegriff 
gestatten, im konkreten befaßt. A rbe it im konkreten 
setzt Analyse des Geschehens voraus. W ir werden uns 
also darüber unterhalten müssen, inw iew eit durch

eine Zusam m enarbeit die Analyse oder gar E rfo r­
schung der Unfallursachen erfo lgen und verbessert 
werden kann. Ich möchte, dam it w ir uns auf eine e in ­
heitliche Sprachregelung hier einigen, zwei Begriffe 
der Unfallursachen klarste llen. W ir sollten, schlage 
ich vor, uns hier einer präzisen Form ulierung bedie­
nen und den unqualifiz ierten Begriff »menschliches 
Versagen« vö llig  aus dem Spiel lassen.

Erlauben Sie m ir hier eine Verdeutlichung, auch wenn 
ich mich fü r e inige von Ihnen w iederho le . Unter 
»menschlichem Versagen« verstehe ich, wenn ich m ei­
ner Frau versprochen habe, um halb e lf zu Hause zu 
sein, und man bringt mich um zwei Uhr auf einer 
Schubkarre an. Sie sehen also, menschliches Versa­
gen ist ein Begriff, der fü r die Bezeichnung von U nfall­
ursachen ebenso ungeeignet ist, w ie  das technische 
Versagen. Er verle ite t zur Resignation. Wenn w ir aber 
statt dessen von »sicherheitsw idrigen Zuständen« und 
von »sicherheitsw idrigem  Verhalten« sprechen, dann 
provoziert das einmal festzuste llen, w orin  diese Zu­
stände oder Verhaltensweisen liegen, und es provo­
zie rt dazu, endlich einm al etwas dagegen zu tun.

Das Thema des heutigen Nachmittages »arbeitshygie­
nische Gesichtspunkte« ist ein Teil der Erforschung 
dessen, was e igentlich h in ter den s icherhe itsw id ri­
gen Verhaltensweisen steht, nämlich ungenügende 
Anpassung »M ensch-Technik«, oder besser gesagt, 
»Technik-Mensch«. Ich möchte also vorschlagen, daß 
w ir uns, wenn w ir über U nfallursachenerforschung 
sprechen, hier auf diese Begriffe  der s icherhe itsw id ri­
gen Zustände und der s icherhe itsw idrigen V erha ltens­
weisen konzentrieren.

W ir w issen, daß der B undesarbe itsm in ister dabei ist, 
das heutige Bundesinstitu t fü r A rbeitsschutz in eine 
Bundesanstalt fü r A rbeitsschutz und U nfallforschung 
umzubauen, d. h. zu erw eitern. Dieses Institu t darf 
man im weitesten S inne m it zum Bereich der Gewer­
beaufsicht rechnen auf Bundesebene. Wenn w ir diese 
Bundesanstalt m it einbeziehen, deren Ergebnisse in 
g le icher Weise den Gewerbeaufsichtsäm tern, den Be­
rufsgenossenschaften und auch den S icherheits inge­
nieuren zur Verfügung geste llt werden sollen, dann 
e rg ib t sich daraus e igentlich zwangsläufig der Vor­
zug und die M öglichke it sow ie N otw endigke it der ge­
meinsamen A rbe it in der Erforschung der U nfa llursa­
chen. Ich möchte Sie, Herr Feucht, da gerade Ihr M i­
n ister gestern etwas davon hat anklingen lassen, e in­
mal zu ein paar Gedankengängen auffordern, w ie  man 
die Erforschung oder E rm ittlung von schw erpunktm ä­
ßigen Unfallursachen intensivieren könnte.

Feucht: W ir setzen unsere ganze Hoffnung in d ie Tä­
tigke it d ieser künftigen Bundesanstalt. W ir haben den 
U nfallverhütungsbericht der Bundesregierung, der sich 
in der Hauptsache auf die Angaben der Berufsgenos­
senschaften stützt, und können gew isse Schwerpunkte 
bilden. Genauso tun w ir es anhand unserer töd lichen 
Unfälle. Wenn auch die Zahl gering ist, so hat sich 
doch ein gew isser Schwerpunkt ergeben. Wenn w ir 
das vertie fen können unter M ith ilfe  der D atenverar­
beitung, so erhoffen w ir uns daraus einiges. Die Sache 
muß von vornherein e inw andfre i p rogram m iert w er­
den, und zwar von Fachleuten. Es bedarf h ier e iner
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intensiven Zusam m enarbeit zwischen dem Ingenieur 
und dem Datenverarbeiter.

D erjenige, der program m iert, so llte  von beidem etwas 
verstehen. W ir sind in unserem Hause bestrebt, eine 
solche Zusam m enarbeit je tz t schon zustandezubrin­
gen, dam it w ir zu gegebener Zeit auch einen Beitrag 
leisten können. Einzelheiten hier schon anzugeben, 
g inge zu weit.

Nill: Das S tichw ort heißt also: Schwerpunkte, Syste­
matik. Man w ird sehr darauf bedacht sein müssen, 
daß diese Forschung in ihrem w issenschaftlichen Hö­
henflug in der Erdatm osphäre b le ib t und nicht gleich 
M ondflüge anstrebt, die der Praxis nachher dann 
nichts nützen. W ir so llten uns hier fü r eine m öglichst 
w eitgehend praxisnahe Methode aussprechen. Nie­
mand w ird  bezweifeln, daß w issenschaftliche E rfor­
schung des Unfallgeschehens erforderlich  ist. Man 
w ird  aber auch nicht bestre iten können, daß die Ab­
nehm er d ieser Forschung w ir P raktiker sein sollen, 
und danach sollte  man die Ergebnisse auswerten.

Weber: Ich begrüße das sehr, Herr Nill, was Sie ge­
rade sagten. W ir begrüßen es auch sehr, daß der 
Bund nun eine Ansta lt fü r U nfallforschung ins Leben 
gerufen hat, denn das feh lte  uns in der Bundesrepu­
blik. Was je tz t zunächst fehlt, das ist die Basis. W ir 
brauchen irgendeine Institu tion, eine E inrichtung, die 
uns diese Program m e gibt, die uns sagt, was ge­
forscht werden soll. Was bisher auf diesem Gebiet 
geschehen ist, ist nicht gerade im m er sehr erfo lgre ich 
gewesen. Was nützt es, daß man sehr große Summen 
ausw irft und beispie lsweise einen Forschungsauftrag 
erte ilt, um auf Unfallanzeigen bestim m te Schwer­
punkte zu erkennen, wobei man von vornherein sagt, 
d iese Unfallanzeigen sind von Leuten aufgestellt, die 
überhaupt keine Ahnung vom Betriebsgeschehen ha­
ben. D ieser Forschungsauftrag w ird  dann durchge­
füh rt und b ring t als E rgebnis das, was die Berufsge­
nossenschaften schon se it 50 Jahren wissen und 
durch ihren G efahrta rif ausdrücken. Deswegen meine 
Anregung: Man so llte  versuchen, ein m öglichst 
bre it besetztes Gremium zu schaffen, in dem Ihre und 
unsere Belange einm al zur Sprache kommen und in 
dem auf w eite Sicht ein Forschungsprogram m  aufge­
s te llt w ird, in dem auch a lle  P raktiker m itw irken und 
ihre Anregungen geben können.

Feucht: Ich habe gestern Herrn Kliesch vom Bundes­
a rbe itsm in isterium  diese Anregung auch gegeben. Ich 
sagte, schaffen Sie zunächst eine Gruppe von Fach­
leuten, denn wenn die Fachleute h ier nicht das erste 
W ort m itzureden haben, dann erz ie lt man keinen Ge­
w inn. Ich hoffe, daß H err Kliesch meine Anregung 
aufgenom m en hat und diese Gruppe auch gebildet 
w ird.

Mages: Die e igentliche Unfallforschung ist ja  auch 
nicht viel mehr, wenn ich richtig verstanden habe, als 
das, was bereits betrieben w ird. Wenn ich draußen 
im Betrieb einen Unfall zu untersuchen habe, dann 
habe ich zu unterscheiden zwischen Schutzbehaup­
tungen der Betroffenen -  aus Angst vor Strafe -  und 
dem, was w irk lich  geschehen ist. Für das geplante

Institut wäre es zunächst einmal w ichtiger, anstatt 
von Unfällen her aufzubauen, die gesamten A rbe its­
abläufe fü r die verschiedenen Gewerbezweige aufzu­
nehmen. Es muß festgeste llt werden, w ie gearbeitet 
w ird, um etwas herzustellen, w elcher Weg gewählt 
w ird  und welche Unfallgefahren auftreten, wenn die 
Arbeitsweisen und -m ethoden also bekannt sind. Es 
g ib t Leute, die arbeiten so geschickt m it dem Messer, 
daß sie sich nie verletzen können, und es g ib t Leute, 
die arbeiten so, daß sie sich dauernd stechen und 
schneiden. Es müssen also entsprechende Schutzklei­
dungen usw. getragen werden. Da wäre es einmal 
w ichtig, säm tliche A rbeitsgebiete zu erforschen und 
festzustellen, welche Arbeitsm ethode den wenigsten 
körperlichen Aufwand e rfo rdert und ein sicheres A r­
beiten erm öglicht, so w ie man früher die richtigen 
Dreherkurse und Fräserkurse aufgebaut hat, in denen 
es möglich war, das in v ie r Wochen zu lernen, wozu 
sonst drei Jahre erforderlich  sind.

Astheimer: Unfallforschung, der Begriff ist außer­
ordentlich vie lschichtig. Ich habe hier nur die Frage 
zu stellen, was versteht man unter Unfallforschung, 
von welchen Voraussetzungen geht die D iskussion 
aus?

Nill: W ir haben hier zunächst über U nfallursachenfor­
schung zu sprechen, die uns Ansatzpunkte fü r schwer­
punktm äßige Sicherheitsmaßnahmen bietet. Das ist 
zunächst das einzige, was in diesem Kreise an der 
Forschung interessiert.

Schaaf: Ich habe eine Befürchtung: Diese Unfa llursa­
chenforschung würde als Grundlage die gesetzlich ge­
forderte  Unfallanzeige nehmen. Nach dem derzeitigen 
Form ular w ird es überw iegend die Spalte 8 sein, evtl. 
noch die nachfolgenden Spalten, die dafür in Frage 
kommen. Wenn Sie sich einmal anschauen, was Sie 
daraus lesen können und wenn Sie dann versuchen 
sich auszumalen, was daraus geforscht werden soll, 
dann habe ich ernstliche Bedenken. Ich befürchte, 
daß das nicht ein Mond-, sondern ein Höllenflug w ird. 
Ich bin w eiterh in  der Meinung, daß dann die Unfall­
forschung, wenn sie praxisnahe sein und bleiben w ill, 
bei den S icherheitsingenieuren der Betriebe in erster 
Linie liegt und in zw eiter Linie bei den Aufsichtsorga­
nen.

Weber: Herr Schaab, Ihr Einwand ist vö llig  berech­
tig t. Es ist das gleiche, was ich ja eben vom ersten 
Forschungsauftrag sagte, der im Bundesinstitu t abge­
w ickelt worden ist aufgrund der alten Unfallanzeigen. 
Es ist Ihnen v ie lle icht noch nicht bekannt, daß das 
Bundesarbeitsm inisterium  z. Z. dabei ist, eine völlig 
neue Unfallanzeige zu entw ickeln. Dies geschieht in 
Zusam m enarbeit m it den Berufsgenossenschaften. 
Man bemüht sich, zum indest eine Anzeige so zu ge­
stalten, daß man auch eine D atenverarbeitungsanlage 
einsetzen kann. Es b le ib t aber nach w ie vor das Pro­
blem, daß es sehr fragw ürd ig  ist, was in die Anzeige 
geschrieben w ird.

Nill: Ich glaube, das w ar auch der Einwand, den Herr 
Schaaf noch bringen w o llte : »Wer fü llt die Unfall­
anzeigen aus, welche Q ualifikation hat er.«
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Deuschel: Aufgrund der Unfallanzeigen w ird also in 
Zukunft keine Forschung gelingen. Sind die Grund­
lagen dazu w irk lichke itsgetreuer, dann müssen die 
Ergebnisse den S icherheitsingenieuren, den Techni­
schen Aufsichtsbeam ten und der Gewerbeaufsicht 
ebenso zugute kommen w ie den Technischen Hoch­
schulen und den Konstrukteuren.

Ziegler: Neulich kam m ir ein Buch in die Hände von 
der Gruppe Baumann aus Köln, in dem gesagt wurde, 
daß die Unfallforschung auf einem solchen Niveau 
liegt, daß man von W issenschaft nicht sprechen kann. 
Ich glaube, man kommt um eine G rundlagenfor­
schung, wenn man schon einmal anfängt zu forschen 
in der Unfallverhütung, in der A rbe itssicherhe it oder 
in der Um weltsicherheit, nicht herum. Man kommt 
aber auch nicht ohne die Praxis bei der U nfa llfo r­
schung aus. Man müßte von Anfang an zw eigleisig 
fahren. Das sind auf der einen Seite die G rundlagen­
forscher, die unbeschwert an die Sache herangehen, 
und auf der anderen Seite ganz gezielte Zweckfor­
scher, die diese Probleme von Anfang an behandeln. 
Das ist ein Wunsch von mir, der m ir sehr am Herzen 
liegt.

Nill: Es mag vom Standpunkt der Erfolgsaussichten 
einer Forschung sicherlich richtig sein, w ie Sie sagen, 
daß man auch eine zweckunabhängige Forschung be­
tre ib t, weil erfahrungsgemäß manchmal ganz überra­
schend praktisch verw ertbare Ergebnisse erzie lt w er­
den. Was uns aber als Praktiker, ich glaube, ich darf 
uns gemeinsam so nennen, zunächst interessiert, ist 
d ie Zweckforschung, die uns Handhaben gibt, und 
ich bin dankbar fü r die Ergänzung von Herrn Deu­
schel, daß man auch gerade den Technischen Hoch­
schulen, den Konstrukteuren, Architekten usw. klare 
R ichtwerte gibt, nach denen S icherheitstechnik prä­
ventiv betrieben w ird und daß w ir nicht den Unfällen 
immer hinterherlaufen müssen. In diesem Sinne w er­
den w ir es begrüßen, wenn eine Zweckforschung be­
trieben w ird und auch daneben eine vö llig  unabhän­
gige Forschung als erforderlich und richtig erkannt 
w ird.

Jack: Ich würde gerne noch einmal auf die U nfall­
anzeige als Grundlage fü r irgendwelche Auszählun­
gen zurückkom men. Im kleinen Kreise der Techni­
schen Aufsichtsbeam ten und im Kreise der Gewerbe­
aufsichtbeam ten ist es ja  gar nicht üblich, alle U nfa ll­
anzeigen auszuwerten. Es werden ja vie le Unfälle 
untersucht, darüber werden P rotoko lle  und Listen an­
gefertig t und es werden m ögliche Unfallursachen her­
ausgearbeitet. Jetzt fürchte ich, daß mich meine Kol­
legen totschlagen, wenn ich den Vorschlag mache, 
diesem Institu t nur untersuchte Unfallanzeigen zu ge­
ben mit dem Protokoll der betreffenden Herrn, sei es 
der Gewerbeaufsichtsbeam te oder der Technische 
Aufsichtsbeamte.

Nill: Ich glaube, w ir sollten je tz t den Komplex Unfall­
ursachenforschung verlassen. W ir w ollen aber v ie l­
leicht zum Ausdruck bringen, daß w ir unter dem Vor­
behalt e iner w irk lich sachdienlichen Forschung große 
Hoffnungen an dieses Forschungsvorhaben knüpfen 
und uns davon hoffentlich versprechen können, daß 
w ir H ilfe bekommen.

Weber: Ich möchte noch einen Gedanken bringen. 
Ich meine, man sollte  so fort noch etwas tun, denn bis 
das Institu t arbeitet, bis die Program m e erarbe itet 
sind, vergeht viel Zeit. W ir w issen doch alle, daß un­
zählig vie le E inzelprogram m e schon durchgeführt w or­
den sind in den Betrieben, bei der Gewerbeaufsicht, 
bei e inzelnen Technischen Aufsichtsbeam ten oder bei 
einzelnen Berufsgenossenschaften. W ir kennen ge­
nügend hervorragende Arbeiten, die le ider a llgem ein 
nicht bekannt sind. Meines Erachtens so llte  man, un­
abhängig von großen Forschungsprogram m en, sofort 
m it e iner Dokum entation beginnen und alle in te r­
essierten Stellen über diese Ergebnisse inform ieren. 
Ich glaube, dann hätten w ir schon eine sehr große 
Bre itenw irkung erzielt.

Nill: Ich möchte sogar noch weitergehen. Sie leiten 
dam it zu einem Punkt über, den ich je tz t ohnehin zur 
Sprache bringen wollte . Herr Feucht, wäre es nicht 
denkbar, daß sich schon vorab die Gewerbeaufsicht, 
der Technische Aufsichtsdienst der Berufsgenossen­
schaften und die S icherheits ingenieure in e iner G rup­
pe zunächst auf eine e inheitliche U nfa llursachenkata­
logisierung einigen, w ie beispie lsweise die von der 
W irtschaftsvereinigung Eisen und Stahl e rste llt?  Nach 
klaren Tabellen könnte man Unfallursachen anspre­
chen, so daß w ir fü r unsere praktische A rbe it zu­
nächst einmal handliche Grundlagen und e inheitliche 
Sprachregelungen bekommen.

Feucht: Das ist ja mein Vorschlag. Ich habe gesagt, 
es sollte  eine Gruppe geb ilde t werden aus Fachleuten. 
Dabei habe ich an uns gedacht, an die drei Fachver­
eine. Darf ich auch das Gespräch noch auf ein Thema 
bringen, das mich interessiert. Sie haben eingangs 
ausgeführt, daß w ir uns auf die A rbe itss icherhe it be­
schränken wollen. Aber die A rbe itss icherhe it ist nicht 
a lle in begrenzt durch die U nfallverhütung. Denken Sie 
auch an die Verhältn isse im A rbeitsraum . Wenn 
schlechte Luftverhältn isse vorhanden sind, wenn Stoffe 
verarbe itet werden, die ungesunde Verhältn isse er­
geben, dann kommt es zu Berufskrankheiten. W ir 
müssen uns ja auch um die G esunderhaltung der A r­
beitnehm er bemühen, d. h. w ir müssen der A rbe its ­
hygiene ein erhebliches Gewicht beimessen. W ir so l­
len von vornherein verh indern, daß es zu E rkrankun­
gen überhaupt kommen kann und den Arbe itnehm ern 
e inwandfre ie A rbeitsräum e zur Verfügung stellen. Auf 
diesem Gebiet habe ich den E indruck, sind d ie S icher­
he its ingenieure m indestens da und dort noch nicht so 
zum Zuge gekommen, w ie das e igentlich sein sollte. 
Es dürfte kein Baugesuch bei der G ewerbeaufsicht 
vorge legt werden, das nicht das Plazet des S icher­
heitsingenieurs hat, von Betrieben, in denen S icher­
he its ingenieure vorhanden sind. Ich kenne die A rch i­
tekten der Betriebe, ich kenne auch die Baubüros der 
Betriebe und ich habe zunächst, als ich noch draußen 
war in der Praxis, gegen W indm ühlen gekäm pft. Es 
war kein Verständnis vorhanden, daß der S icherheits­
ingenieur m it hinzugezogen werden muß, da er ja 
h in terher die D inge auszubaden hat. Er kann aus sei­
ner Erfahrung heraus der G ew erbeaufsicht und den 
Technischen Aufsichtsbeam ten auch auf diesem Sek­
to r ganz w ertvolle  H inweise geben.
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Nill: Darf ich einm al hier »pro domo« einen Hoff­
nungsschim m er aufzeigen? Es g ib t bereits Ansätze 
dafür. In dem Unternehmen, in dem ich tätig  bin, hat 
der le itende S icherheits ingenieur im Ausschuß fü r In­
vestitionen Sitz und Stimme in einer Form, die prak­
tisch einem Vetorecht gleichkommt. Bevor w ir ein 
P ro jekt vom Reißbrett verschwinden lassen und zur 
Fertigung geben, schalten w ir gegebenenfalls auch die 
Fachleute der Gewerbeaufsicht, der Berufsgenossen­
schaft h ier m it ihrem Spezialwissen über Explosions­
schutz usw. ein. Ich glaube, kein S icherheitsingenieur, 
de r den Umfang der S icherheitstechnik kennt, w ird 
ein A llroundexperte  schlechthin sein können, selbst 
wenn er noch so viele Bücher lesen würde. Jeden­
fa lls  ist es notwendig — und Ihr W ort in G o tte sO h r—, 
daß Investitionen, Umbauten, Neubauten nicht am 
S icherheits ingenieur vorbei können, daß der Vor­
stand Bewilligungs- und Investitionsanträge gar nicht 
akzeptiert, wenn nicht der S ichtverm erk des S icher­
heitsingenieurs bekundet, daß die D inge abgestim m t 
w orden sind.

Schneider: Wenn Sie heute fragen, w ie dieses Bun­
desinstitu t aussehen soll, dann möchte ich meinen 
Wunsch hier vortragen, daß dieses Institu t auch ein 
Organ besitzt, welches fü r die S icherheit und fü r die 
S tellung des S icherheits ingenieurs Propaganda macht. 
Es nützt uns nicht eine G rundlagenforschung in Theo­
rie, es nützt uns nicht, wenn ein Haufen von Professo­
ren zusam m enkom m t, die dann Dinge untersuchen, 
m it denen w ir in der Praxis nichts anfangen können. 
Die S te llung des S icherheits ingenieurs ist aus der Pio­
n ierze it noch gar nicht heraus. Das Volk kennt den 
Beruf gar nicht. W ir müssen in dem Institu t ein Organ 
haben, das m it den Massenm edien spielt. Jeder Mist 
w ird  in Deutschland propagiert; aber das was w ichtig 
ist, nämlich die S tellung des S icherheitsingenieurs, 
den W ert der S icherheit herauszustellen, w ird in den 
H intergrund geschoben. Das ist das W ichtigste, was 
ich m ir wünsche, fü r dieses Institut.

Nill: Der Beifa ll enthebt mich e iner Stellungnahme. 
W ir so llten nun aber auch die Zusam m enarbeit im 
konkreten von der Erfassung der Zustände zu w eite­
ren Taten d iskutieren. H ier g ib t es verschiedene M ög­
lichkeiten, die w eit über d ie U nfalluntersuchung hin­
ausgehen, z. B. gem einsam e Betriebsinspektionen. 
H ier möchte ich auf einen Beitrag, den Herr Gerber 
gestern an anderer S te lle  ge le istet hat, eingehen. Das 
ist das Problem der nicht stationären Betriebe, der 
Baufirmen, der M ontagetrupps usw. Es g ib t bewährte 
V orb ilder, daß in Zusam m enarbeit m it Gewerbeauf­
sicht, notfa lls m it mehreren BGen, gemeinsame In­
spektionen vorgenom m en wurden. Die Bauführer der 
Frem dfirm en wurden m itgenom m en und jede Bean­
standung w urde pro toko llie rt, oder es wurde auf die 
so fortige  Beseitigung gedrungen, notfa lls auch Bau­
s te llenstillegungen verfügt. Es zeigte sich dann nach 
e iner gew issen Zeit, daß die Bauführer oder M ontage­
le iter, d ie das zunächst m it erheblichem  Unbehagen 
zur Kenntnis genom m en haben, einmal bei Abschluß­
gesprächen sagten, daß es fü r sie eine ganz erheb­
liche U nterstützung gewesen sei. Jetzt sahen ihre Ka­
meraden, daß nicht nur der Bauführer der ew ige Mek- 
kerer sei, sondern daß auch noch andere Gremien da­
hinterstünden.

Weber: W ir kennen genügend Beispiele, bei denen es 
vorb ild lich  exerziert worden ist, bei denen ganz be­
achtliche Unfa llverhütungserfo lge erz ie lt worden sind. 
Eben sprach mich Dr. Radler an und w ies auf das 
Kraftwerk W eisweiler hin, bei dem es info lge dieser 
guten Zusam m enarbeit zwischen den S icherheitsinge­
nieuren, dem Gewerbeaufsichtsbeam ten und dem 
Technischen Aufsichtsbeamten gelungen ist, inner­
halb von drei Bauphasen, die jew eils drei Jahre dauer­
ten, die Todesziffer völlig  zu senken, d. h. von zehn 
im ersten Abschnitt auf drei und dann auf null. Die 
allgem eine Unfallz iffer sank um 70 %. W ir w issen 
ganz genau, daß das ein Kom plim ent fü r Sie als Si­
cherheitsingenieure in Großbetrieben ist. Überall dort, 
wo w ir von der Bau-Berufsgenossenschaft Baustellen 
in solchen W erken haben, ist der Sicherheitszustand 
d ieser Baustellen erheblich besser als der von Groß­
baustellen, die im freien Gelände stehen und nur von 
uns allein betreut werden müssen. Da feh lt die starke 
Hand des S icherheitsingenieurs, der notfa lls einen Be­
trieb  aus dem W erk verweisen kann, wenn der Betrieb 
unseren Anforderungen nicht entspricht.

Nill: Es g ib t einen weiteren Punkt der Zusammen­
arbeit; ich glaube, einen der w ichtigsten überhaupt. 
Über die routinemäßigen, gemeinsamen Betriebs­
inspektionen in stationären Betrieben brauchen w ir 
hier nicht zu diskutieren, die sind wohl weitgehend 
problem los. Ein anderer Punkt ist die Schulung. Der 
Gesetzgeber hat vor allen Dingen die Berufsgenos­
senschaften beauftragt, Schulungen zu betreiben fü r 
S icherheitsbeauftragte, fü r M eister und fü r die, die 
im Betrieb fü r die Arbe itssicherhe it überhaupt verant­
w ortlich sind. Es g ib t ein altes Sprichwort, das fast 
banal ist, daß man eine Treppe besser von oben nach 
unten kehren sollte  als umgekehrt. Es g ib t auch hier 
Beispiele, wo einzelne Berufsgenossenschaften mit 
sehr großem Erfolg Schulungen oder s icherheitstech­
nische Seminare fü r le itende Führungskräfte einge­
richtet haben. Dabei gelang es, die w irk lich  leitenden 
Personen -  also vom W erksd irektor abwärts -  zu d ie­
sen Seminaren zu bringen. Man bedient sich, das 
wissen Sie auch, bei solchen Seminaren auch gern 
der M itw irkung von S icherheitsingenieuren, zum Teil 
auch von Gewerbeaufsichtsbeamten, um einen Fä­
cher von Dozenten anbieten zu können. V ielle icht 
sollten w ir einmal zur Diskussion stellen, w ie das Echo 
d ieser Schulungstätigkeit ist und was es uns bringt.

Ziegler: Die Süddeutsche Eisen- und Stahl-BG hat 
diese Schulungen fü r Führungskräfte in Reutlingen 
je tz t im zweiten Jahr durchgeführt. Das Echo der Her­
ren, die dort waren, ist unterschiedlich. Auf jeden Fall 
steht fest, daß ein Bedarf vorhanden ist. Das Niveau 
d ieser Schulungen kann, von unserer Sicht aus gese­
hen, nicht hoch genug sein. Ich meine nicht theore­
tisch hoch genug, sondern praxisnahe. Es kann na­
türlich einmal eine Beschwerde kommen, z. B. daß es 
Unsinn sei, die Schulungste ilnehm er mit defekten Ka­
beln usw. zu belästigen. Das ist uns bekannt. Uns in­
teressiert das System, wie w ir vorgehen sollen inner­
halb unseres Bereiches, eines Werkes, e iner Haupt­
verwaltung. Wenn das Niveau brauchbar ist, bin ich 
überzeugt, daß man in wenigen Jahren -  die W erks­
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le itungen der großen W erke sind dazu bereit -  alle 
Führungskräfte bis zum D irektor fü r diese Dinge ge­
winnt. Sie kommen zum Teil als Paulus zurück, wenn 
sie als Saulus kamen. Den Erfolg gerade dieser Schu­
lungen. d .h . Treppe von oben nach unten kehren, 
halte ich fü r unbedingt möglich.

Nill: W ir müssen nach unserem Zeitp lan diesen Punkt 
unserer Tagesordnung verlassen. Ich möchte hier nur 
noch diesen Beitrag abrunden. Meine Herren von den 
Berufsgenossenschaften, wenn man es ra ffin ie rt an­
fängt, schafft man es tatsächlich, die le itenden Herren 
in diese Seminare zu bekommen und wenn man, w ie 
Herr Z ieg le r eben sagte, praxisnahe Themen behan­
delt, beispielsweise Fallbeispiele in A rbeitsgruppen 
durcharbeiten läßt, gehen die Herren auch mit e iner 
ganz anderen E instellung zur A rbe itssicherhe it in ihre 
Betriebe zurück. Ich glaube, man sollte  das nur in ten­
sivieren und dafür Kosten und Mühen nicht scheuen.

Der letzte Punkt unserer heutigen Diskussion befaßt 
sich mit der E influßnahme auf die Vorschriftengebung. 
Das ist, so meine ich, ein etwas trauriges Kapitel, zu­
m indest aus der Sicht der S icherheitsingenieure. Zwei­
fe llos haben sich die Berufsgenossenschaften, und 
w ie w ir von Herrn Feucht heute auch hörten, unter 
Beteiligung der Gewerbeaufsicht in den Fachaus­
schüssen in den letzten Jahren sehr und auch mit 
einigem Erfolg bemüht, die Vorschriften praxisnahe 
und flex ib le r zu gestalten. D etailregelungen wurden 
mehr in die Erläuterungen und D urchführungsbestim ­
mungen geschoben, in denen man sich schneller der 
technischen Entw icklung anpassen kann. Doch eines 
ist zum indest b isher auf o ffiz ie lle r Ebene vergessen 
worden. Der S icherheits ingenieur kennt die Vor-O rt- 
Probleme, hat er eine solche Vorschrift zu realis ie­
ren. Noch viel schlimmer, er muß nicht nur den Be­
triebsle itern, sondern auch den S icherheitsbeauftrag­
ten und den Kumpels vor Ort erklären, warum diese 
Vorschrift so ist, sofern sie sich überhaupt erklären 
läßt: Er muß also sehen, daß diese Dinge in die Pra­
xis umgesetzt werden. Wenn w ir uns die berufsge­
nossenschaftlichen Fachausschüsse ansehen, dann 
ist höchstens vere inze lt -  m ir ist kein Fall bekannt -  
offiz ie ll ein S icherheitsingenieur vertreten. Wenn, 
dann ist er es irgendw ie aus e iner anderen Funktion 
heraus; der VDSI ist es jedenfa lls  nicht. Vertreten ist 
die Lobby der H erste ller te ilw eise sehr nachdrücklich. 
Unsere M itw irkung b le ib t darauf beschränkt, daß un­
ser zuständiger TAB oder LTAB von selbst, in vielen 
Fällen ist das glücklicherweise so, den Entschluß 
faßt, einem S icherheits ingenieur aus seinem Bereich, 
der dazu etwas sagen könnte, den Entwurf zur S tel­
lungnahm e schickt. Man kann dann auch o ffiz ie ll S tel­
lung nehmen. Es kann aber Vorkommen, daß diese 
Stellungnahm e im Fachausschuß kom m entarlos un­
te r den Tisch fällt. Wenn ich dagegen das Beispiel der 
National Safety Council in den USA betrachte, so 
muß dort jeder Einspruch oder Änderungswunsch aus 
einem M itg liedsw erk begründet beantw ortet werden. 
Ob Annahme oder Ablehnung, eine Begründung ist 
hier erforderlich, m it dem Erfolg, daß die Betriebe 
diese Vorschriften oder diese Datenblätter, w ie sie 
eigentlich nur heißen, dann auf fre iw illig e r Basis ak­

zeptieren. Es ist also hier die Frage, warum  nicht in­
stitu tione il verankern, daß in jedem berufsgenossen­
schaftlichen Fachausschuß auch ein V ertre te r der S i­
cherheitsingenieure, nicht nur, weil er zufä llig  auch 
Verkäufer von Fräsmaschinen usw. ist, vertre ten ist 
m it e iner berechtigten Stimme, w ie sie die anderen 
M itg lieder dieses Ausschusses haben. Ich glaube, es 
könnte allen Seiten nur nützlich sein.

Mages: Ich b itte  Sie nicht zu vergessen, daß d ie Un­
fa llverhütungsvorschriften nicht vom Fachausschuß er­
lassen werden, sondern von der V ertreterversam m ­
lung. Das sind ja  die Unternehm er und Beschäftigten 
in den Betrieben. Es sind also keineswegs Angeste llte  
oder Beamte, die die Vorschriften erlassen, sondern 
die U nternehm er und die Versicherten aus den Be­
trieben. Sie kommen über die Sozia lpartnerwahlen 
in die Vertreterversam m lung. Daß bei den V orarbe i­
ten, die der Fachausschuß leistet, die S icherheits inge­
nieure nach ihrer Ansicht fehlen, darin muß ich Ihnen 
eigentlich zustimmen.

Nill: W er das Verfahren der Vertreterversam m lungen 
kennt, w ird verstehen, wenn mich in diesem Punkt Ihre 
A ntw ort nicht befried igt, zumal es in dem Stadium, 
in dem eine UVV der Vertreterversam m lung vorliegt, 
sehr schw ierig ist, Detailänderungen hineinzubringen.

Mikfelder: Es g ib t verschiedene Fachausschüsse, die 
tatsächlich von den berufsgenossenschaftlichen Ver­
tretern, d. h. also von den Technischen A ufsichtsd ien­
sten besetzt werden. Außerdem ist es meines W issens 
in den meisten Fachausschüssen der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften so, daß die A rbe itgeber- und 
A rbe itnehm ervertre ter do rt antreten, und diese sind 
in vielen Fachausschüssen. Ich kann es nur von einem 
sagen, in dem ich selbst bin, daß S icherheits inge­
nieure de leg iert werden. Die Arbeitgeberverbände, 
die einen V ertre ter entsenden dürfen, schicken in der 
Regel einen S icherheits ingenieur und von den A rbe it­
nehm ervertretern ist ähnliches auch bekannt. Ich kann 
nur vom Fachausschuß Eisen und Metall III sprechen, 
da haben w ir es jedenfa lls  so praktiz ie rt. H ier kom ­
men w ir auch zu dem Detail zu W ort. Das ist das We­
sentliche.

Nill: Na gut, dann mag dies auch eine Konste lla tion 
sein, Herr M ikfelder, aber das be fried ig t mich nicht. 
Es geht uns hier nicht um einen Proporz der Sozia l­
partner, sondern um eine d irekte  V ertretung durch 
Fachleute, die die Nägel e inschlagen, über die da 
geredet w ird.

Lessig: Ich möchte eine Lanze fü r die Berufsgenos­
senschaft der Feinm echanik und E lektro technik bre­
chen. Ich bin in dem Fachausschuß Feinm echanik und 
E lektro technik seit vielen Jahren eingesetzt. Der A r­
beitsausschuß befaßt sich m it der UVV 4, 89, Laser­
strahlen usw. In diesem Ausschuß sind, sow eit m ir 
bekannt ist, zwei S icherheits ingenieure vertreten. Es 
g ib t sicher schon mehrere Ausschüsse, in denen be­
reits S icherheitsingenieure vertre ten sind.

Korsten: Wenn Sie einmal die E rarbeitung einer 
neuen U nfallverhütungsvorschrift vom Stadium des 
Gebärens bis zur Fertigste llung verfolgen, so werden
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Sie beobachten müssen, daß zuerst das Unfallge­
schehen ko n tro llie rt w ird. Das heißt also, daß von der 
S ta tis tik  ausgegangen w ird. Dann w ird die technische 
Entw icklung überprüft in einem kleinen Arbeitskre is, 
der sich im wesentlichen aus Beamten der Gewerbe­
aufsicht und den Technischen Aufsichtsbeam ten der 
Berufsgenossenschaften zusammensetzt. Aber wenn 
es sich um Fragen handelt, die nicht auf einem tech­
nisch vernünftigen  Wege zu lösen sind, dann ist d ieser 
k le ine Kreis m eistens auch überfragt. Die Aufgabe ist 
dann, zw ischen zwei Sitzungen in der Praxis zu prü­
fen, inw iew e it eine Vorschrift p raktikabel ist. Das w ird 
zw angsläufig  dazu führen, daß w ir uns in den Betrie­
ben, in denen die anstehenden Problem e Vorkommen, 
den S icherheitsingenieuren zuwenden müssen, um 
m it ihnen als P raktiker die Fragen zu behandeln. In­
sofern erg ib t sich zwangsläufig bei e iner gew issen­
haften Entwicklung e iner U nfa llverhütungsvorschrift 
de r enge Kontakt, wenn er auch personell im Moment 
in dem kleinen Ausschuß nicht e rfo lg t. Wenn der erste 
oder zweite Entwurf e iner solchen U nfa llverhütungs­
vorschrift vorliegt, werden, ich glaube, das mit Gewiß­
heit sagen zu dürfen, von seiten der Ausschußm it­
g lieder vertrauliche M itte ilungen an die interessierten 
S icherheits ingenieure erfo lgen, um die M öglichke it fü r 
eine Ü berprüfung zu geben, w ie mit d ieser neuen Vor­
schrift überhaupt gearbe ite t werden kann. Es w ird 
gek lä rt was fehlt, was geändert werden sollte, oder 
was nicht durch führbar ist. Wenn diese Erfahrungen 
w ieder vorliegen, tr it t  erst der große Fachausschuß 
zusammen, in dem, w ie Herr N ill sagte, die Lobby der 
H erste ller zum Zuge kommt, aber auch mit dem g le i­
chen Gewicht die B etre iber dieser Anlagen. Ich glaube 
hier ist der Punkt erreicht, an dem die S icherheits in­
genieure als V ertre te r bzw. Sachverwalter ih rer Be­
triebe zum Zuge kommen. S icherlich muß manches 
vorher abgeklärt werden. Andererse its müssen Sie be­
rücksichtigen, daß je größer der Kreis ist, desto schwä­
cher die A rbe itsergebnisse werden. Ein k le iner und 
z ie lbew ußter Kreis, in dem ich durchaus einen S icher­
he its ingen ieur begrüßen möchte, ist arbeitsfähiger. 
Die M öglichkeiten der M itsprache sind auch heute 
schon gegeben, wenn sie auch noch verbessert w er­
den können.

Nill: Sie hängen aber von der Entscheidung des ein­
zelnen TAB ab, und w ir sind der Meinung, daß nichts 
gegen, sondern alles fü r e ine ins titu tione ile  M itg lied­
schaft von S icherheits ingenieuren in diesen Ausschüs­
sen, ob nun in den ersten kleinen oder in dem späte­
ren großen, spricht.

Korsten: Ich g laube das w ürde im großen und ganzen 
para lle l liegen. Es ist nur eine Frage der U m organi­
sation von berufsgenossenschaftlichen Fachausschüs­
sen und eine Frage an die Zefu, die sich m it einigen 
Schreiben klären läßt.

Schaaf: Meine Damen und Herren, das Thema heißt, 
bessere M öglichkeiten zu schaffen, daß die komm en­
den Vorschriften praxisbezogener werden. Selbst auf 
die Gefahr hin, daß ich Sie langweile, muß ich Ihnen 
einen Fall aus der Praxis berichten. W ir haben an 
einen Fachausschuß, den ich hier nicht nennen möchte, 
über den VDSI eine E ingabe vor w eit einem Jahr ge­

macht. Ich habe weder eine begründete Antw ort, noch 
überhaupt eine A ntw ort bekommen. Ich habe nicht 
einmal eine Bestätigung bekommen, daß das Schrei­
ben überhaupt angekommen ist.

Strack: Bei den Fachausschüssen müssen w ir eines 
festhalten. Erst im letzten Jahr sind durch den Haupt­
verband und die Zefu Grundsätze aufgeste llt worden, 
in denen festge legt ist, w er dazugehört, nämlich 
TABen, Gewerbeaufsicht, die beiden Sozialpartner, 
Betre iber und H erste ller sowie Sachverständige. Als 
Sachverständiger kann also der VDSI sehr gut zuge­
zogen werden. Diese Grundsätze stehen kurz vor dem 
Abschluß, und ich glaube, es ist durchaus noch mög­
lich, darüber zu sprechen, daß die S icherheitsinge­
nieure als Sachverständige etwas deutlicher heraus­
geste llt werden, denn diese Zusam m enarbeit ist an 
und fü r sich begrüßenswert. Ich darf noch auf eines 
hinweisen. Die Fachausschüsse befassen sich nicht 
nur m it den U nfallverhütungsvorschriften; sie haben 
die Verbindung zu den gemeinsamen Einrichtungen in 
allen Gewerbezweigen herzustellen.

Richter: Ich möchte noch einen Hinweis geben: Könn­
ten UVVen, R ichtlinien usw. nicht nur praxisnäher ge­
sta lte t werden, sondern auch allgem ein verständlich 
sein? Wenn sie nur der S icherheits ingenieur versteht, 
reicht das nicht aus, sie sollten auch fü r alle M itarbei­
te r verständlich sein.

Weber: Das ist ein altes Problem, das seit dem Beste­
hen der Vorschriften auftaucht. Das gleiche Problem 
besteht bei allen Gesetzen. Man könnte die gleiche 
Forderung auch an das Strafgesetzbuch stellen. Ich 
darf Sie darauf hinweisen, daß z. Z. nicht zuletzt we­
gen des Maschinenschutzgesetzes die gesamten Un­
fa llve rhü tungsvorschriftenvö lligneukonz ip ie rtw erden , 
d. h. sie werden dadurch praxisnahe, daß man künftig 
nur ein Schutzziel angibt und in den Durchführungs­
regeln der Praxis jede denkbare M öglichkeit anbietet. 
Dann w ird der Spielraum fü r Sie wesentlich größer. 
Daß man je tz t die Vorschrift fü r den einfachen Mann 
verständlicher gestaltet, ist eine Sonderfrage. Dies 
kann man nicht m it der Vorschrift selbst lösen, dafür 
muß man besondere M erkhefte oder M erkb lä tte r her­
ausgeben, und das w ird  von den Berufsgenossen­
schaften schon in sehr großem Umfange praktiz iert.

Vosseier: Ich fühle mich angesprochen und halte es fü r 
notwendig, daß ich auch ganz kurz etwas dazu sage. 
Die Fachausschüsse, die tä tig  werden, um die U nfall­
verhütungsvorschriften zu entwerfen, haben einen 
Vorläufer, die sogenannten Arbeitskre ise. In diesen 
A rbeitskre isen w ird  zunächst im berufsgenossen­
schaftlichen Rahmen gearbeitet, aber auch über die­
sen Rahmen hinaus werden bere its Sachverständige 
hinzugezogen. Sehr häufig sind diese Sachverständige 
S icherheitsingenieure. Insoweit sind also die S icher­
heitsingenieure schon dabei. Ich möchte hier nicht 
w iederholen, Herr Strack hat es schon erwähnt, daß 
w ir dabei sind, die Bearbeitung der Unfa llverhütungs­
vorschriften auf neue Beine zu stellen. Ich habe nun 
hier die Meinung gehört und dies w ar fü r mich sehr 
wertvoll. Ich w erde diese Meinung Herrn Buss, dem 
Leiter der Zentra lste lle  fü r Unfallverhütung, vo rtra ­
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gen, und ich bin überzeugt, daß die S icherheits inge­
nieure -  ich halte es fü r sehr w ertvoll -  noch mehr in 
die Erarbeitung der Unfallverhütungsvorschriften e in­
geschaltet werden.

Peters: Ich muß aufgrund m einer Tä tigke it bei der 
Gewerbeaufsicht in bezug auf Stellungnahm en zu 
Neufassungen von Unfallverhütungsvorschriften zu­
rückkommen. Es ist vö llig  klar und auch sehr sinnvoll, 
daß man die Unfallverhütungsvorschriften jetzt unter­
te ilt in das Schutzziel, die Durchführungsregeln und 
Erläuterungen. Wenn ich aber an den Umfang der je tz t 
neu vorliegenden Unfallverhütungsvorschriften denke, 
dann w ird  es m ir angst und bange, w er diese Vor­
schriften alle noch lesen soll. Ich würde vorschlagen, 
daß bei der Abfassung der Durchführungsregeln und 
Erläuterungen wesentlich größere Einschränkungen 
gemacht werden in bezug auf die Aussage. Wenn, 
z. B. in der UVVenneufassung »Gase«, in den Durch­
führungsregeln und Erläuterungen bem erkt w ird, daß 
sich als Sicherheitsm aßnahm e gegen Drucküber­
schreitungen das S icherheitsventil bewährt hat und 
dafür ein eigener Satz verwendet w ird, so glaube ich, 
brauchen w ir uns nicht über den Umfang der künftigen 
Unfallverhütungsvorschriften noch zu unterhalten.

Dr. Kangro: Ich möchte die Ausführungen von Herrn 
Vosseier durchaus unterstreichen. A ls S icherheits in­
genieur arbeite ich seit vielen Jahren in dem Ausschuß 
zur Erstellung von M erkblättern und Aufsätzen fü r 
Lösem ittel mit. W ir haben auch unsere Aufgabe darin 
gesehen, diese M erkb lä tter praxisnahe zu gestalten. 
W orauf ich persönlich aus der Praxis einen sehr g ro ­
ßen W ert gelegt habe. Die Zusam m enarbeit, z. B. mit 
der Zefu, ist ausgezeichnet. Auch möchte ich dies fü r 
meine Bezirksgruppe betonen.

Kerner: Zu den Vorschriften möchte ich nur einen Vor­
schlag machen. Versuchen Sie doch mal den M odell­
fall VDE-Vorschriften in Ansatz zu bringen, d. h. Ent­
w urfsveröffentlichungen, S tellungnahm e a lle r in teres­
sierten Kreise, Entwurfsberatung und dann anschlie­
ßend die fe rtige Vorschrift. Ich glaube, so ist eine we­
sentliche M itarbe it a lle r interessierten Kreise mög­
lich.

Nill: Ich glaube, das ist ein Vorschlag, der e in iger 
Überlegungen w ert wäre. W ir haben diesen Punkt 
je tz t soweit geklärt, und ich möchte Ihnen einen Vor­
schlag machen. W ir haben die B itte oder Forderung 
gehört, die S icherheitsingenieure expressis verb is in 
diesen Fachausschüssen oder A rbeitskre isen zu ver­
ankern. D ieser B itte steht nichts entgegen. W ir haben 
von kompetenten TABen hier gehört, daß dies e igent­
lich nur eines Verwaltungsaktes bedarf. Ich möchte 
Ihnen vorschlagen, daß w ir hier über eine Entschlie­
ßung abstimmen, die besagt, Herr Vosseier möge der 
O brigke it des Hauptverbandes der gewerblichen Be­
rufsgenossenschaften den Wunsch d ieser Versamm­
lung vortragen, daß schnellstens durch einen entspre­
chenden Verw altungsakt dafür Sorge getragen w ird, 
daß ausdrücklich in allen Gremien der Berufsgenos­
senschaften, die m it der Vorbereitung von Unfallver­
hütungsvorschriften u. ä. befaßt sind, die jew eils fach­

lich zuständigen S icherheitsingenieure als M itg lieder 
hinzuzuziehen sind.

Darf ich um das Handzeichen derer B itten, die fü r 
diese Entschließung sind?

Danke, das ist eine überw iegende Mehrheit. Die Ge­
genprobe bitte. Keine Gegenstim m e! Enthaltungen? 
Einige -  schätzungsweise zwanzig! Herr Vosseier, 
wenn Sie m ir gestatten, das pauschal anzugeben. Ich 
stelle also fest, die Versam m lung hat m it überw iegen­
der M ehrheit d ieser Entschließung zugestim m t, und 
w ir dürfen Sie, Herr Vosseier, wohl b itten, d ieses Er­
gebnis Herrn Buss und den anderen zuständigen 
Herren m it der B itte um freundliche Regelung zu 
überm itte ln. Ich danke Ihnen, Herr Vosseier, fü r Ihre 
Bereitschaft, diesen Auftrag der Versam m lung anzu­
nehmen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, w ir so ll­
ten je tz t zur Abrundung des Gesprächsergebnisses 
kommen. W ir möchten den Podium steilnehm ern ein 
kurzes Schlußwort zubilligen.

Herr Ruckser, Sie haben hier als S icherheitsbeauf­
trag te r fü r ein großes und nicht unbekanntes Industrie­
w erk m itgew irkt, Sie haben gesehen, w ie die Zusam­
m enarbeit sein kann, w ie sie te ilw e ise  ist und wo Ver­
besserungsm öglichkeiten erforderlich  sind.

Sind Sie der Auffassung, daß durch eine Intensiv ie­
rung der Zusam m enarbeit, bei W ahrung dessen, was 
an Unterschiedlichkeiten hier aufgezeigt wurde, auch 
dem Mann im Betrieb w irk lich  ged ien t werden kann 
fü r die S icherheit seines A rbe itsp latzes -  auch in der 
Auslegung, w ie sie Herr Feucht getroffen hat: A rbe its ­
klima, arbeitshygienische Verhältn isse?

Ruckser: Ich habe v ie lle ich t einen e inzigen Punkt ver­
mißt, und das ist die Berücksichtigung der persön li­
chen Momente der M itarbeiter, die an unterster Stelle 
stehen, die also die Betroffenen sind. Die Verbesse­
rung der S icherheitsm oral, d ie v ie lle ich t die G rund­
lage dieses ganzen Problem s ist, habe ich gemeint.

Nill: Sie haben recht, das hätte e igentlich m it zum 
Thema gehört. Wie könnten w ir durch gemeinsames 
Vorgehen auch das S icherheitsbewußtsein in der Be­
legschaft fördern? Ich habe dazu aber in meinem 
Schlußwort -  v ie lle icht kann ich Ihnen dam it gerecht 
werden, Herr R u ckse r-, einen Vorschlag zu un te rb re i­
ten, den ich von einem M itg lied d ieser Versamm lung 
bekam.

Feucht: Ich habe mich sehr darüber gefreut, daß in der 
D iskussion, und zwar ganz a llgem ein in allen vier 
Punkten, zum Ausdruck kam, w ie dringend notw endig 
unsere Zusam m enarbeit ist.

Ich wäre dafür, daß w ir diese Zusam m enarbeit auf 
reg ionaler Basis, d. h. also in den einzelnen Berei­
chen, noch ein klein wenig enger gestalten. Ich möchte 
auch ganz kurz auf das eingehen, was Herr Ruckser 
angesprochen hat. Die E influßnahme auf die Beschäf­
tig ten ist nicht so ganz einfach. Da kann der S icher­
heitsbeauftragte und der S icherheits ingenieur w eit 
mehr leisten als w ir von den Aufsichtsbehörden, denn
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Sie sind tagtäg lich im Betrieb, Sie kennen Ihre Leute, 
Sie w issen, w ie diese Leute anzusprechen sind, wie 
die Reaktion ist. W ir von der Aufsichtsseite her ken­
nen zwar den einen oder anderen, kennen sie aber 
doch nicht so, w ie Sie. W ir müßten natürlich hier ge­
w isse Schützenhilfe leisten und es wäre durchaus an­
gebracht, wenn man sich einmal zusammensetzen und 
überlegen würde, w ie w ir noch besser an den e inzel­
nen A rbe itnehm er herankomm en können.

Weber: Ich kann dem, was Herr Feucht sagte, voll zu­
stimm en. Man so llte  das auf Ortsebene durchziehen, 
aber nicht w ie bisher, an Stammtischen. Man sollte  
versuchen, örtlich  — nicht nur Vereinigungen — be­
stim m te E inrichtungen zu schaffen, wo man sich rege l­
mäßig trifft, sonst hat das keinen Zweck.

Albert: Es haben sehr viele S icherheits ingenieure S tel­
lung genomm en. Ich kann m ir e in iges sparen. Nur zum 
letzten Punkt möchte ich, obwohl er optim istischen 
Anklang gefunden hat, e in ige Bedenken anmelden. 
Mein Freund Lessig hat gesagt, daß er als Sicher­
he its ingenieur in vie len Gremien, z. B. in VDE-Kom- 
m issionen, bei der Berufsgenossenschaft usw. tätig 
ist. Ich frage Herrn Lessig -  keine Beantw ortung b itte  -  
haben sie nicht manchmal das Gefühl ein Schizophre­
ner zu sein, wenn Sie auf der einen Seite als S icher­
he its ingenieur, auf der anderen Seite als Lobbyist 
Ihres Unternehm ens in den Ausschüssen sind? Diese 
Frage muß sich jede r S icherheits ingenieur stellen, 
wenn er de leg iert w ird. Ich w urde de leg iert bei der 
Neuschaffung der UVV »Dam pfkraftwerke«. Ich habe 
ein ganzes Bündel m itbekom m en, was ich ausrichten 
sollte, dam it es uns nicht zu teuer w ird. Es sagte einer 
der Vorredner, daß er unter Eid steht. Ich möchte fü r 
die S icherheits ingenieure sagen, w ir stehen unter Ge­
halt und das ist auch eine Frage.

Nill: W ir haben hier in e iner erfreulich lebhaften Dis­
kussion die Probleme, die zur Tagesordnung anstan­
den, behandelt. Ich bin sehr g lücklich darüber, daß so 
engagierte Beiträge kamen, auch wenn sie nicht im­
mer die Meinung des Vorredners bestätigten. Dies 
wäre auch ein trauriges Spiel gewesen und vertane 
Zeit. Uns ist doch zum Bewußtsein gekomm en, daß 
fü r die Zusam m enarbeit so vie l Kapazität an B ere it­
w illig ke it vorhanden sein muß, um M öglichkeiten zu 
schaffen, notw endige und zw ingende Aufgaben zu klä­
ren, so daß man eigentlich als spontane Reaktion auf 
diese Tagung hin eine Reihe von ad hoc-A rbe itskre i- 
sen b ilden müßte. Wohl gem erkt, laut Herrn Weber, 
n icht Stammtische, sondern A rbe itskre ise  sollte  man 
ins Leben rufen, in denen diese Zusam m enarbeit ver­
tie ft und in tensiv ie rt würde. Beispielsweise, ich er­
wähnte es schon, bedienen sich sehr v ie le Berufsge­
nossenschaften der Beratung durch S icherheitsinge­
nieure. Sie ste llen d ie Frage, inw iew eit etwas prakti­
zie rt werden kann, w ie die Erfahrungen m it diesen 
oder jenen sicherheitstechnischen Methoden sind. 
Man so llte  doch auch h ier bei den BGen prinzip ie ll 
fü r die einzelnen Sachgebiete A rbe itskre ise  schaffen, 
nicht nur fü r d ie V orbere itung von UVVen, sondern 
fü r die laufende E rörterung sicherheitstechnischer 
Probleme. A rbe itskre ise, in denen nicht nur der Si­
cherheitsingenieur, sondern auch der jew e ilige  Spe­

zia list der Gewerbeaufsicht seinen Platz haben könnte 
und die w irk lich  konkrete Ergebnisse erm itte ln. W ir 
erleben sehr häufig, daß w ir von einem anderen Si­
cherheitsingenieur oder von einem Herrn einer an­
deren Berufsgenossenschaft gefragt werden, ob man 
eine Lösung fü r dies oder das finden kann. Unter Um­
ständen kann man antworten, daß dies schon seit 
Jahren bei uns so praktiz ie rt w ird. Veilchen und Ro­
sen, die im Verborgenen blühen, ganze Komplexe und 
Rezepte, die in einzelnen Unternehmen entw ickelt 
wurden, sind nicht einmal dem Nachbarunternehmen 
jenseits der nächsten Bahnlin ie bekannt. Warum gibt 
es nicht mehr A rbeitsgruppen, in denen einfach zu­
sammengefaßt w ird, was aus der persönlichen In itia ­
tive eines S icherheitsingenieurs, oder der In itiative 
eines Unternehmens erarbe itet wurde. Es so llte  ein 
Rezept entw ickelt werden, das sich an alle anderen 
M itg liedsw erke e iner anderen BG, oder an alle an­
deren einschlägigen Betriebe des zuständigen Ge­
werbeaufsichtsam tes w eitergeben läßt, und zwar so, 
daß auch der S icherheitsingenieur, der keinen M it­
arbeiterstab hat, anfangen kann zu arbeiten. H ier ließe 
sich noch sehr viel machen. Wenn die Berufsgenos­
senschaften erwägen, ihren Technischen Aufsichts­
d ienst zu erweitern, dann wäre es doch eine A nre­
gung, A rbeitsgruppen zu schaffen m it Gewerbeauf­
sichtsbeamten und S icherheitsingenieuren. Die Er­
gebnisse könnten allen von Nutzen sein. Für die An­
merkung von Herrn A lbert über die Form, in der un­
ser Freund, Herr Lessig, vertreten ist, bin ich e igent­
lich sehr dankbar. Die liegt auf derselben Ebene, wie 
Ihr Beitrag, Herr M ikfelder. Es kann sein, daß vom 
Unternehmen oder von der A rbeitnehm erseite ge­
rade der S icherheitsingenieur in einen solchen 
Ausschuß de leg iert w ird, das ist aber nicht immer 
sichergestellt. Ob er dann ausschließlich seine Fach­
meinung ve rtritt oder auch sich anderen Dingen un­
terordnen muß, das ist sicherlich, nach den Worten 
von Herrn A lbert, nicht ohne w eiteres von der Hand 
zu weisen. W ir wünschen, daß, ich z itiere nochmals 
Herrn Vosseier, der S icherheits ingenieur expressis 
verb is als M itg lied in solchen Gruppen vorhanden ist 
und nicht von einem anderen vorgeschoben w ird, der 
womöglich keine Zeit oder Lust hatte, selbst dahin zu 
gehen. Herr Lessing, das w ill ich nicht unterstellen, 
w ir haben Sie ganz neutral h ier als Beispiel zitiert.

Es wurde vorh in die Beeinflussung der Belegschaft 
angesprochen. Herr Feucht, ich gebe Ihnen vö llig  
recht, daß der S icherheitsingenieur, durch die Sicher­
heitsbeauftragten unterstützt, viel ausrichten kann. 
Nun erhebt sich die Frage, w ie stark das persönliche 
Gewicht oder das Prestige des S icherheitsingenieurs 
im Unternehmen ist. Das ist sehr unterschiedlich. Es 
g ib t welche, die haben einen sehr guten Stand, es g ibt 
andere, die darauf drängen, Zu tritt zu gewissen Gre­
mien zu bekommen. H ier setzt ein Vorschlag ein, den mir 
ein M itg lied in der Pause unterbre ite t hat. Ich möchte, 
auf die Gefahr hin, daß Sie sagen, »noch eine Entschlie- 
sung?«, diesen Vorschlag hier als Frage stellen. Sollte 
nicht diese Versamm lung zu dem einm ütigen Ent­
schluß kommen, daß absolut und prinz ip ie ll kein Tech­
nischer Aufsichtsbeam ter, kein Gewerbeaufsichtsbe­
amter, der in sicherheitstechnischen Angelegenheiten 
ein Unternehmen be tritt und weiß, daß es dort einen
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haupt- oder nebenberuflichen S icherheitsingenieur 
gibt, do rt verhandelt, ohne den S icherheitsingenieur 
hinzuzuziehen.

Ich höre hier von e inigen Seiten, daß es fü r viele 
selbstverständlich ist. Ich möchte aber diese A nre­
gung, weil sie m ir am Herzen liegt, geben. Darf ich 
um Handzeichen bitten, w er d ieser »Selbstverständ­
lichkeit« zustimmt.

Gegenstim men bitte : e in ige w enige! S tim m enthaltun­
gen: e inige wenige S tim m enthaltungen!

Die Meinung der Versamm lung ist, daß dies eine 
Selbstverständlichkeit sein sollte. Damit kommen w ir 
zum Ende unserer D iskussion.

Ich möchte Ihnen sehr herzlich danken fü r Ihre Ge­
duld und Ihre rege Teilnahme. Der volle Saal ist mehr, 
als w ir uns erwarteten. Ich möchte auch Ihnen, meine 
Herren hier auf dem Podium, danken fü r Ihre Betei­
ligung an dieser D iskussion und schließe die heutige 
Vorm ittagsveranstaltung.
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Arbeitshygienische
Gesichtspunkte
für die Sicherheitstechnik
Dipl.-Chem. M. Immendörfer

Die sprichw örtliche Sparsam keit der Schwaben ist 
Ihnen ja bekannt. Aber w ir ersparen uns nicht nur 
Geld, sondern m eist auch viele Worte.

W ir reden nicht gern und w ir reden nicht viel. Und daß 
w ir viel denken, s tre ite t uns niemand ab. Nur kommt 
unsere Zunge meist m it dem Denken nicht mit.

Aber das ist uns lieber als das Umgekehrte. W ir re­
den aber gern und manchmal zu viel, wenn es uns 
um eine Herzensangelegenheit geht. Etwas, was mir 
sehr am Herzen liegt, ist das Thema, über das ich zu 
Ihnen sprechen darf.

Was aber die Stunde anbetrifft, in der ich zu Ihnen 
spreche, so ist dazu noch zu sagen: Die Leistungs­
fäh igke it des Menschen hat ja ihre physiologischen 
Grenzen, wenn w ir die Leistungsbereitschaftskurve 
von B ild  1 betrachten, so befinden w ir uns zu Beginn 
meines Vortrags so ziem lich an der schwächsten Stelle 
des Tages. Da es Ihnen jedoch möglich sein w ird, die 
Ihrem W illen zugänglichen Leistungsreserven über den 
Verlauf e iner S tunde zu m obilis ieren, hoffe ich Sie mit 
dem Thema

U m weltseinflüsse am Arbeitsp latz

Arbeitshygienische Gesichtspunkte 
fü r die S icherheitstechnik

nicht zu überfordern und bitte Sie um Ihre A ufm erk­
samkeit.

Wenn w ir an Um weltseinflüsse denken, verbinden w ir 
diese Gedanken zunächst m it der Verschmutzung der 
Gewässer, m it der Verpestung der Luft, m it nächtli­
chem Straßenlärm, und w ir entnehmen ausderP resse 
und erfahren über das Fernsehen mit Schrecken, was 
uns im Jahre 2000 erwartet.

Wohl beschäftigen sich mit diesem Problem Behörden 
und Institute, Verbände, Vereine und A rbeitsgem ein­
schaften; die Lösung der Probleme ist jedoch ohne 
bewußte M itw irkung der Industrie ausgeschlossen.

Das, was w ir unter schädigenden Umweltseinflüssen 
verstehen, hat m it seinen Ursprung am Arbeitsplatz 
selbst, und wenn w ir uns bemühen, arbeitshygienische 
Praktiken am Arbe itsp latz erst einmal zu ve rw irk li­
chen so besteht kein Zweifel darüber, daß sich eine

Bild 1
Kurve der Leistungsbereitschaft
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solche A ktiv itä t auch zum Wohl der A llgem einheit 
auswirkt.

Auf einer Tagung der Fachvereinigung Arbe itssicher­
heit ist es wohl am Platze davon zu sprechen, daß es 
heute nicht nur Anliegen der S icherheitstechnik sein 
kann, Unfälle zu verhindern, sondern daß es gilt, das 
Programm durch arbeitshygienische Praxis zu erw ei­
tern. Um den Begriff A rbeitshygiene zu defin ieren:

Arbeitshygiene ist die W issenschaft vom Erkennen, 
Messen und Regulieren jener Faktoren oder Belastun­
gen am Arbeitsp latz, die Krankheiten und Gesund­
heitsschäden hervorrufen können, die das W ohlbe­
finden und das Leistungsverm ögen beeinträchtigen 
und diese W irkung nicht nur auf die W erktätigen in 
der Industrie ausüben, sondern zum großen Teil und 
in le tzter Konsequenz auch auf d ie gesamte Umwelt.

Im Sinne d ieser Defin ition würden w ir dann unter 
schädlichen Um weltseinflüssen am Arbeitsplatz etwa 
fo lgende Faktoren benennen:

-  Chem ikalien in Form von F lüssigkeiten, Stäuben, 
Räuchen, Nebeln, Dämpfen und Gasen.

-  Physikalische Energie in Form von e lektrom agne­
tischer und ion is ierender S trahlung, Lärm, V ibration, 
extreme Tem peratur, Feuchtigkeit, Drücke.

-  Ergonomische Faktoren w ie z. B. Körperhaltung bei 
der Arbeit, M onotonie, stereotype Bewegung, Ze it­
druck, Ermüdung usw.

-  B iologische Faktoren in Form von Bakterien, Viren, 
Insekten usw.

-  Psychologische Faktoren.

Diese Them atik ist nicht neu. Unter Einbezug der Um­
w eltshygiene, der Sozialhygiene und der Psychohy­
giene kann nicht übersehen werden, daß von Ge­
werbeaufsichtsäm tern, Berufsgenossenschaften, Ge­
sundheitsäm tern, von Universitäten, Akadem ien, öf­
fentlichen und staatlichen Instituten, Verbänden und 
A rbeitsgem einschaften schon lange hervorragende 
A rbe it gele istet w ird.

Diese A rbe it hat aber nur effektiven Einfluß auf das 
Industrie-M ilieu, wenn sie nicht nur in Instituten, son­
dern auch von der Industrie selbst p raktiz ie rt w ird.

Wenn w ir an das Regulieren schädlicher Um weltsein­
flüsse denken, so kann diese Tätigke it auch als Prä- 
ventiv-M edizin verstanden werden und würde daher 
sinngemäß zur Praxis W erksärztlicher Tätigke it ge­
hören.

Die Le itb ilder des Arztes sind jedoch durch tra d itio ­
nelles Studium geprägt, er lernt Krankheiten zu er­
kennen und zu heilen, und man w ird  ihm von vornher­
ein nicht zumuten dürfen, daß er schädliche Umwelts­
einflüsse am A rbeitsp latz erkennen, messen und regu­
lieren kann. An d ieser Tatsache ändert sich zunächst 
auch nichts durch Einführung der A rbeitsm edizin in 
den Studienplan der Ärzte, denn präventive A rbe its­
medizin bedeutet ja  nicht, daß man die Ausw irkungen

schädlicher Einflüsse kennt, sondern daß man schäd­
lichen E inw irkungen vorbeugt.

Um dies tun zu können, sind zwar m edizinische Kennt­
nisse unentbehrlich, jedoch nicht w ich tiger als techni­
sche, chemische und physikalische.

Insofern als das Tagespensum der W erksärzte ohne­
hin m it rein medizinischem Dienst ausgefü llt ist und 
bezüglich technischer, chem ischer und physikalischer 
Methoden keine entsprechende Ausbildung erfo lgte, 
ist der W erksarzt m it praktischer A rbeitshygiene, w ie 
ich sie nachher durch Beispiele erläutern möchte, 
überfordert.

Um dies noch etwas deutlicher zu machen, lassen Sie 
mich die Prinzipien praktischer A rbe itshyg iene etwas 
näher kom m entieren. Dazu fragen w ir uns, was be­
deuten Erkennen, Messen und Regulieren schädigen­
der A rbeitse inflüsse?

Zum Erkennen gehören:

1. Technologische Kenntnisse zur Beantw ortung der 
Fragen:

a) was w ird  gemacht?

b) w ie w ird es gemacht?

c) m it welchen M itteln w ird es gemacht?

2. M edizinische Kenntnisse, denn w ir fragen:

a) Welche Schädigungsm öglichkeiten sind in Betracht 
zu ziehen?

b) Welche Organe des menschlichen Körpers werden 
angegriffen?

c) M it welchen chronischen Erscheinungen ist zu rech­
nen?

Mit dem Messen verbunden sind fo lgende Fragen:

a) Was ist zu messen?

b) Was soll das Meßergebnis e rbringen?

c) Wo liegen die günstigsten Meßpunkte?

d) M it welchen Größenordnungen schädigender Ein­
flüsse ist zu rechnen? (Eventuell S tichproben)

e) W elches M eßinstrum ent erscheint am geeignet­
sten?

f) Wie oft und wie lange muß gemessen werden, da­
mit die Auswertung eine gü ltige  Aussage über die Be­
lastungen am A rbe itsp latz erbringen kann?

g) Welche Bewertungsverfahren sind anzuwenden?

Regulieren kann umfassen:

1. Vorschlag technischer Schutzmaßnahmen

2. Vorschlag persönlicher Schutzmaßnahmen

3. Kontro lle  technischer und persönlicher Schutzmaß­
nahmen
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4. Ä rztliche Vorsorgeuntersuchung

5. Erste llung von R ichtlin ien

6. Schulung, T ra in ing, In form ation

Wenn w ir dies in Betracht ziehen, dann ist das Ge­
w icht der Technik fü r den M ediziner belastend. Genau 
so natürlich, w ie es das Gebiet der A rbe itsphysio ­
logie fü r den S icherheits ingenieur trad itione lle r Prä­
gung wäre, w o llte  man ihm die gesamte Aufgabe A r­
be itshygienischer Praxis ohne Ausbildung übertra­
gen.

Es kann also zw ischen den Tätigke iten von W erksarzt 
und S icherheits ingenieur eine deutliche Lücke fest­
geste llt werden, d ie heute in den USA und auch schon 
zum Teil in England durch das Berufsbild des Indu- 
strie -H yg ien ikers überbrückt werden kann.

Daß diese Lücke auch in Deutschland im m er klarer 
e rkannt w ird, ze ig t das Vorbild  des Landes Hessen, 
das die A usbildung von Gesundheitsingenieuren, Bio- 
und M edizin-Ingenieuren und K rankenhausbetriebs­
ingenieuren in A ng riff nehmen w ird. Ich sehe darin 
auch einen Ansatz zur Lösung industrie llen  Bedarfs 
an voll ausgebildeten A rbe itshyg ien ikern, wenn auch 
die Z ie lrich tung des Ausbildungsplanes dies zunächst 
noch nicht in den Vordergrund stellt.

Die Problem e schädigender Einflüsse am Arbeitsplatz 
lassen es m einer Meinung nach aber nicht zu, abzu­
warten bis auch in Deutschland Ausbildungsstätten 
fü r Industrie-H ygien iker akadem ischer und techni­
scher Laufbahn vorhanden sind.

Wenn auch A rbeitshygienische Praxis nicht voll vom 
S icherheits ingenieur e rfü llt werden kann, so sollte  er 
sich doch nach Kräften bemühen, soviel als möglich 
davon in d ie S icherheitstechnik einzubauen.

Bevor ich Ihnen anhand ausgewählter Beispiele Ein­
b lick in A rbeitshyg ien ische Praktiken gebe, möchte 
ich auf p rinz ip ie lle  Überlegungen zu sprechen kom ­
men, die das Messen und das Auswerten betreffen. 
Diese Ü berlegungen halte ich fü r sehr w ichtig. Rich­
tiges Messen m it richtigem  Auswerten verbunden, 
sind Voraussetzungen fü r richtige Beurte ilung einer 
A rbe itsp la tzs itua tion  und daher lohnt es sich zu fra ­
gen, was sind einzelne Meßmethoden zu leisten im­
stande. Um dieses Thema auf ein M inim um zu be­
schränken, möchte ich mich zu fo lgenden M eßprinzi­
pien äußern:

1. Die Einzelmessung

2. Die K ontinu ierliche Messung

a) Messung e iner G esam tkonzentration über einen 
festgelegten Zeitraum.

b) Aufzeichnung von K onzentra tionsprofilen über 
einen festgelegten Zeitraum .

Für Einzelmessung bevorzugte Geräte können bei­
spie lsw eise sein:

-  Prüfröhrchen

-  Gassammelröhrchen

-  Therm om eter

-  Psychrometer

-  Luxmeter

-  Anemometer

Bei Meßeinrichtungen fü r kontinu ierliche Messung 
zwecks Feststellung e iner G esam tkonzentration über 
einen festgelegten Zeitraum  handelt es sich z. B. um:

-  Absorption an Aktivkoh le  usw. in Verbindung mit 
entsprechenden Analysengeräten.

-  Dosimeter

-  Gravim etrische Staubmessung

Beispiele fü r Meßeinrichtungen zur Aufzeichnung von 
Konzentrationsprofilen über einen festgelegten Ze it­
raum können fo lgende sein:

-  Therm ohygrograph

-  Im pulsschallpegelm esser

-  Autom atische Geräte zur Analyse von Luftverunre i­
nigungen

Die Entscheidung, ob w ir der Einzelmessung oder der 
kontinuierlichen Messung in der arbeitshygienischen 
Praxis den Vorzug geben, fä llt fast ausschließlich zu­
gunsten der kontinuierlichen Messung mit Autom a­
ten. Eine A rbeitss ituation anhand einer Einzelmes­
sung zu beurte ilen ist so gut w ie nie möglich und die 
Durchführung von Serien von Einzelmessungen ist 
des Aufwands an Zeit und M itteln wegen nur in Aus­
nahmefällen möglich.

Kontinuierliche, in tegrierende Meßverfahren sind auf 
Spezialfälle m it Vorteil anzuwenden. Die A rbe itsp latz­
analyse so llte  aber wenn immer möglich mit auto­
matischen und schreibenden Geräten erfolgen, um 
Konzentra tionsprofile  über eine Schicht, über einen 
Arbeitstag oder gar noch länger zu erhalten.

Wenn w ir von Autom aten sprechen, so müssen w ir 
unterscheiden zwischen:

Stationären und Tragbaren Geräten.

Das Angebot auf dem Gebiet sta tionärer Geräte ist 
nicht gering. An Meßprinzipien im Bereich chemischer 
Schadstoffe sind hauptsächlich zu nennen:

-  Spektrom etrie

-  C olorim etrie  

•- Leitfäh igke it

-  Coulom etrie

-  Gaschrom atographie
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Entw ickelt wurden diese Geräte ursprünglich mehr für 
technische als arbeitshygienische Überwachung. Da 
sie norm alerweise nur zur Messung einer einzigen 
oder sehr w eniger Komponenten geeicht sind, vermag 
keines dieser Instrum ente all den umfangreichen Pro­
blemen chemischer Schadstoffanalysen gerecht zu 
werden. Die Brauchbarkeit fü r arbeitshygienische 
Zwecke scheitert zudem beinahe ausnahmslos an fo l­
genden fü r die A rbeitshygiene wesentlichen Forde­
rungen:

-  Geringes Gewicht und leichte Beweglichkeit

-  Robustes Verhalten

-  Hohe Präzision und hohe Em pfindlichkeit

-  Erfassung eines m öglichst großen Spektrum s che­
mischer Stoffgruppen

-  Einfache Bedienung

-  Geringe Ansprüche an physikalische und chemisch­
analytische Spezialkenntnisse.

Da es nicht einfach ist, all diesen Forderungen nach­
zukommen, ist e inerseits das Angebot von Autom a­
ten fü r die arbeitshygienische Praxis noch beschränkt 
und deren Anwendung wegen Bedienungsschw ierig­
keiten begrenzt.

Die S icherheitstechnik muß sich aber bemühen, we­
nigstens vom Vorhandenen Gebrauch zu machen und 
sie muß lernen, daß Einzelmessungen zwar zum Fest­
stellen von technischen, aber nicht zur Beurteilung 
m öglicher m enschlicher Defekte brauchbar sind.

Wenn ich nun versuche, meine vorhergehenden Aus­
führungen anhand e in iger Beispiele näher zu be­
leuchten, so müssen Sie verzeihen, daß ich dabei von 
meiner betriebsspezifischen Praxis ausgehe. Soweit 
ich jedoch aus Diskussionen und Gesprächen entneh­
me, sind meine Probleme zum größten Teil auch die 
Ihrigen.

Wenn ich mit der Gefährdung durch chemische A r­
beitsstoffe beginne, so hat dies seinen Grund darin, 
daß die Umstellung unserer Produktion von mechani­
schen zu chemisch-technischen Arbeitsverfahren An­
laß war, mich den W erksärztlichen Diensten als A r­
be itshyg ien iker zuzuordnen. Lassen Sie mich also zu­
nächst über den Komplex der

Gesundheitsgefährdung durch toxische Stoffe einiges 
sagen.

W ir verarbeiten inzwischen in unseren Fertigungs­
prozessen mehr als 600 chemische Produkte. W ürde 
es sich hierbei um reine chemische Stoffe handeln, 
so könnte man v ie lle icht noch von e iner Überschau­
barkeit m öglicher Gefährdung sprechen. Da die Pro­
dukte jedoch größtente ils Gemische unbekannter Zu­
sammensetzung darstellen, unter Phantasienamen 
ausgeliefert werden, ohne daß der Lieferant generell 
verpflichtet wäre, die Inhaltstoffe zu deklarieren, kann 
keine Rede mehr davon sein, toxische Eigenschaften 
mühelos zu erm itte ln.

Nicht unerwähnt möchte ich in diesem Zusammen­
hang lassen, daß es sich hier nicht nur um eine be­

trieb liche M isere handelt, sondern auch um eine M i­
sere fü r die Ö ffentlichkeit, die m it exotischen Chem i­
ka lienkom positionen mehr und mehr überschwem m t 
w ird.

Die erste Frage, die bei der E inführung solcher Pro­
dukte zu stellen ist, wäre:

-  Welche gesundheitlichen Schäden können beim 
Umgang mit diesen Stoffen entstehen?

Und die zweite Frage würde lauten:

-  W elcher MAK-W ert soll dem Produkt zugeordnet 
werden?

Es ist leicht einzusehen, daß die Leistungsfäh igke it 
der Liste der MAK-W erte hier erschöpft ist, denn Sie 
werden ja  hoffentlich nicht auf die Idee kommen, 
MAK-W erte von Gemischen aus der Summe der MAK- 
W erte der E inzelkom ponenten zu erm itte ln.

Das Thema MAK-W ert ist schon viel e rö rte rt worden. 
Daß es sich aber bei der Liste der MAK-W erte nicht 
um ein toxiko logisches W örterbuch handelt, w ird n ir­
gends deutlicher als hier.

Eine effektive S icherheitstechnik muß also bemüht 
sein, das Datenmaterial, das zur Verhütung von Un­
fällen, Bränden und Gesundheitsschäden benötig t 
w ird, zu beschaffen. B isweilen sind Lieferanten be­
reit, mehr oder w eniger zuverlässige A uskünfte zu 
geben. In den meisten Fällen w ird man jedoch dar­
auf angewiesen sein, Untersuchungen im eigenen 
Hause oder in geeigneten Instituten außerhalb durch­
zuführen oder zu veranlassen.

Das Ergebnis können dann chemische D atenblätter 
sein, die etwa fo lgendes beinhalten:

-  Name des Produktes

-  Chemische Zusammensetzung

-  Chemische und physikalische E igenschaften

-  Maßnahmen bei T ransport, Lagerung und Verar­
beitung

-  Empfohlene Arbeitsschutzm itte l

-  MAK-Wert, Geruchs- und Reizschwelle

-  Kurzfassung tox iko log ischer Daten

-  Erste-Hilfe-Maßnahmen

Solche chemischen D atenblätter werden bei uns dem 
mit dem betreffenden P rodukt umgehenden M ita rbe i­
te r zur Verfügung geste llt. Ein solches D atenblatt ge­
nügt jedoch noch nicht, um auch, wenn benötigt, ärzt­
liche H ilfe optim al w irksam  zu machen. W irksam e The­
rapie von Vergiftungen ist nur möglich, wenn dem Arzt 
ausreichende Inform ationen über W irkung des Pro­
dukts auf den menschlichen O rganism us und über ge­
eignete therapeutische Maßnahmen zur Verfügung 
stehen. S ignifikante tox iko logische M erkm ale unter­
stützen selbstverständlich auch zie lgerichte te  Metho­
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den zur regelmäßigen ärztlichen Überwachung che­
m ika lienexpon ierte r M itarbeiter.

D iese Inform ationen zur Verfügung zu stellen, ist M it­
aufgabe e iner voll ausgebauten arbeitshygienischen 
Aktiv itä t. Eine D okum entation tox iko log ischer und the­
rapeutischer D atenblätter d ient nicht nur zur U nter­
stützung des W erksarztes, sondern ist auch fü r den 
A rbe itshyg ien ike r selbst d ie erste Voraussetzung fü r 
das Erkennen von Schädigungsm öglichkeiten am A r­
beitsplatz.

Zum Erkennen gehört dann in der Folge eine einge­
hende örtliche Inform ation über E inzelheiten der Tech­
nologie  und wenn notw endig schließen sich daran 
Messungen, die fo lgendes zum Gegenstand haben 
können:

-  K onzentra tionsprofil der Luftverunre in igung, denen 
der M ita rbe ite r während seiner A rbe it ausgesetzt 
ist.

-  Messung der Schadstoffkonzentration in der A tem ­
luft, im Blut, im Speichel, im Urin des M itarbeiters, 
sofern diese Messungen so gesichert sind, daß sie 
als Maß fü r m ögliche Schädigungen dienen können.

-  Messung der Lu ftgeschw ind igke it an vorhandenen 
Abluftanlagen.

Ohne auf d ie beiden ersten Punkte w e ite r einzugehen, 
komm e ich auf Abluftan lagen zu sprechen, deren 
Zweck es ist, toxische Stoffe w irkungsvoll aus A rbe its­
räumen zu entfernen.

Das Regulieren schädlicher E inflüsse gehört m it zu 
den w ichtigsten Dingen arbeitshyg ien ischer Gesichts­
punkte der S icherheitstechnik und beinhalte t im H in­
blick auf Ablu ftan lagen Kenntnisse in der Lüftungs­
und zugehörender Meßtechnik.

Um sicherzustellen, daß die Errichtung von Ab lu ftan­
lagen nach arbeitshygienischen Gesichtspunkten er­
fo lg t, ist es zweckmäßig, sie le istungs- und konstruk­
tionsm äßig nach arbeitshygienischen Normen auszu­
legen. Eine solche Norm ste llt fü r unser Unternehmen 
das von der Am erican C onference of Governmental 
Industria l Hygienists herausgegebene Buch Industria l 
Ventila tion dar, dem bis heute nichts g le ichw ertiges 
in Europa zur Seite steht.

Im Zusammenhang mit der Auslegung von lü ftungs­
technischen Anlagen w ird  viel m it dem Begriff Luft­
wechselraten operiert. D ieser Begriff kann eigentlich

nur praktische Bedeutung fü r a llgem eine Raumbe- und 
-entlüftung haben. Bei der Auslegung von A rbe its­
platzabsaugungen w ie z. B. bei D igestorien sind Luft­
wechselraten aber kaum nützlich, da sie in keinem 
Zusammenhang mit den Luftgeschw indigkeiten ste­
hen, die erforderlich  sind, um Schadstoffe rasch und 
w irksam  zu beseitigen.

Von der G eschw indigkeit, m it der sich Luft durch das 
D igestorium  zum Abluftkanal hin bewegt, hängt es 
aber in erster Linie ab, ob die E inhaltung von MAK- 
Werten gew ährle iste t werden kann. Der MAK-Wert 
eines Stoffes entscheidet also über Abluftgeschw in­
d igke it und dam it über Luftleistung.

Werte solcher A rt sind aus Bild 2 ersichtlich. Sie ent­
sprechen Luftle istungen zwischen 1800-2700 m V h /m 2 
Digestorien-Öffnungs-Fläche.

Wenn man von Abluftanlagen spricht, muß man auch 
an S tröm ungstechnik denken und es lohnt sich für 
die S icherheitstechnik sich dam it vertraut zu machen. 
Die W irtschaftlichkeit und optim ale Funktion einer An­
lage hängen davon ab, und Sie können hier ein re i­
ches Betätigungsfeld vorfinden.

Um von ström ungstechnischen Gesichtspunkten eines 
D igestorium s zu sprechen:

Auf was muß hier geachtet werden?

Das Bild 3 soll auf drei D inge hinweisen, die eine 
gleichmäßige Verteilung des Luftstrom s innerhalb des 
Abzugs und über die ganze, geöffnete V orderfront ge­
währleisten.

Es handelt sich

1. um die Luftle itw and anstelle des bei uns noch v ie l­
fach gebräuchlichen Luftkanalschachts vor der M itte 
der D igestorien-Rückwand.

2. um aerodynamische Gestaltung der D igestorien- 
Vorderfront um Turbulenzen zu verm eiden.

3. um den sogenannten »By-pass«, der zur Ausbalan­
cierung des Lüftungssystem s bei veränderten ö f f ­
nungsfronten dient.

Die Überlegenheit nach ström ungstechnischen Ge­
sichtspunkten konstru ie rte r E inrichtungen zeigt sich 
überzeugend, wenn man Luftgeschw indigkeitsm es­
sungen an Abzügen verschiedener Konstruktion als 
Netzmessungen an Abzugsfronten durchführt.

Art des MAK-Werte Kontroll-
Stoffes Gase Staub Mineral. Geschwindigkeit

und Rauch Stäube m/sec.
Dämpfe Nebel Durch sehn. Minimum

Bild 2 sehr toxisch <  0,1 ppm <  0,1 mg/m3 mpp/m3 0,8 0,6
Richtwerte für Abluftgeschwindig­
keiten über die Fläche der Öffnung mäßig toxisch 0,1-100 0,1-15 -  10 -' 0,5 0,4

von Digestorien in Abhängigkeit 
vom MAK-Wert

wenig toxisch >  100 >  15 >  10-’ 0,3 -
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2 :

jd

1 Zum Exhauster
2 By-Pass, bei 

hochgezogenem 
Fenster geschlossen

3 Luftgleitfläche an den 
Seitenbalken

4 Luftgleitfläche 
am Arbeitstisch

5 Raumlufteintritt
6 Sicherheits-Schwelle
7 Schlitze justierbar
8 Luftleitwand

Bild 3
Abzug mit konstantem 
Luftvolumen

Im übrigen gehören Luftgeschw indigkeitsm essungen 
an Absaugehauben zur regelmäßigen Routine von 
W artungsabteilungen und wünschenswerterweise auch 
zur Überwachungsfunktion der S icherheitstechnik.

Der nächste Abschnitt m einer Ausführungen behan­
delt das Thema Lärm am Arbeitsplatz.

Obgleich Lärm als vegetative S törkom ponente ein 
durchaus behandelnswertes arbeitsphysiologisches 
Thema wäre, möchte ich mich nur m it Lärm als Ur­
sache von Gehörschäden befassen.

Als Beispiel möchte ich einen R otationsschnelldrucker 
wählen, dessen Schallpegel vor allem  durch die 
Schneidemesser verursacht w ird. D ieser Schallpegel 
beläuft sich auf 97 dB (A).

Abweichend von der VDI 2058 führen w ir a lle Ge­
räuschmessungen als Impulsm essungen durch. Das 
Geräusch des Rotationsdruckers weist, w ie die Auf­
zeichnung in Bild 4 zeigt, zwar keine Im pulstendenz 
auf und w ir könnten uns also bei der Betrachtung 
eines solchen Geräusches m it e iner Auswertung nach 
DIN 2058 zufrieden geben, um dann etwa fo lgendes 
zur Verm eidung von Gehörschäden zu unternehm en:

1. Regelmäßige audiom etrische Überwachung

2. Regelung der Expositions- und Erholungszeit.

Parallel dazu würden w ir uns aber bemühen, best­
mögliche technische Schallschutzmaßnahmen durch­
zuführen und dazu würden zählen:

1. Schalldämmung an der Maschine

2. Raumakustische Maßnahmen.

Sofern technische Maßnahmen nicht ausreichen, w ür­
den wir, um Gehörschäden auszuschließen, Ü berle­
gungen darüber anstellen, ob w ir das Tragen von 
persönlichen Schutzm itte ln zur P flicht machen müs­
sen oder nicht.

W ollen w ir einmal von den über N achhallzeitm essun­
gen erhaltenen Auskünften über den akustischen 
Raumzustand absehen, so b le ib t uns jedenfa lls  der 
technische Schallschutz an der Maschine und der per­
sönliche Gehörschutz.

Beide D inge einer sachgemäßen Entscheidung zuzu­
führen, bedarf es meines Dafürhaltens m ehr als nur 
der Messung des dB-(A)-W ertes, weshalb w ir w en ig­
stens ab 85 dB (A) zusätzliche Oktavbandm essungen 
machen.

Einmal liefern diese Messungen Daten über geeigne­
tes M aterial zur Schalldämmung, zum ändern können

p r 3 jL I • j j  
# f l
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Gesamtlärmpegel dB(A) eines 
Kartenschnelldruckers
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Bild 5
Nomogramm zur Ermittlung der 
Effektivtemperatur aus Trocken­
temperatur, Feuchttemperatur und 
W indgeschwindigkeit für den 
unbekleideten Menschen

Trocken- 5 0 -  

Temperatur
Feucht-

Temperatur
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Geschwin

digkeit

50  

h  *C 

«
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sie m itentscheiden bei den Überlegungen fü r p flich t­
mäßiges Tragen von Gehörschutzkapseln. Man sollte 
beachten, daß das Tragen solcher A rbeitsschutzm itte l 
beschwerlich ist und es nur auf w oh lbegründeter Ba­
sis verordnen.

Die O ktavband- und wenn notw endig die Terzband­
analyse so llten fü r Entscheidungszwecke m it heran­
gezogen werden. Es kann sich dabei herausstellen, 
daß die Schallpegel in A bhäng igke it von den Frequen­
zen und in A bhäng igke it von der E xpositionszeit nicht 
generell zu Gehörschäden führen werden, so daß man 
zunächst nichts als regelm äßige audiom etrische Über­
wachung anzuordnen braucht.

Dies w ar a lle rd ings in unserem akustischen Beispiel 
nicht de r Fall.

Versuche, befriedigenden technischen Schallschutz zu 
bieten, scheiterten, weshalb sowohl regelmäßige au­
d iom etrische Überwachung, als auch das Tragen von 
Gehörschutzkapseln unerläßlich geworden sind.

V ielle icht sollte  doch noch kurz auf Bewertungsver­
fahren von Geräuschmessungen eingegangen w er­
den.

Akustische Probleme kommen auf uns nicht nur von 
seiten der A rbeitshygiene in unseren P roduktions­
stätten zur Herstellung von D atenverarbeitungsanla­
gen zu, sondern auch im Zusammenhang m it den Da­
tenverarbeitungsanlagen selbst. Im Interesse des Kun­
den bemühen w ir uns intensiv um Geräuscharmut.

Die in ternationale Basis auf der w ir arbeiten, ließ es 
vorte ilhaft erscheinen, akustische Probleme eng an 
Empfehlungen der ISO anzulehnen. Die Bewertung 
von Geräuschpegeln erfo lg t deshalb nach dem soge­
nannten Noise-Rating-System. Der maximal zulässige 
Geräuschpegel fü r einzelne Systeme der Datenver­
arbeitungsanlagen ist durch NR-Kurven fix iert, die sich 
zwischen NR 45 und NR 65 bewegen.

Dieses System hat längere Zeit unsere internen ar­
beitshygienischen Überlegungen m itbeeinflußt. Die
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größere Beachtung haben w ir jedoch folgenden A r­
beiten geschenkt:

1. Hearing Conservation c rite ria  and Noise Exposure 
von A. G lorig, Am. Stand. Assoc.

2. Hazardous Exposure to Interm ittant and Steady -  
State Noise
von K. D. Kryter, Chaba W orking Group 46

3. A New Method fo r Rating Noise Exposures 
von I. H. Botsford, Bethlehem Steel Corp.

Auf diesen A rbeiten beruht der Entw urf eines S tan­
dards fü r unser Unternehmen zur Verhütung von Hör- 
schäden am Arbeitsplatz, der zur Zeit d isku tie rt w ird. 
Der deutsche Beitrag hierzu kann selbstverständlich 
nicht ohne Berücksichtigung der VDI 2058 erfo lgen, 
die im übrigen ja auch unverkennbar von obigen A r­
beiten beeinflußt ist.

Die Verhältn isse an einer Quarzdrehbank sollen Pro­
bleme der Schädigung durch extrem e klim atische Be­
dingungen zur Sprache bringen.

Wärmeleistung d. Strahlung +  Konvektion [kcal/h]
60

Bild 6
50 Nomogramm zur Ermittlung

des Hitzebelastungsindexes

kO

30

-200 0 j ZOO M O  600  800

nasser Haut Ijei 35 ° C [kcal/h]
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G enerell handelt es sich darum, den W ärm ehaushalt 
des Menschen, der durch Faktoren wie W ärm ekon­
vektion, W ärm eleitung, S trahlungswärm e, Luftfeuch­
tigke it, Luftbewegung, Schweißverdunstung usw. stark 
beeinfluß t w ird, so auszubalancieren, daß Überbean­
spruchung des Organism us verm ieden w ird.

Es ist schon immer versucht worden, obige Faktoren 
auf einen Nenner zu bringen, aber maximales W ohl­
befinden und m axim aler Streß können auf rechneri­
schem Weg nur m it vereinfachten Modellen erm itte lt 
werden. Ohne näher darauf einzugehen, möchte ich 
auf 2 bekanntere Auswerteverfahren hinweisen, näm­
lich auf das D iagramm der effektiven Tem peratur 
(B ild 5) dem Trockentem peratur, Feuchttem peratur 
und Luftgeschw ind igke it zugrunde liegen und das 
diese W erte in Relation zum menschlichen Empfinden 
setzt. Beim zweiten Verfahren handelt es sich um den 
von Beiding und Hatch entw ickelten H itze-Streß-In- 
dex (B ild 6). Dieses Verfahren wurde w e ite ren tw ik- 
kelt, so daß durch Messung von Trockentem peratur, 
Feuchttem peratur, S trahlungswärm e, Luftgeschw in­
d igke it und durch Einsetzen der aus Tabellen zu ent­
nehmenden W erten fü r den Arbeitsum satz nomogra- 
phisch und einfach Anhaltspunkte fü r maximale Expo­
sitionsze iten erhalten werden können.

Da sich die von uns benützten Nom ogram m e m ittels 
Dia nicht w iedergeben lassen, möchte ich Ihnen we­
nigstens d ie herangezogene Quelle nennen.

Es handelt sich um eine Veröffentlichung von James
S. M cKarns in Heating, Piping and A ir C ondition ing, 
Jan. 1966 mit dem T ite l: Nom ographs give refined esti- 
mate of Heat-Stress-Index.

Daß kritische E inwände bei diesem Verfahren gemacht 
werden können, ist m ir klar, aber man ist ja  dankbar 
fü r jedes Verfahren, das ohne grob feh le rhaft zu sein 
Angaben macht, m it denen man durch verhältn ism äßig 
einfache meßtechnische Anordnungen praktisch etwas 
anfangen kann.

Um präzise Anschauungen über einzelne Streß-Si­
tuationen zu gew innen, muß man diese in Abhängig­
keit w e ite rer Faktoren w ie Pulsfrequenz, A tem fre­
quenz, Sauerstoffverbrauch, B lutdruck, Hauttem pera­
tur, Rekta ltem peratur, Schweißmenge etc. betrachten.

Von diesen Verfahren machten w ir beispielsweise 
auch Gebrauch bei der Festlegung eines Standards 
fü r A rbe iten in K lim atesträum en.

Persönliche Konstitu tion als Voraussetzung fü r Auf­
nahme von Arbeiten in solchen Räumen w ird  durch 
ärztliche Voruntersuchung und jährliche  W iederho­
lungsuntersuchung klassifiz iert, und Sie ersehen aus 
B ild 7 maximale Aufenthaltsdauern in verschiedenen 
Klim azonen fü r M ita rbe ite r der Konstitu tionsklasse 1.

Ein vom W erksärztlichen Dienst e rs te llte r Ausweis, auf 
dem die K onstitu tionsklasse und Datum der letzten 
Untersuchung festgehalten sind, g ilt in ternational. 
Ohne ihn w ird  keines unserer Unternehmen Arbeiten 
unter extrem en klim atischen Bedingungen erlauben.

Um noch einmal zur Q uarzdrehbank zurückzukehren: 
Auch fü r diese A rt de r A rbe it wurde ein Standard er-

°c

%  Feuchte

20 Minuten Pause nach jeder Aufenthaltsperiode

Bild 7 Klimazonen für klimataugliche Mitarbeiter der 
Zulassungsklasse 1

stellt, wobei die maximale Expositionszeit ohne Hitze­
schutz 10 Minuten und m it Hitzeschutz 45 Minuten be­
tragen. An die Exposition muß sich jew eils eine Er­
holungspause von m inim al 20 Minuten anschließen.

W ir sind mit diesem Thema im Grunde sehr stark auf 
die arbeitsm edizinische Seite geraten, auch wenn w ir 
nur von der Auswertung von Messungen physika li­
scher Größen gesprochen haben. Ich möchte deshalb 
an dieser Stelle gerne zugeben, daß ich m ir durchaus 
der Schw ierigkeit bewußt bin, m it denen sich ein a r­
beitshygienisch orien tie rterS icherhe its ingen ieur neuer 
Prägung konfron tie rt sähe.

Die Dinge, die ich Ihnen an Beispielen zu illustrieren 
versuchte, in die Praxis umzusetzen, scheitern aber 
bestimm t nicht an der B e re itw illigke it der S icherheits­
ingenieure, arbeitshygienische Gesichtspunkte in der 
S icherheitstechnik zu berücksichtigen, sondern höch­
stens daran, daß es an Ausbildungsstätten fehlt, die 
nötiges Wissen verm itte ln  könnten.

Die bis je tz t gegebenen Beispiele geben bei weitem 
keine erschöpfende Inform ation.

Andere Beispiele könnten fo lgen und müßten auch 
folgende Them enkreise berühren:

-  E inrichtung und Kontro lle  von Anlagen zur a llge­
meinen Raumbe- und -entlüftung.

-  E inrichtung und Kontro lle  lichttechnischer Anlagen.
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-  Messung und Beurteilung von offenen und ge­
schlossenen ionisierenden Strahlern.

-  Messung und Beurteilung von UV-Strahlern, Lasern, 
M ikrowellen-Geräten.

Auch wäre es angebracht, etwas über präventive Maß­
nahmen zur Verhinderung von Hautschäden, also z. B. 
über Hautreinigungs- und Hautschutzm ittel zu sagen, 
ein Kapitel, das der S icherheitstechnik zwar nicht 
frem d ist, das sie aber vie lle icht ein bißchen zu sehr 
nur m it der linken Hand bearbeitet.

Ich möchte die Beispiele aber nicht beschließen, ohne 
Gesichtspunkte zu berühren, die sich m it Küchen- und 
Kantinen-Hygiene befassen. Es liegt wohl ein großer 
Teil der Probleme, die die Gem einschaftsverpflegung 
betreffen, in ausschließlich ärztlicher Hand und unter 
der Kontro lle  der Gesundheitsäm ter.

Die Verw irklichung hygienischer E rfordernisse und de­
ren Kontro lle  so llte  jedoch mehr und mehr m it in in­
nerbetrieb licher Verantw ortung liegen.

Dazu ist es nicht notwendig, ein bakterio logisches La­
boratorium  aufzuziehen. Bakterio logische Untersu­
chungen erübrigen sich, wenn Küchen und Kantinen 
nach hygienischen Gesichtspunkten eingerichtet, be­
trieben und kon tro llie rt werden.

Zur E inrichtung gehören beispielsweise:

-  Normen fü r die Auslegung von Be- und Entlüftungs­
anlagen, ein Beispiel dafür zeigt B ild 8.

Zum Betrieb gehören unter anderem R ichtlinien über:

-  Zubereitung, W arm haltung, Kühlung, Lagerung von 
Nahrungsm itte ln:

-  Reinigung und Desinfektion von Geräten, Geschirr 
und Besteck;

-  Behandlung von Küchenabfällen.

Welche Forderungen in unserem Unternehmen hin­
sichtlich der Reinigung und Desinfektion erhoben w er­
den, möchte ich an einer G eschirrspülm aschine illu ­
strieren. W ir verlangen fü r den e inwandfre ien Betrieb 
E inhaltung fo lgender Punkte:

-  Entfernung von Speiseresten, Papier, Zahnstochern 
usw. vor E inbringen in die Maschine.

-  Gesonderte Behandlung von Porzellan und Besteck 
gegenüber G laswaren.

-  Sachgemäße Stapelung auf dem Transportband.

-  E inhaltung bestim m ter Tem peraturen und Zeiten 
während des Durchlaufs:

-  W aschzyklus zwischen 50 und höchstens 8 0 c C.

-  Druckspülung zwischen 70 -80° C.

-  Endspülung zwischen 80-93 ° C.

-  M indestzeit der Endspülung fü r e inw andfre ie  Des­
in fektion 15 Sekunden, vorzugsw eise 30 Sekunden.

-  Geschirr muß nach Beendigung des Spülvorgangs 
noch w enigstens 30 Sekunden eine Tem peratur von 
80° C aufweisen.

-  Sachgemäße Entnahme.

-  Kein Abtrocknen von Hand.

-  E inwandfreie Reinigung der Maschinen nach Ge­
brauch.

Das Bild 9 soll den Ablauf eines G eschirrspülvorgangs 
noch einmal verdeutlichen.

Die E inhaltung hygienischer G esichtspunkte kann w ir­
kungvoll und einfach kon tro llie rt werden. Hierzu ge­
hören:

-  Gründliche, visuelle  Kontro llen hinsichtlich a llge­
meiner und spezie ller Sauberkeit, d ie Küchentech­
nik und das Küchenpersonal betreffend.

-  Messung von Luftgeschw indigkeiten an Abzugshau­
ben zur Kontro lle  e inw andfre ie r Funktion.

-  Tem peraturm essungen in Kühl- und T ie fküh lräu­
men, in N ahrungsm itte lautom aten, G eschirrspülm a­
schinen, in zubereiteten warm gehaltenen Speisen 
usw.

Ich habe versucht das Feld der A rbe itshyg iene an be­
stim m ten Punkten abzuleuchten und der Auffassung 
Ausdruck gegeben, daß sich die S icherheitstechnik 
nach bestem Vermögen arbe itshyg ien ischer und ar­
be itsphysio logischer G esichtspunkte annehmen sollte.

Der Le itartike l der Ze itschrift »S icherheits-Ingenieur« 
vom 10. O ktober 1970, m it der Ü berschrift »Sicher-

Luftmenge Q =  1400 X WL m3/h 
Nicht weniger als 900 X PD m3/h 
Kanal -  Luft -  Geschwindigkeit
5 — 10 m/sec
P =  Umfang des Abzugs 2 W +  L

Bild 8
Beispiel für die Auslegung einer 
Küchenabluftanlage
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Bild 9
Beispiel für die Funktion einer 
Geschirrspülmaschine

1 Anfang Waschzyklus
2 Ende Waschzyklus
3 Anfang Druckspülung
4 Ende Druckspülung
5 Anfang Endspülung
6 Ende Endspülung
7 Austritt aus der Maschine
8 Geschirrabnahme

50 -  80'J C

70 -  80° C

80 -  93° C

he its-lngen ieur wohin?« unterstützt diese Ansicht mit 
den W orten:

Die W issensgebiete, um die sich derS icherhe its-Inge- 
n ieur über das einmal erw orbene Ingenieur-W issen 
hinaus bemühen muß, erschöpfen sich durchaus nicht 
im Wissen um die technischen Abläufe, Zusam m en­
hänge in seinem Unternehm en und den darin vertre ­
tenen Fachgebieten, auch nicht im M itkom men m it den 
neuen technischen M öglichkeiten und Verfahren, son­
dern derS icherhe its -Ingen ieur m ußw enigstensG rund- 
kenntnisse auch auf solchen Gebieten erwerben, die 
e igentlich ganz anderen Berufen angehören.

Und der Verfasser s te llt dann fest, daß hierzu auch 
Kenntnisse in A rbe itsphysio log ie  zu zählen sind.

Eine V erw irk lichung solcher Gedanken ist aber nicht 
möglich, ohne die E inrichtung von Ausbildungsstätten 
m it arbeitshygienischen Programmen.

Bei den Ausbildungsstä tten, an die in unserem Zusam­
menhang gedacht ist, handelt es sich nicht darum, Fach­
kräfte in G esundheitstechnik voll auszubilden, w ie es 
ab diesem W intersem ester an der staatlichen Inge­
n ieurschule in Gießen der Fall sein w ird, sondern um 
Ausbildungsstä tten zur Verm ittlung e iner überschau­
baren Darste llung arbeitshyg ien ischer Aspekte fü r O r­
gane der A rbeitssicherheit.

Ich halte die M öglichkeit, dieses Wissen in T ra in ings­
lehrgängen zu verm itte ln, nicht fü r unrealistisch. Mo­
de lle  fü r solche Kurzlehrgänge sind nach am erikani­
schen V orb ildern  gegeben, die sowohl in Theorie als 
auch in praktischer Übung Hervorragendes bieten.

Anwendbare M uster sind also gegeben, geeignete 
Orte zur Durchführung von Kursen lassen sich meines

Erachtens finden. Schirm herren und geeignete Lehr­
kräfte wären zu suchen.

Bevor ich zum Schluß meines Vortrags komme, möchte 
ich nicht versäumen, dem Landesinstitu t fü r A rbe its­
schutz und A rbeitsm edizin Karlsruhe herzlichst fü r die 
wesentliche Unterstützung beim Aufbau der kleinen 
Ausstellung zu danken, die Sie über heute in der A r­
beitshygiene übliche Meßgeräte inform ieren soll. Ich 
bitte, diese Ausstellung nicht als W erbung fü r be­
stimm te H erste ller zu betrachten, sondern nur als Bei­
spiele dessen, was prinz ip ie ll heute zum Messen 
schädlicher Einflüsse am Arbeitsp latz eingesetzt w er­
den kann.

Meine Damen und Herren, der Zweck von Vortrag und 
Ausstellung wäre jedoch verfehlt, w ollten sie nur in­
form ieren. Mögen Sie beides als Anruf an Sie verste­
hen, Mittel und Wege zu finden, um Arbeitshygiene in 
der S icherheitstechnik lebendig werden zu lassen.
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Zusammenfassung 
und Ausblick 
auf zukünftige Aufgaben 
des Arbeitsschutzes
Dipl.-Ing. K. Bierwerth

Es ble ibt m ir zum Schluß dieser Jahrestagung die Auf­
gabe, die Ergebnisse zusammenzufassen und einen 
Ausblick auf unsere zukünftigen Aufgaben zu geben, 
die w ir in unseren drei großen Gruppen Gewerbeauf­
sicht, Berufsgenossenschaften und S icherheitsinge­
nieure in A ngriff nehmen sollten und fü r die w ir viele 
Anregungen bekommen haben.

Viele Punkte wurden hier d isku tie rt; ich möchte nicht 
auf alle einzeln eingehen. Manches aber hat sich wie 
ein Faden durch die Vorträge und Diskussionen ge­
zogen und ist immer w ieder in Erscheinung getreten. 
So sind e inige Ansatzpunkte fü r uns gegeben w or­
den. W ir haben vereinbart, daß w ir in Kürze in der 
Fachvereinigung beraten wollen, auf welchem Gebiet 
w ir etwas tun können. W ir werden sowohl Vorschläge 
und Anregungen an die Gesetzgeber w eiterle iten, als 
auch auf unserem eigenen Aufgabengebiet vie le Anre­
gungen verarbeiten.

Ich darf hier ganz kurz an die Ausführungen von Herrn 
M in ister H irrlinger anknüpfen. M in ister H irrlinger be­
tonte, daß die trad itione lle  Methode der Betriebsüber- 
wachung nach w ie vor notwendig sei. Sie ist aber ra­
tione lle r zu gestalten und neue Gesichtspunkte sind 
e inzublenden. Dazu gehören u. a. die Schwerpunkt­
erm ittlung und die systematische Auswertung der Un­
fälle. W eiter führte  M in ister H irrlinger aus, daß die Da­
tenverarbeitung H ilfsm itte l fü r die Auswertung sein 
sollte. Aber -  das kam im Podiumgespräch zum Aus­
druck -  das Ergebnis der Datenverarbeitung ist nicht 
die Endstation unserer Auswertung, denn die Erkennt­
nisse liegen viel tiefer. Die statistische Erfassung der 
bei Betriebsüberwachungen festgeste llten Mängel ha­
ben alarm ierende Zahlen gezeigt; deutlich ergaben 
sich Schwerpunkte. W ir wissen natürlich auch aus un­
serer Praxis, daß diese Schwerpunkte auf dem Gebiet 
des innerbetrieb lichen Transports und auf dem Bau­
sektor liegen.

Die Zahl der G astarbeiterunfä lle  ist stark gestiegen; 
w ir haben dies in vielen Bereichen festgeste llt. Diese 
Unfälle müssen durchleuchtet werden. Die Normen, 
Regeln und Vorschriften auf den neuesten Stand zu 
bringen, neue Systeme zu entw ickeln, ist nicht zuletzt 
das Verdienst unserer gemeinsamen Arbeit.

Die Länderm inisterien befassen sich zur Zeit damit, 
die fachliche G liederung der G ewerbeaufsicht durch­
zuführen und das Personal wesentlich zu verstärken.

Durch seinen persönlichen Einsatz in den letzten Jah­
ren hat Herr M inister H irrlinger ein Beispiel gegeben, 
um in der Ö ffentlichke it Interesse und Engagement 
zu dokum entieren. Dies scheint uns w ichtig zu sein, 
und w ir meinen, dadurch positive Ausw irkungen auf 
unsere Jahrestagung und auf unsere A rbe it zu spü­
ren.

Herr M in is te ria lra t Kliesch betonte, daß der A rbe its ­
schutz z. Z. Schwerpunkt der sozialen S icherheit sei. 
Dies ist fü r uns erfreulich zu hören. Insbesondere 
steht der Verw irk lichung des Gesetzes fü r be trieb­
liche S icherheitsorgane offenbar nichts mehr im 
Wege.

Die Fachvorträge befaßten sich zunächst m it den 
Kunststoffen. Sie sind in unserer heutigen W irtschaft 
ein w ichtiger Rohstoff. A ls erstes beschäftigte sich 
Herr Dr. Kangro -  nicht unbekannt in unserem Kreise -  
m it dem Schutz vor Gefahren bei brennenden Kunst­
stoffen. Er zeigte die Merkm ale brennender Kunst­
stoffe auf: Brennbarkeit, Entflam m barkeit, G iftigke it 
der Brandgase, Q ualm bildung und Tropfenb ildung im 
Brandfalle. Die Kunststoffe verbre iten sich immer 
mehr in allen Industriezweigen, so daß die Brandge­
fahren Bedeutung fü r uns alle haben. Die speziellen 
Gefahren bei Kunststoffbränden bilden das w eit ver­
bre ite te PVC und andere ch lo rha ltige  Kunststoffe. 
Häufige Brandgefahren und -Ursachen in der kunst­
stoffverarbeitenden Industrie  sind beispie lsweise das 
unvorsichtige Schweißen und Rauchen, e lek tros ta ti­
sche Aufladung von Kunststoffstaub, Kurzschluß in 
Kabeln oder Schaltschränken, Bedienungsfeh ler bei 
der Schaum stoffherstellung u. a. m. Nach diesen Er­
kenntnissen hat sich auch die betrieb liche B randvor­
sorge zu richten.

Ein w eiteres Problem der kunstoffverarbeitenden In­
dustrie  behandelte Herr D ipl.-Ing. Korsten. Er brachte 
neue Verfahren, die nicht allen bekannt waren, und 
neue Verfahren bringen neue Gefahren, die nicht ohne 
w eiteres zu erkennen sind. Nachdem es gelungen ist, 
geeignete e lektrostatische Beschichtungsanlagen und
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dafür verwendbare Pulversorten zu entw ickeln, setzte 
sich in den letzten Jahren die Beschichtung mit Kunst­
stoffpulvern als neue M ethode industrie lle r O berflä­
chenbehandlung durch.

W ir hörten interessante E inzelheiten. Die Eigenschaf­
ten der verwendeten Kunststoffpulver und die Art 
der Beschichtung erfordern fü r die sichere Betriebs­
weise eine Reihe von Schutzmaßnahmen. Durch ge­
eignete Gestaltung der Beschichtungskabinen und 
deren Fußböden sow ie durch Absaugung des über­
schüssigen Pulvers sollen S taubablagerungen ver­
mieden werden. M etallische Gegenstände müssen 
geerdet sein.

H ier liegen Gefahren, die von vornherein nicht er­
kennbar sind, aber eines Tages zu einer Verpuffung 
oder e iner Explosion führen können. Spätestens dann 
müßte man sich Gedanken darüber machen, w ie so 
etwas in Zukunft zu verm eiden ist. Es ist aber unsere 
Aufgabe in der U nfallverhütung, rechtzeitig Unfa llge­
fahren und Konsequenzen zu überlegen. Dies ist ja 
auch ein Z iel unserer Jahrestagung.

Das Thema Lichttechnik und A rbeitssicherhe it behan­
de lte  Herr Ing. Loef. Die Beleuchtung gehört zu den 
drei Um welteinflüssen Licht, K lima und Schall. Sie be­
e influssen das W ohlbefinden, die Konzentration und 
die Leistungen. H ier scheint m ir die Konzentration be­
sonders w ichtig  zu sein, denn verm inderte  Konzentra­
tion ist ein w esentlicher Faktor bei den Unfällen. Die 
Gedanken des Vortragenden waren w eitgehend noch 
nicht bekannt. H ier scheinen noch w eitere  Untersu­
chungen erfo rderlich  zu sein, denn unsere Unfallan­
zeigen weisen die von Herrn Loef aufgezeigten Ein­
flüsse nicht aus. Jedem Unfall so llte  nachgegangen 
werden, um zu untersuchen, w ie groß die Beeinflus­
sung des Unfallgeschehens durch diese Faktoren ist. 
Vom Vortragenden wurden auch Maßnahmen aufge­
zeigt, w ie sich Unfälle lichttechnisch bekämpfen las­
sen.

Herr D ipl.-Ing. Licht führte  uns in ein Gebiet ein, das 
fü r die Zukunft w ichtig  ist. R egalbedienungsgeräte 
haben in den vergangenen Jahrzehnten einen Um­
bruch in der Lagertechnik e ingele ite t. Sie eröffnen 
M öglichkeiten, die den konventionellen Hebezeugen 
und Förderm itte ln  verschlossen sind. Vor kurzem w ur­
de ein Forschungsvorhaben abgeschlossen, d ieS tand- 
s icherhe it von F lurförderzeugen zu prüfen.

Das Podium gespräch heute vorm ittag ist Ihnen ja 
a llen noch im Gedächtnis. Neben der N otw endigkeit 
der Zusam m enarbeit zwischen den Aufsichtsdiensten 
der G ew erbeaufsicht und der Berufsgenossenschaften 
kam zum Ausdruck, daß die Unfallursachenforschung 
zu verbessern und zu intensivieren sei. Die E rkennt­
nisse aus diesen Forschungen müssen in realer Weise 
K onstrukteuren, Hochschulen und den Technischen 
Aufsichtsdiensten zugänglich gemacht werden, da sie 
der vorbeugenden Unfallverhütung dienen.

Auf die Ausführungen von Herrn Dipl.-Chem. Immen­
dörfer, meinem Vorredner, brauche ich hier nicht w ei­
ter einzugehen.

Damit sind w ir am Schluß der Jahrestagung. Ich habe 
versucht, Ihnen ein ige D inge ins Gedächtnis zurück­

zurufen. W ir werden uns zusammensetzen, um nütz­
liche Anwendungen der Anregungen zu erm itte ln  und 
zu koordinieren. Nicht zuletzt ist durch diese Tagung 
das Verstehen der drei großen Gruppen, die fü r die 
A rbeitssicherheit zuständig sind, verbessert worden.

Zum Schluß darf ich meinen Dank den Vortragenden 
sagen; mein Dank g ilt auch den Ausrichtern und Hel­
fern der Tagung, die seit Monaten uneigennützig tätig 
waren und die zum Gelingen wesentlich beitrugen.

In der Gewißheit, daß die Tagung uns einen Schritt 
weitergeholfen hat in unseren Bestrebungen, schließe 
ich die d iesjährige Jahrestagung der Fachvereinigung 
Arbe itssicherhe it und wünsche Ihnen allen eine gute 
Heimfahrt.
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Verzeichnis der VDRI-Bevollmächtigten 
und ihrer Stellvertreter

Aachen:

Augsburg:

Bayreuth:

Berlin:

Bielefeld:

Braunschweig:
Goslar
Salzgitter
W olfsburg

Bremen:
Emden
W ilhelmshaven

Dortmund:

Düsseldorf:

Essen:

Frankfurt:

Freiburg:

Fulda:
Hersfeld

Hagen:

Hamburg:
Lüneburg
Stade

Hannover:

Heilbronn:

Dipl.-Ing. Karlowitsch, 5105 Laurensberg über Aachen, Im M ühltal 26

Ing. Richard Wagner, 8900 Augsburg, Rupprechtstraße 14

Dipl.-Ing. Kroha, 8500 Nürnberg, W einm arkt 9/11

Ing. Kloppe, 1000 Berlin 45, Schillerstraße 10

Dipl.-Ing. Schröder, 4816 Sennestadt, Im manuel-Kant-W eg 37

Dr.-Ing. Tanne, 2000 Hamburg 52, Böcklinstraße 2

Bauing. Quentin, 2800 Bremen, K lattenweg 32 

z. Z. nicht besetzt

Dipl.-Ing. Fr. Groß, 5070 Bergisch Gladbach, Schützheider Weg 13

Dr.-Ing. Erenz, 4300 Essen, Hoffnungstraße 2 
Dipl.-Ing. Buthe, 4300 Essen, Hoffnungstraße 2

Bauing. Uwe Jürgs, 6000 F rankfurt/M a in , An der W olfsweide 14

vorübergehende M itbetreuung
durch den Bevollm ächtigten fü r Mannheim

z. Z. nicht besetzt

Dipl.-Ing. Krome, 5800 Hagen, Rosenstraße 115

Ing. Siegfried Sidow, 2000 Ham burg-Altona, A ltonaer Bahnhofstraße 64

Baumeister Willi Bertram, 3000 Hannover, Geibelstraße 61/65 

Dipl.-Ing. Haase, 7053 Rommelshausen, Nelkenstraße 6
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Ingolstadt: Dipl.-Ing. Stecher, 8034 Unterpfaffenhofen, An der Markung 15

Kaiserslautern: Dipl.-Ing. Pakusa, 6500 Mainz, H indenburgstraße 8

Karlsruhe: vorübergehende M itbetreuung
durch den Bevollm ächtigten fü r Mannheim

Kassel: Bauing. Schnell, 3500 Kassel, Sophienstraße 19
Baumeister Pfeiffer, 3501 Heckershausen/Kassel, Henselweg 24

Kiel, Lübeck: Bauing. Thierbach, 2300 Kiel-Hassee, Uhlenkrog 25

Koblenz: Bauing. Hans Ludwig, 5400 Koblenz-Horchheim , Raiffenbergstraße 6

Köln, Bonn: Dr. Voigtländer, 5000 Köln, Theodor-Heuss-R ing 44

Mainz: Dipl.-Ing. Przybylski, 6500 Mainz, H indenburgstraße 32
W iesbaden Dipl.-Ing. Grafeneder, 6500 Mainz, Friedrichstraße 52

Mannheim: Dipl.-Ing. Koenigs, 6900 Heidelberg-Schlierbach, In der Aue 4 b
Heidelberg Dipl.-Ing. Radandt, 6800 Mannheim 1, Steubenstraße 44-46

München: Ing. Franz Meyer, 8000 München 2, L inprunstraße 52
Dipl.-Ing. Stecher, 8034 Unterpfaffenhofen, An der Markung 15

Nürnberg: Dipl.-Chem. Friedl, 8500 Nürnberg, Schalkhauser Straße 94

Oldenburg: Bauing. Nesper, 2800 Bremen, Friedrich-Karl-S traße 21

Osnabrück: Bauing. Bartmer, 4801 Künsebeck über B ielefeld, Nr. 414

Regensburg: z. Z. nicht besetzt

Schweinfurt: Dipl.-Ing. Wenzel, 8500 Nürnberg, Harzstraße 5
W ürzburg

Siegen: z. Z. nicht besetzt

Stuttgart: Dipl.-Ing. Korsten, 7000 S tu ttgart 1, Hausmannstraße 1

Trier: Bauing. Schnoor, 5500 Trier, Eduard-Schieffer-Straße 14

Wuppertal: Dipl.-Ing. Müller, 5604 Neviges, Lucasstraße 14
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